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Dass Uugarn’s Staatshaushalt arg verrannt ist, braucht 
wobl nicht erst erwiesen zu werden. Die betriibende That- 
sache wurde wührend dér letzten Monate des Vorjahres von 
allén Bánkén des Reichstages und in allén Organen dér 
Tagespresse, oline Parteiunterschied, unzahlige Mai ver- 
klindet und dokuinentirt. Doch scheint mán sie an mancher 
Stelle bereits vergessen zu habén oder vergessen zu wollen. 
Dem gegenüber diirfte die Anrufung folgender Vorgünge 
nicht uuangezeigt, aber aucli geniigend sein:

1. Finanzminister Kari Kerkapoly, lángé nicht das 
unbegabteste Mitglied dér zwei letzten Kabineté, musste 
im Dezember v. J. den herben Angriffen weiclicn, welche 
die Ergebnisse seiner dreijáhrigen Amtswirksamkeit ihnr 
seitens dér eigenen Parteigenossen zugezogen. Bei rast- 
loser vierwöclientlicher Suche war dér Minister-Prásident 
nicht im Standé, in dér au drcilmndert Deputirte hohen 
Deák-Partei — Uberdies wurde aucb ausserbalb des Reichs- 
tages gefabndet — den Mann zu tinden, welcher hinrei- 
cbendes Selbstvertrauen oder genug patriotischen Opfer- 
inuth besüsse, um die Erbscbaft Kerkapoly’s anzutreten. 
Dér Minister-Prásident sah sich zu dem verzweifelten Ent- 
schluss gedraugt: das Finanz-Portefeuille s e l b s t  zu iiber- 
nehrnen. Herr Joscf v. Szlávy wiirde aber aucb bei einem 
geringeren Mass von Bescheidenheit, als ihn wirklich ziert, 
obne Rtickbalt eingestehen, dass er den Aufgaben dieses, 
vor Allém F a c h k e n n t n i s s  erfordernden Postens selbst
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unter gewöhnlicheu Verlniltnissen kamu gewachsen ware. 
Vollends heute!

2. Die Ende November v. J. aufgenoirirnene Anleihe 
von 7 '/s und bezieliungsweise 15 Millionen Pfund Sterling 
wurde nur zu den drückendsten Bedingungen erlangt. lm 
Momente, wo die Londonéi- Rothscliild’s eine in vierzig Jak- 
reu riickzalilbare fünfprozentigc russische Anleihe znm 
Kourse von 03 auf den engliscken Markt bracliten und ftir 
dieselbe eine aclit- bis zehnfacbe Ueberzeicbnung erzielten, 
schienen Regierung und Reichstag in Ungarn es als cin 
bohes GIllek anzusehen (mit solch’ fieberbafter Hast suchte 
mán síeli dasselbe zu sichernl), wenn dasselbe Weltbank- 
haus eine seclisperzentige ungarische Anleihe zu S 4  tlieil- 
weise übernahm. Die nach ftinf Jaliren zum vollen Nenn- 
wertke erfolgende Rllckzahluug dér ungariscben Schuld- 
sclieine sichert denselben, abgesehen von den bedeutenden 
Nebenvortheilen, welche die Emittenten sicb bedungen, ein 
testes Jaliresertrílgniss von zelin Prozent; dabei ist. ibnen 
dér gesammte, nach Millionen Joch zahleude Domanenbe- 
sitz des ungarischen Staates verpíandet. Trotzdem sind ge- 
legentlich des in den letzten Dezembertagen 1873 erfolgten 
Ausgebotes dér ersten 71/2 Millionen Pfund Sterling von 
vier ungarischen Instituten 72.000; vöm gesammten Iibrigen 
Ungarn weitere 14.000 Pfund Sterling, somit Alles in Allém 
bei weitem niclit Eine Millión Gulden (genau: 860.000 fl.) 
gezeiclmet worden! lm Auslande, speziell London, blieb 
trotz dér fabelhaft günstigen Bedingungen und wiewohl dér 
Bankzinsfuss daselbst auf ftinf Prozent lierabgegangen war, 
dér Erfolg- dér Unterzeichnnng so wenig durchschlagend, 
dass das Rothschild-Konsortium Wochen hindurch unsckltts- 
sig blieb, ob es aucli die gesammten V j 2 Millionen Pfund 
Sterling, oder nur die ersten zwei Drittel dieses Betrages 
iibernimmt.

3. Die ara 22. Dezember 1873 erfolgte Entsendung dér 
EinundzwanzigerKomndssion enthSI.lt docli wolil die ein-
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miit bige faktischc Anerkenutniss gauz ausserordentlicher 
Finauzzustaude. Als Aelinliclies bei Verhandluug des Yor- 
ausciilages für 1873 von deákistiscker Seite war beantragt 
wordeu (Pólya), hatte die Regierung den Antrag, wcil ein 
Misstrauensvotum involvirend, eutschieden, fást entrtistet 
zurückgewiesen; sie bat jetzt, ausser anderen Getreuen und 
wirklichen oder vermeintlichen Heilkuudigen, niclit weni- 
ger als sechs Ex-Minister in’s Konsilium, an das staatliche 
Kvankenlagcr entsendet.

Diese Vorg&nge sind zu beredt, um cines Kommen­
tár,s zu bedüríen. Was sic besagen, ist allerdings liöchst 
unliebsam, darf aber deslialb nicbt vertusclit werden. Das 
war lángé geuug unsere iible Angewöhnung, wir bezahlen 
sic lieute bittér tbeuer. Es ist böcbste Zeit, von ihr zu 
lasscn. Das Uebel erkenncn und bekennen ist im Staats- 
wie im Einzelleben die unerlassliche Vorbedingung des 
ernsten Heilungsversuches.

II.
Das Vorhandensein dér Finanzmisére als leider unbe-

streitbare Thatsache hiugenommen, gilt es vorerst, sicb ge- 
naue Rechenschaft iiber dérén Umfang zu gébén. Den un- 
mittelbarsten Anhaltspunkt hiezu bietet dér Staatsvoran- 
schlag für 1874, wie er knapp vor Beginn dieses Jahres 
imReichstage festgestellt worden. Die Hauptergebnisse des- 
selben gestalten sich, wie folgt:

Ordentliehe Einuabm eu................
Ordentliche A u s g a b e n ................

Defizit . . . . 
Ausserordentliche Einnahmen , . 
Ausserordentliche Ausgaben . .

Deíizit . . . .
Kredit- und f E ia lá u fe ................

Kasseu- )  Ausgífnge . . . .  
Operádon I Ucberschiiss .

fi. 202,788.759 
„ 210,561.115

fi. 7,772.356
„ 6,868.414
„ 37,211.709

30,343.295
„ 14,393.993
„ 8,958.023

„ 5,435.975
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was eine Gesainmtbelastung von fl. 256,730.847 gégén eiue 
Gesammtbedeckung von fl. 224,051.171, somit einen Ab- 
gang von fl. 32,679.676 ergibt. Jedoch ist an dér Bedeckung 
ein Abstricb von neun Millionen zu vollziehen, um vvelcbe, 
als Nachwirkung dér Missernte, dér Cholera, dér Börsen- 
und Verkehrskrisis, das Ertrágniss dér direkten Steueru 
kinter dem Betrage zurüekbleiben diirfte, mit welchem sie 
im Juni v. J. in den Staatsvoranschlag für 1874 eingestellt 
worden waren (fl. 70,000.905). Regierung und Reichstag 
habén dicsen, nacktraglieh vöm Finanz-Ausscbusse beflir- 
worteteu Abstricb als begründet anerkannt; derselbe hat 
auch im Budgetgesetze flir 1874 (§. 4, Abs. 2) seineu, wie- 
wohl nicbt ziffermássigen, ziemlicb verschámten und arg 
verzwickten Ausdruck gefunden. *) Diese neun Millionen 
in Rechnung gebracht, steigert sich das Voranscblags-Detizit 
auf fl. 41,679.676.

tíetzen wir rund 42 Millionen. Das macbt iiber sechs- 
zehn Prozent des veranschlagtcn Bedarfes (256-7 Millionen), 
oder: für nabe den sechsten Tbeil des Letzteren fehlt ab- 
solut die Bedeckung. Ein ansehnlicher Abgang, namentlich 
wenn mán bedenkt, dass dér Ausgabenstand des laufenden 
Jahres — etwa Eine Millión für Unterstützung dér Notk- 
leidenden abgerechnet — nicbt nur keine ausserordent- 
licben, unerwarteten Belastungen zu tragen, dass derselbe 
vielmehr sehr bedeutende Streichungen erfahren hat, durch 
welche auch so mancbe unstreitbar notbwendige Auslage 
tbeils beseitigt, theils vertagt worden. Fiigt mán kinzu, dass 
weiters für ein Defizit von dreissig Millionen Gulden zu 
sorgen ist, welches das Budgetjahr 1873 trotz des ihm 
votirten und auch aufgebrachten Aulehens (54 Millionen) 
zurticklásst; dass wir sonacb das Jakr 1874 mit einem

*) „Dér unter den ausaerordentlichen Verháltnissen in Folge dér thaísách- 
lichen Einnahine etwa hervortretende Abgang bei den ordentliehen Einnahmen :u 
so lautet die oífizielle Umschreibnng des Neunmillioren-Abstriches.
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Defizit vou z w e i u u d s i e b z i  g M i l l i o n e n  autreten: so 
wird mán von dér Finanzlage des Tages ein allgemeines 
Bild gewonnen babén.

Allerdings nur ein allgemeines Bild, und zwar in des 
Beiwortes elastischester Bedeutung. Unsererseits wollen w ir, 
often sei’s bekannt, mit dem Vorstehenden nur dér scbul- 
digen Rticksicbt für das Amtliche, für die in Gesetzesform 
gebrachte Zusammenstellnng genügt habén. Um eine posi- 
tive und richtige Anschauung von dér Lage des ungarischen 
Staatshansbaltes auf Grund des Vorauschlages für 1874 zu 
gewinnen, bedarf es einer naberen Aualyse des letzteren 
und einer anderen Gruppirung dér Einuabms wie dér 
Ausgabsposten.

Die angeflihrte, dem zweiten uapoleoniscben Kaiser- 
reich entlehnte, nach dessen Sturz auch in Frankreick be- 
seitigte Dreigliederung des Budgets (ordentlich, ausseror- 
dentlich, Kredit-Operationen) ist eine lein willkürliche; sie 
entbebrt jeder inneren Berechtigung und kann kaum einen 
anderen Zweck, jedenfalls kein anderes Resultat habén, als : 
die Erfassung und klare Beurtheilung dér Lage zu er- 
schweren. Sie hat auch bei uns sebr wesentlich zűr Her- 
beifülirung und Erhaltung des Wirrwarrs beigetragen. Ich 
habé dies im Reichstage wiederholt nacbgewiesen und nicbt 
ohne allén Erfolg: bei Abfassung dér Staatsvoranschláge für 
1873 und 1874 ist dem seitens dér Regierung und des 
Finanz-Ausscbusses zum Tbeil Reclmung getragen worden. 
Wir mtissen im Interessé dieser Studie radikaler fürgében. 
Es gilt, von hergebrachten Gruppirungen und Klassifizi- 
rungeu absehend, mit möglicber Bestimmtheit das jakrliche 
Soll und Habén des ungarischen Staates festzustellen; zu 
ermitteln: wie hoch belaufeu sicli seine reellen, sicheren 
Einnahmen einerseits, seine Lastcn und Verpflicbtungen an- 
dererseits. Diese Erraittlung bietet, so glauben wir, alléin 
den festen Anhaltspunkt für die objektíve Wiirdigung dér



gegenwartigen Lage sowohl, als für die Forschungeu und 
Bemühungen zu dérén grilndlichen Aufbesserung.

III.
Suchen wir mm das wirklichc „Habén"  des Staates 

für 1874 festzustellen, so begegnen wir in erster Beibe dér 
als „ordentliches Einkommen“ bezeiclineten Ziffergruppe. 
Sie ist im Budgetgesetze mit 202,788.759 Gulden einge- 
stellt, hat somit, nach dem schon erwálmten Abstrich von 
neun Millionen, nahe 194 Millionen Gulden zu ergeben. 
Hievon sind jedoch — wenn es gilt, niclit das Nominal-, 
sondern das wirklichc, für die vcrschiedenartigen S t a a t s -  
z w e c k e  verwendbare Einkommeu zu crmitteln — wc- 
sentliche Betrage als blos durcblaufender Natúr in Abzug 
zu bringen. So erscheint das T ab  akmonopol in den 
Einnahmen mit 29,237.346 Gulden eingestellt, hat aber 
13,624.262 Gulden Anslagen zu bestreiten, was den Ertrag 
auf 15,613.084 Gulden berabmindert. Das Salzmonopol 
erscheint mit einer Einnabme von 14,302.786 Gulden, ko­
siét jedoch 3,345.906 Gulden, lasst somit nur einen Ertrag 
von 10,956.880 Gulden bestehen. Das L o t t o  liefert zu den 
Einnahmen 3,038.700 Gulden, welcher Betrag durch die 
eigenen Auslagen dieses Dienstzweiges auf 1,106.799 Gul­
den herabsinkt. Die S t a a t s g t t t e r  und S t a a t s w a l d u n -  
gén  erscheinen mit einer Einnahme von 14,926.057 Gul­
den, welche durch die eigenen Anslagen sich um 8,013.961 
Gulden verringert. Die P o s t  figurirt unter den Einnahmen 
mit 5,404.000 Gulden, lasst aber, nach Bestreitung dér 
Selbstkosten, nur 183.000 Gulden zurück; beim Te l e  g r á ­
fén dienst absorbiren die Selbstkosten um 91.120 Gulden 
mehr, als die Einnahmen (2,240.000 fl.) betragen. Die 
S t a a t s g  est i t  te liefern zu den Einnahmen 2,049.524 Gul­
den, welcher Betrag indess von den eigenen Auslagen 
noch um 696.759 Gulden tiberholt wird. Endlich erschei-
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uen H ei g'l»au und M i i nz p r a g  mí g im Eiunahniebudget 
mit 14,035.602 Gulden, babén jedocli niclit wcnigcr als 
13,870.964 Gulden eigene Kosten zu bestreiten, vvas cinen 
Ertrag vou nur 164.638 Gulden zurttcklasst.

Die vorstehenden Poston — etwa mit einziger Aus- 
nabme dér Gestiite, die besonderer Natúr sind — umfassen 
durebgeliends eigentliclie G e s c l i S f t s b c t r i e b e ,  welche 
dér Staat tlieils monopolistisch (Tabak, Salz, Lotto, Post, 
Telegraf und Münzprítguug), tlieils im freien Verkebr übt 
(Feldbau, Forstkultur, Bergbau). In dem einen wie in dem 
anderen Palié hat dér Staatsbetrieb, gauz wie dér Privat- 
betrieb, vor Allém die Kosteii dér Betricbsstdttcn und 
-Mittel, des Rohmaterials, dér Arbeitslöbne u. s. w. zu 
decken, welche Kosten natlirlicli in Ab zug zu bringeu sind, 
ebe vöm Einkommen des bezüglicben Gescbaftsbetriebes 
gesprocben vverden kaim. Diese Betriebs- oder Selbstkosten 
sind es, welche wir soeben, nacli den eigenen Angaben 
des Budgetgesetzes, in Rechnung gebraebt. Sie belaufen 
sich auf mehr als einundfttnfzig Millionen (fl. 51,085.797). 
Docb ist unsere AufzShlung niclit erseböpfend; mebrere 
Posten abnliclier Art wurden, wcil minder bedeutend, liber- 
gangen, z. B. das Budapestéi' Versatzamt, welclies 165.000 
Gulden zu den Staatseinnahmen liefert, aber ebensoviel 
kostet. Niebt inbegritfen sind ferner in den vorstehenden 
Berechnuugen die „ausserordentlicben1' Ausgaben, womit 
rnanche dér angefübrten Betriebe im Budget für 1874 be- 
lastet sind *) und die dérén Ertrag nocb weiter berabinin- 
dern. Beide Elemente zusammengenommtn belaufen síeli 
a l l e r w  e n i g s t e n s  auf eine balbe Millión; vorstebende 
Totalsumme erhöbe sich dadurcb von 51 auf 51Va Millionen 
Gulden.

Abzüge abnliclier, wiewohl nicht gleicher Art sind bei 
den eigentlicben Staatseinnahmen zu vollziehen: die spe-

*) Z. 13. das Tabakmonopol mit 185,000, die Staatsgüter und - Waldungen 
mit 588.617, die Gestüte mit 80.000 Gulden.
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ziellen Régié- uml Erhebuugskosten dér direkteu und in 
direkten Steuern. Für die Bevölkerung, aus dérén Sáckel 
alléin immer dér Staatsschatz scköpfen kaim, besteht aller- 
dings eiu sehr füblbarer Unterschied zwischeu dicsen Regie- 
und Erhebungskosteu einerseits und obigen Betriebs- oder 
Selbstkosten andererseits; wir kommcn aiif denselben zu- 
rlick. Für den Staatsschatz ist das Ergebniss dassclbe; für 
ihn gilt es immer nur zu wissen: wie viel von einer ge- 
gebenen Einnahme als v e r f ü g b a r e s  Eiukommen in sein 
Jakres-Haben einzustellen ist. Und wenn nach dem Budget- 
gesetz für 1874 die eigentlicken Auswerfungs- und Einhe- 
bungskosten sich bei den direkten Steueru auf 473.000, 
bei den Verzehrungssteucrn auf 233.335, bei den Zoli-und 
anderen Gebühren auf 552.801 Gulden belaufen; wenu 
überdies die Steucrámter 1,654.631 Gulden, die Fiuanz-, 
resp. Steuev- und Zollwache 2,548.734 Gulden beanspru- 
chen: so íindet sich das reelle Eiukommen aus diesen 
Quellén unt die angeführten Betrage oder um 5,462.591 
Gulden vermindert.

Die Abztige (51 -f- ’/2 4- Millionen) belaufen sich 
zusammen auf siebenundflinfzig Millionen. Die in das Bud- 
getgesetz mit 194 Millionen eingestellten „ordentlichen11 
Einnahmen ergeben somit cin Einkommcn oder cin effek- 
tives „Habeu“ von lmndertsiebenunddreissig Millionen 
Gulden.*)

Dasselbe erganzt sich jedoch durch einige in das 
„ausserordentliche11 oder in das Budget dér „Kreditopera- 
tionen“ eingestellte Posten. Von den meisten, untéi' diesen 
zwei Rubriken eingestellten Betragen lasst sich allerdings 
sagen, dass sie wohl höchst „ausserordentlich" sein mögen,

*) Anlásslicli dér Unterbreitung des l874er Buügets im Juni 1873 hatte 
Finanzmmiater Kerkapoly (in einer besonderen Beilage) das „ordentlicheM R ein -  
einkommen für 1874 auffl. 144,934.927 gcschatzt; da bievon die seitdem an direkten 
Steuereinkommen gestriehenen neun Millionen abzuziehen sind, verkliében 136 Mil- 
lionen. Die von uns itn Textc ermittclte Zlffer (137 Millionen) ist dcmnacli allen- 
falls elier zu hocb, als zu niedrig gegriffen.
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dass aber nur eiuc sehr gefállige Fantasie sie als „Ein- 
nabmen“ betrachten könne. Es bandelt sich bald um die 
„VersiIbenmg“ vorhandener Aktivá (Staatsgttter, Werth- 
papiere), bald um deu Aufbrauch frllher zuriickgelegter Ka 
pitalien (rttckerhaltenc Vorschíisse), bald wieder um blos 
durcklaufende Posten, wie das in Einnahmcn und Ausgaben 
mit dér gleichen Summe sieb beziffernde Spezialkonto dér 
Weinzehntablösung (fl. 3,111.197), oder dér Rtickempfang 
dér für die cisleithaniscbe Regierung gemachten Tabak- 
einlösungskosten (fl. 3,942.520). Jedocli finden sicb aucb 
einige Posten, welche in Eolge ihres positiveu Cbarakters 
und ibrer, Jabre hindurch anbaltenden Wiedcrkebr als 
reelles Staatseinkommen zu gelten babén. Derart sind na- 
mentlich: die Ablösungsrate dér auf den Theiss-KrongUtern 
angesiedelten Gemeinden (11. 185.714), die Zinsen dér dem 
Grundentlastungsfonds gemachten Vorschüsse (fl. 1,721.055), 
dér Reinertrag dér Kettenbriicke (fl. 455.582), dér im Sinne 
des G.-A. X : 1870 seitens dér ungarischen Fiijaién cislei- 
tbanischer Gesellscbaften und Unternebmungen zu entrich- 
íende Steuerzuschlag (fl. 227.000), endlicb das (ungemein 
bocb gegrififene) Reinertrágniss dér Gömörer Bahnlinien 
(fl. 413.480); maciit zusammen drei Millionen (fl. 3,002.831). 
Dies zu obigen 137 Millionen geschlagen, s t e l l t  sich d a s  
c f f e k t i v e J a b r e s e i n k o m m e n  des  u u g a r i s eb c n 
S t a a t c s  a u f  e i n lm i M t o r t l l lH lv i t 'i 'Z B g ;  T I i l -  
l i o n c i l  Gul den .

IV.
Welche Vorpflichtungen stehen diesem Einkommen ge- 

genilber, oder: wie bocb belauft sich das „Soll“, das aus 
vorstehendem „Haben“ Deckung finden soll? Indem wir 
aucb diese Frage am Leitfaden des für 1874 votirten Staats- 
voranscblages zu beantworten versuchen, werden wir gleich- 
falls von dér willkiirlichen Dreitheilung abselien. Ob die
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Ausgabe als ordcutliohe, als aUKKcrordeiitlic.be oder untéi' 
die Kreditoperationen eiugestellt ist, hat selír geringe prak- 
tisclie Bedeutung. Von Bclang für die Frage des Standes 
und dér Aufbesserung dór Finanzverhaltnisse sind ganz 
andere Momeute, in erster Keibe: dér peremptorische oder 
fakultative Charakter dór Ausgabe.

Dér in Allém cininent praktische, auch in Fragen des 
verfassungsinássigen Staatshaushaltes altbewanderte Eng- 
lander halt mit Neolit in seinen Staatsvoranselilagen dicse 
zwei Arten von Ausgaben streng auseinander. Nur die t’a- 
kultativeu Ausgaben bildcn deu Gegenstand álljabrlieher 
Dcbatten und Feststelluugeu; die auderen gelteu als den- 
selben entrUckt, indeni sie ilirer Natúr nacli nur durch 
ein besonderes Gesetz oder, weil ein erworbencs Kecht 
Dritter bildend (Pcnsionen, vertragsmassige Subventionen, 
Zinsen- und Amortisationen u. A.), durch den Gesetzgeber 
alléin überhaupt nicht geandert werden können. Als Aus­
gaben dieser Art, deneu in erster Reihe und u n b e d i n g t  
Reclinung getragen werden muss, sind im ungarischen Bud- 
getgesetz für 1874 zu betrachten:
1. Die auf acht Jahre festgestellte Z i v i l l i s t e  (G.-A.

111:1873), welclie sich mit dem Zuschlage (Kabi- 
natskanzlei: fl. 74.691) beiáuft a u f ........................ 11. 4,724,691

2. Dér Beitrag zu den g en ie in sa in en  A u sg a b en , 
welclien (G.-A. XII : 1867, §. 41) nicht dér unga-
rische Keichstag votirt und noch vvenigtír diskutirt ,, 29,217.503

3. P e n s io n e n  dér zwischen 1819—1866 venvendeten 
lleamten (fl. 248.392) und unter dem gegenwartigen
System orworbene Pensions-Berechtigungen . . . ,, 2,901.350

4. Vertragsmassiger Boitrag (G.-A. XXX : 1868, mit 
Berücksiohtigung dér neulicken Revision) zu den 
Kosten dér autonómén V erw a ltu n g  K roatien -  
S la v o n ien a  und rosp. dér entmilitarisirteu Grenz-
b e z ir k e ..................................................................................  4,812.000

5. Vertragsmassiger Beitrag (G.-A. XV: 1867, §§. 1 u.2) 
zu den Verzinsungs-, Amortisations- und Verwal- 
tungskosten dér gem  e i nsam an S ta a tssc h u l d . „ 31,286.009

Fürtrag . . fl. 72,971.553
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Uebertrag . . fl. 72,971.553 
0. Zinsen, Ainortisations-, Verwaltungs- und andere

Kosten dér G ru n d en tla stu n g  * ) .........................fl. 18,481.374
7. Zinsen, Amortisat.ions-, Verwaltungs- und andere 

Kosten dér seit 1867 aufgenommenen u n g a r isch en  
S ta a tsa n le ih e n , und zwar:
a) líisenbahn-Anlehen (G.-A. 1867: XIII) fl. 5,046.359 I
b) Lotterie-Anleihe (G.-A. 1870: X ). . „ 1,237.500
o) Gömörer Obiig. (G.-A. 1871: XXXVII) „ 415.4841 ig 678 292
(1) 30,030.000-Auleihe (G.-A. 1871: XLV) „ 2,054.886 (
e) 54-,000.000-Anl. (G.-A. 1872: XXXII) „ 2,924.063
f) 76<f|-Million0n-AnIeiho (Nov. 1873) . „ 5,000.000 I

8. Zinsen und Verwaltungskosten dér sch w o b en d en
S eh uld  (ungarische und gemeinsame) . ................ fl. 244.600

9. Versehiedenen Balinen durch Konzessionsurkunde 
und Gesetz gewahrto Z in se n g a r a n tie , dérén Er- 
forderniss fúr 1874 (sehr niedrig) veranschlagt ist
a u f .......................................................................................... . 14,000.000

Zusammen fl. 122,375.809

Von ci néra a u f  e i nli unc l c r t v i e r zi g Mi 11 i o nc u  
G u l d e n  s i c b  b e z i f f e r n d e n  J a h  r é s e i n k  o mme n  
s i n cl s onacl i  nicli r ( l enn einl i  u n cle r t z w ei u n d- 
z w a n z i g  Mi l l i o u e u  (122.4), o d e r  ivei t  l i ber  fi/? 
u n s e r e r  V e r f i i g u n g i m Y o r h i n e i n  e n t r ü c k t ! Die 
vorstebend narabaft geniachten Leistungen sind faliig und 
pilichtig, ehc dér Staatsvoranschlag auch nur entworfen, 
und gleichviel, ob er votirt wird odor nicht. Sie m ü s- 
sen,  einige unbedingt, andere so lángé das System nicbt 
grUndlicli geandert wird, von Jahr zu Jahr in das Bud- 
get eingestellt, n i üs s en  von Jalír zu Jahr votirt werden! 
Dabei kaim kauni ein Drittheil dieser unverweigerliclien 
122.4 Millionen als mehr oder weniger zűr Deckung von 
Gegenwarts-Bedilrfnissen verwendet angesehen werden (die 
Posten 1, 2, 4 und 8 obiger Liste, zusammen 39,028.79411.); 
die anderen zwei Drittbeile bezalilen die Leistungen dér

*) Die enlsprecliendcn ZuschJüge zu den direktcn Steuern sind in unsere 
Darstelhmg des eflfektivcn StaatscinlíOinnuns mit inbegiiffen.
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in frflherer Zeit nützlich, nutzlos oder gar schádigend auf 
gebrauchten Kráfte (Pensionen) und Kapitalien (Zinsen, 
Amortisation).

Diese 122.4 Millionen vorweggenommen fiir unver- 
weigerliche und permanente Ausgaben, was verbleibt von 
den 140 Millionen Staatseinkommen behufs Deckung dér 
laufenden, so zalillosen als vielgestaltigen Tages- oder ei- 
gentlich Jahres-Bedurfnisse ? Ni elit. g a n z  a c h t z e b n  
Mi l l i o n e n  Gu l d e n  fiir ein Staatsgebiet von 5.G00 
Geviertmeilen mit einer Bevölkerung von weit iiber fiinf- 
zelm Millionen Einwobner! Kaum 1 A. 20 kr. per Ein- 
woliner fúr die Kosten dér Zentralverwaltung, dér Lók a 1 
verwaltung ( Jurisdiktionen), dér Gesetzgebung, dér Justiz- 
pflege, dér nationalen Landesvcrtheidigung (Honvéd), des 
Verkelirswesens, des Unterrichtswesens und wie die An- 
forderungen allé lieissen mögen, welclie die moderné Ge- 
sellscbaft an den Staat stel)t. Für all’ diese Bedürfnisse, 
welche um so gebieterisclier auftreten, je zalilreichere und 
langere Versaumnisse naclizuliolen sind, lasst d é r  b e ü ­
ti g e S t a n d  u n s e r e s  S t a a t s e i n k o m m e n s  einer -  
s e i t s  und  u n s e r e r  u n a b w e i c h b a r e n  a n d e r w e i -  
t i g e n  L a s t o n  a n d e r e r s e i t s ,  n u r  17.c Mi l l i o n e n  
Gu l d e n  j a h r l i c h  zu u n s e r e r  Ve r f ü g u n g !  . . .

V.
Indem wir den Staatsvoranschlag fiir 1874 zum Aus- 

gangspunkt unserer Betrachtungen Uber die Finanzlage 
nehmen, lásst sicb, ehe wir fortfahren, eine Vorfrage kaum 
umgehen, die sich bereits rnelír denn Einem Leser aufge- 
drangt habén dürfte. Es ist. die: ob denn auch das 1874er 
Budget insoweit als normales zu *betrachten ist, um die 
Grundinge allgemeinerer Schlussfolgerungen abgeben zu 
kijnnen? ob nicht etwa in Folge dér allbekannten kriti- 
schen Verlialtnisse (Missernte, Cholera, „Krach") die La- 
sten besonders gesteigert, die Einnahmen nngewöhnlicb
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kerabgemindert und gerade liiedurch das arge Missver- 
kaltniss zwischen Bedarf und Bedeckung kervorgerufen 
oder dock wesentlick versckarft worden?

Die zweite Frage ist nack unserer Ansickt entsckie- 
den zu verneinen, wodurck erstere eine bejakende Ant- 
wort erkalt.

Allerdings ist bezUglick dér Einnakmen, in Beriick- 
sicktigung dér Ungunst dér Verkaltnisse, dér sokon er- 
w&knte Abstrick von neun Millionen Gulden am Ertrage 
dér direkten Steuern vorgenommen worden, — von dem 
ursprünglicken Voranscklage, dér in getreuer Naclibildung 
des zu kock gegriffenen Voranscklages fiir 1873 sekr 
optimistisck gekalten war. Auck nack diesem Abstrick 
stellt sick jedock dér veranscklagte Ertrag dér direkten 
Steuern (61 Millionen) nur um 875.293 Gulden niedriger als 
im Budgetgesetze fiir 1872; dagegen sind, immer im Ver- 
gleicke zu 1872, die indirekten Steuern und die Gebükren 
(34.„ Millionen) um 4,552.206, dér Rokertrag dér Monopolé 
(Tabak, Salz und Lotto, zusammen 46.6 Millionen) um 
4,973.382 Gulden höher eingestellt. Wir wissen aber be- 
reits aus den Berichten des Obersten Eechnungshofes, dass 
in dem beziehungsweise „guten“ Jahre 1872 die wirklichen 
Einnahmen sowohl bei den direkten, als bei den Verzeh- 
rungssteuern vielfach kinter dem Voranscklage zuriickge- 
blieben; in nock viel höherem Grade ist dies, soweit die 
bisker veröffentlickten vorlílufigen Ausweise reichen, fiir 
1873 eingetreten. Bei diesem Standé dér Dinge lásst sich 
unmöglich behaupten, dass, selbst das Hinzukommen der 
Militargrenze und die missglückten Steuerreformen von 
1873 beriicksichtigt, die gégén 1872 durcligehends e r köb-  
t e n  Einnakmsziffern des 1874er Budgets willkiirlick oder 
ausserordentlick kerabgedriickt seien, dass sie den Einfluss 
von Ausnakmszustanden zum Ausdruck bringen.

Was die Ausgaben betiiíft, so sind dieselben durck 
die RUcksickt auf die Missgesckicke des Tages nur um die
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Eine Millión e r hö l i t  worden, welche das Budgetgesetz 
dem Ministcr des Inneni behufs Unterstütznng dér Noth- 
leidenden zűr Ver fii ginig stellt. Das wird aber reiclilich 
aufgewogen durch die Austrengungen, welche unter dem 
Driick dér eiseruen Nothwendigkeit allseitig zűr He r a b ­
mi n  d e r ű n  g dér Ausgabsposten gemacht worden. Es 
gilt dies niclit blos von deu „ausserordentlichen“ Ansga- 
ben, die z. B. beim Kommunikations-Ministerimn im Budget 
flir 1872 sicli nocli auf 42.4 Millionen bezifferten und im 
I873er Voranschlag auf 18.3 Millionen reduzirt, im Bud­
get fíir 1874 weiters auf 13.„ Millionen herabgcdrlickt 
wcrden; auch im „ordentliclien“ Budget wurde crustlicli 
gestricheii. Für Verwalfung dér S t a a t s g ü t e r  z. B. 
sind nur 1,76-1.660 fi. bewilligt gégén 2,009.867 fi. im 
Vorjahre; dér F ő rs  t v e r  vval tu n  g waren vor zwci Jah- 
ren 7.2, voriges Jahr gar 9.7 Millionen, heuer sind ibr nur 
5,855.940 fl. bewilligt; die Dotation des B e r g b a u e s  ist 
gleiclifalls um 170.000 íl. gégén 1873 herabgemindert. 
Fíir Bau und Untcrlialt dér L a n d s t r a s s e n  sind nur 
4,s Millionen angewiesen gégén 5.,- Millionen, welche im 
Jalire 1873 zu diesem Zwccke bewilligt waren; die Do­
tation dér W n s s e r s t r a s s c n  ist von mehr denn zwei 
Millionen auf 1.4 Millionen herabgemindert. Das Honvéd-  
Mi ni  s t e r i u m — wir sprechen immer nocli vöm „or- 
dentlichen“ Budget — musste .sich von 6,767.271 ft. 
auf 6,298.641 fl. und das J ü s t i zmi  ni s t e r i u m  von 
11,500.585 fl. auf 11.238.007 fl. herabdrücken lassen. 
Selbst das kiirglichst dotirte Unterrichtsbudget musste, zu 
1873 verglichen, den Aufwand fíir L e h r a n s t a l t e n  
(3,270.793 fl. fíir 1873) um 38.298 fl. reduziren, und von 
den fíir „B i 1 d u n g s z w e c k e“ voriges Jahr ausgeworfenen 
256.544 11. den siebenten Theil (37.097 fl.) fahren lassen.

Ob diese, im Budgetgesetze beliebten Abstriche sich 
auch thatsSchlich werden durchfiihren lassen? ob anderer- 
seits die Einnahmen in Wirklichkeit nicht hinter den Au-



sátzcn des Voranscblages zurlickbleiben werden? Das mü­
gén wir jetzt nicbt untersuchen und könnten es in keinem 
Falle entscbeiden. So viel aber glauben wir aus dem An- 
geftthrten folgern zu dürfen, dass unter den g e g e b e n e n  
Verbáltnisscn, bei den politischen, finanziellen, administra- 
tiven und anderweitigen Beziebungen, w ie  s ie  g e ge n -  
w á r t i g  b e s t e h e n ,  die Einnahmsposten des 1874er 
Budgets nicbt zu niedrig, nocb weniger die Ausgabsposten 
zu hocb gegriffcn erscbeinen. Mit anderen Worten: wir 
habén es keineswegs mit einem aussergewöhnlich ungün- 
stigen Staatsvoranscblage zu thun. Das 1874er Budget 
kann vielmebr nach dér wiederbolten „Bearbeitung“, die 
es seitens dér Regierung und des Finanzausscliusses er- 
faliren, als typisch, als Durcbsclmittsbudget gelten; es 
veranscbaulicbt ziemlicb getreu, was wir be i m F o r t b e -  
s t a n d  d é r  g e g e n w a r t i g e n  O r g a n i s a t i o n  i m 
G r o s s e n  u n d  G a n z é n  einerseits an Staatseinkommen 
zu erscbwingen vermögen, andererseits an Lasten zu tra- 
gen babén.

VI.
Wir habén aber aus diesem Budget nacbgewiesen, 

dass dér ungarische Staat ein wirklicbes Einkommen von 
140 Millionen Gulden erzielt, bievon jedoch über seehs 
Siebentel (122.4 Millionen) für permanente unabweisbare Ver- 
pflicbtungen jabraus jahrein vorweg gewissermassen mit 
Besclilag belegt; seiner Verfiigung entríickt sind; dass so- 
nacb für die zahlreicben und vielgestaltigen Bedürfnisse 
dér Zentralverwaltung, dér Jurisdiktionen, dér Gesetzge- 
bung, dér Rechtspflege; dér nationalen Landesvertbeidigung, 
des Verkebrswesens, des Unterrichtswesens u. s. w. u. s. w. 
nicbt ganz achtzehn Millionen (17.c) Gulden jabrlicb ver- 
bleiben (Abschnitt III und IV dieser Studie). Dass den 
Anforderungen dieser vitalen Dienstzweige mit dér Riesen- 
quote von 1 fl. 20 kr. per Kopf unmöglicb genügt werden

2
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kaim, am allcrwenigsten bei uns, wo so viel (les Vcr- 
sáumten nacbzuholen ist, liegt zn sehr auf dér Hand, um 
des Nachweises zu bediirfen. Einem Staate aber, welclier 
untéi1 normálén Verhaltnissen, in bleibender Weise den 
dringendsten Anforderuugen seines Berufes nicbt zu ge- 
niigen vermag, miisste ja  nahezu die Lebensfáhigkeit und 
mit ihr die Existenzberechtigung abgesprochen vverden. 
Es lasst sich kaum mehr sagen, dass er am Rande des 
Bankerotts stelic; er scheint dem Bankerott bereits verfal- 
len, au eb wenn dieser noch nicbt ofFiziell ausgesprocben ist.

Das klingt, wir fiihlcn’s wobl, betrübend, Uusserst be- 
tritbend; die eiserne Logik dér Thatsacben kllminert sich 
jedocb wenig um die Gemtitksstimmung, welche sie erzeu- 
gen mag. Seinerseits muss dér Arzt Uber den Jammerschrei 
binwegsehen, welcben die Anlegung dér Sondc dem armen 
Patienten entreissen mag. Darum wollen und dttrfen aucb 
wir nicbt auf liaibem Wege steben bleiben und m(issen 
békéimen, dass in vorstebender Zusammenfassung noch nicbt 
die g a n z e  Walirheit blossgelegt ist.

Unsere Tabelle dér unabweisbaren Leistungen (Ab- 
sebnitt V dieser Arbeit) umfasste nur die mehr weniger 
p e r m a n e n t e n  Ausgaben. Das Budget für 1874 enthált 
aber noch manche bedeutende Ausgabsposten, die, obzwar 
sie nicbt von derselben Natúr sind wie die angeflihrten, 
doch keineswegs als fakultatív gelten können; ilirer Ver- 
wendung (Fortfiihrung grosser, obne ernstliche Schadigung 
nicht unterbrechbarer Arbeiten) und ihrem Ursprunge ge- 
mass (gesetz-und vertragsmássige Verpflicbtnngen) muss-  
t e n  dieselben in den 1874er Voranscblag aufgenommen 
werden, wie schwer aucb dérén Unterbringung fiel, und 
ml i s sen  dieselben, mit Aenderungen blos im Detail, in 
den Staatsvoranscblágen dér nacbsten Jahre wiederkehren. 
Ausgabsposten dieser Gattung im Budget für 1874 sind 
namentlich: die Fertigbringung des hauptstadtiscben Zol l -  
a m t s g e b a u d c s  (íl. 450 000), dér Staatszuscbuss znm
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Bau des F r a n z e n s k a n a l s  (fi. 1,518.000), dér Weiter- 
bau dér hauptstádtisehen E i s e n b a h n - V e r b i n d u n g s -  
b r ü c k e  (fi. 1,000.000), dér K a r l s b u r g - F i u m a n e r  
Bab  n (2.2 Millionen), dér Ma r g a r  e th  en i n s e l  - Donau-  
briicke (fi. 2,316.000), dér Donaure  gul i r ungs  - Ar- 
bei t en (fi. 1,620.000), endlich dér Ausbau dér Gömörer 
I n d u s t r i e b a h n e n * )  (fi. 4,789.966). Macht bereits nabe 
an vicrzebn Millionen (fi. 13,983.066), die vou obigem 
Achtzehn-Millionen-Rest in Abzug zu bringen waren; dér 
wirklich verfligbare Rest, dem — Deckimg heiscbend — 
die Gesammtmasse dér laufenden Ausgaben gegenüberstekt, 
sinkt dann un té r  v i e r  M i 11 i o n en Gulden herab! Wie 
gesagt,, diese oder Ausgaben áknlicker Art werden, wenn 
nicbt Vertragé gebrochen, oder bereits verausgabte Milli- 
oncn ganz bingeopfert werden sollen, in den ailernácbsten 
Jabren unfeblbar wiederkebren. Das Durchschnittsbndget 
weist somit 122 +  14 Millionen Gulden pflichtiger, unab- 
weisbarer Ausgaben auf und lasst nur vier Millionen des 
effektiven Staatseinkommens verfügbar.

So viel absorbirt beinahe scbon die kostspielige Zen- 
tralvenvaltung (Ministerien) alléin! Jedenfalls reicbt dér ge- 
nannte Betrag nicbt einmal für das bescbeidenst dotirte Mini- 
sterium aus (fi. 4,340.136); es braucbt wolil kaum bemerktzu 
werden, dass bierunter das Uuterriehts-Ministerium gemeint 
ist, das überdies einen nicbt unansehnlicben Theil seiner 
mageren Dotation an den Kultns abzugeben bat. Naeb 
Abzug aller, im Vorbergebenden tbeils als gesetz- und ver-

*) Allerdings soll !etztere Ausgabe 211 nahe 4/s aus den Geldern dér Gö­
mörer Bahnanleihe, und sollen die zwei vorangehenden Posten ganz aus den Rest- 
betrágen dér Lotíerie-Anleihe bedeekt werden; nur sind diese Gelder — welebe 
offiziell „frucbíbringend" und mit dem Vorbehalte „freier Verfügung“ angelegt 
waren — grösstentheils bei dér Ostbahn (und dér Ersten Siebenbörger Bahn) fest- 
gerannt, wo vorlauíig an Rückzahlnng oder auch nur Verzinsung nicbt im Ent- 
ferntesten zu denken ist, theils beim hauptstádtisehen Bauratb, welcher bereits 
um mehrjáhrige Prolongation eingeschritten ist und einsebreiten m u s s te , naeh- 
dem ilirerseits die Bauthatigkeit des Boulevard-Konsortinnis in’s Stocken ge- 
ratlien ist.

9*
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Iragsmííssige, theils als anderweitig unabweisbare, tlieils 
als blos durcblaufende Posten schon in Betracht gezogeueu 
Ausgaben und mit Beiseitelassung dér oífiziellcn, aber will- 
kürlichen Dreigliederung dcs Budgets, gestalten sicb nacb 
dem Staatsvoranschlage fül* 1874 die eigentlichen laufen­
den Erfovdernisse dér verscbiedenen Dienstzweige, wie folgt:

1. Minister-Prasidium . . .  ■ .............................fl. 329.080
2. Minister um die Person des Köuigs . . . ,  60.000
3. Minister fiir Kroatien und Slavonien . . . „ 46.500
4. Fium e.....................................................................„ 88.430
5. Staatsrechnungshof.........................  150.000
6. Ministerium des Innern........................................ 8,802.920
7. Ministerium dér F in a n z e n .................5,113.783
8. Ministerium dér Kommunikationen . . . . „ 15,965.806
9. Ministerium des Handels u. s. w....................„ 1,205.707

10. Ministerium fiir Unterricht und Kultus . . „ 4,340.136
11. Ministerium dér J u stiz .................................... .... 11,619.007
12. Ministerium dér Landesvertlieidigung . . . .  7,777.289

Zusamme-n . . fi. 55,498.658.

Somit weit ilber f l i n f u n d f  linfz i g Millionen laufen- 
der Ausgaben, zu dérén Deckung nur v i e r  Millionen aus 
dem Staatseinkommcn verfűgbar stehen! Und wollte mán 
auch annekmen, — was kaum zulássig, — dass die ira 
gegenwártigen Art-ikel namhaft gemachten öffentlichen Ar- 
beiten aufschiebbar, wiewohl in keinem Falle abweisbar 
seien, dass in Folge dessen dér Gesammtrest von achtzehn 
Millionen fiir die laufenden Ausgaben verfűgbar bleibt, so 
stellt sicb zwischen Bedarf und Mittel noch immer ein 
klaffendes Missverlialtniss heraus: letztere decken ka um 
den d ri11en  Th ei 1 d es  e r s t e r e n !

VII.
Augesickts des höchst unerquicklicbcn Ergebnisses uu- 

serer bisherigen Betrachtungen — wonach bei einem Jah- 
reseinkommen von 140 Millionen Gulden nur vier, besteu- 
falls 17 6 Millionen fúr die laufenden Ausgaben (55-5 Mii-
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1 ionén) verfűgbar bleiben — vermag mán sicli des staunen- 
den Ausrufes kaum zu erwebrcn: „Wie konnteu, wie durf- 
ten Jene; welchen die Leitung1 dér öffentlicben Angelegen- 
heiten anvertraut war, es so we i t  kommen lassen, fást 
bis zűr absolufen politisch-finanziellen Existenzunf&higkeit 
des Landes?“ Dér Ausruf ist sebr begreiflicb; begreiflich 
ancb, wenn mit dem Staunen ein gewisser Grad dér Entrli- 
stung zum Ausdruck gelangt. Eine derartige Obnmacht zűr 
Deckung dér dringendsten alltáglichen Staatsbedűrfnisse, 
wie unser Budget sie beute bekundet, lásst sich höehstens 
als Folge eines vernicbtenden Krieges oder einer aufrei- 
benden Revolution erklárlich íinden; dass ein Land in- 
mitten des andauernden innern und áussern Friedens in 
diese Lage gebracbt wird, welche dem Bankerott auf ein 
Haar gleichkommt, dafür diirfte in dér Gesehichte europá- 
ischer Verfassungsstaaten Ungarn das erste Beispiel bieten.

Feblte es an dér erforderlicben Einsicbt, feblte es am 
Willen, die Sacblage in ihrer Wahrheit zu erfassen und 
auf dér abschűssigen Bahn, ebe es so spat ward, Einhalt 
zu thun? Die „Einsicht£< zu bezweifeln, wáre absurd; ge- 
nügte docb das allerelementarste Addiren und Subtrabiren, 
um das richtige Facit zu finden, um zu erkennen, wie 
wir steben, wobin wir unfehlbar gelangeu. Bleibt nur die 
audere Annabme: mán w o l l t e  nicbt klar sehen — so 
lángé dics irgendwie zu vermeiden war! W a r u m  aber 
das hartnackige und so folgenschwere Nicbtwollen? . . . 
Icb mag die Beantwortung dieser Frage nicbt einmal ver- 
suchen; sie führt notbgedrungen auf ein Gebiet, das ich, 
um dieser Studie die Objektivitat möglichst zu waliren, 
zu vermeiden sucbe. Bei aller Objektivitat wird jedocb 
wohl die Eine Bemerkung gestattet sein: Die Staatsmanner, 
welche das Land in diese trübe Lage gebracbt, babén die 
schwerste Verantwortlicbkeit auf sich geladen, die eineu 
Patrioten treffen kann. Das Bewusstsein des angerichteten 
Uuheils sollte ihnen wenigstens so viel Zuritckbaltung auf-
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erlegen, dass sie cs unterlassen, dem áruién Patienten 
durchaus ihre ítrztlicben Dienstc aufdrangen und ilim da- 
durch, absichtlich oder nicht, den Gnadenstoss versetzen 
zu wollen . . .

. . . Eines muss jedenfalls gründlichst beseitigt wer- 
den, wenn die Umkehr und Besserung ernstlich angestrebt 
werden soll; wir meinen die Tauschungen und Selbsttau- 
schungen, mit dérén Hilfe die gegenwdrtige Finanzmisére 
herbeigeftihrt und so lángé maskirt worden. Nur Ein Bei- 
spiel unter vielen. Nacli meiner innersten Ueberzeugung 
hat kaum irgend Etwas so wesentlich zűr Verblendung 
über die Finanzlage und dadurch zu dérén steigender Ver- 
schlimmerung beigetragen, als die Jabre hindurch in den 
offiziellen Berichten und Reden aufrecbt erhaltene Behaup- 
tung: „Nur d i e a u s s e r o r d e n t l i c h e n  Ausgaben crzeugen 
Verlegenhciten, die o r d e n t l i c b e n  Ausgaben decken sich 
reichlich durch die laufenden Einnahmen.“ Reichstag und 
Land glaubten es willig, und lustig wurde daraufhin ge- 
stindigt und fortgesündigt. Die Behauptung war und ist 
unwahr. Unsere vorangegangenen Zusammenstellungen las- 
sen diesfalls keinen Zweifel aufkommen. Die Liste unseres 
Abscbnittes IV enthált nicht eine einzige „ausserordent- 
liche“, das heisst einmalige, zufallige, abweisbare Aus- 
gabe — und sie absorbirt alléin schon tiber 6/, des ge- 
sammten öffentlichen Einkommens! Die Liste unseres Ab- 
schnittes VI enthalt gleichfalls keine „ausserordentlichen11, 
sondern die alljahrlichen laufenden Ausgaben — und sie 
beansprucht mindestens das Dreifache dessen, was aus dem 
Staatseinkommen zu ibrer Verfügung bleibt! Das spricht, 
glaube ich, klar und eindringlich genug. Wie unliebsam 
die Wabrnehmung sei, wir mttssen uns mit ihr vertraut ma- 
chen: w ir s i n d  h e u t e  bei  w e i t e m  n i c h t  im S t andé ,  
a u c b  n u r  d i e  o r d e n t l i c b e n ,  l a u f e n d e n  a l l j a h r ­
l i c h e n  A u s g a b e n  zu d e c k e n .  Wenn die Regierung 
allé ihre Bahn-, Brücken- und andere Bauten und Unter-
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nehmeu sofort sistirte, wir hátten nichtsdestoweuiger gégén 
cin starkes Defizit anzukámpfen.

Das muss erkannt, eingestanden und ernstlich beher- 
zigt werden; sonst gerathen wir unfelübar auf falscbe 
Ftthrte betreffs dér Richtung sowohl, als betreffs des Um- 
fanges dér zu ergreifenden Rettungsmassregeln, dér anzu- 
strebenden Besserung.

Nocb gefáhrlicber als dér eben berübrte jahrelange 
Wabu droht eine Tauschung oder Selbsttáuschung zu wer­
den, die mán, seit das Uebel uuleugbar geworden, in Um­
laut zu setzen sucht; dies ist dér Glaube an eine rasche 
und leichte Heilung unseres Finanzjammers. Das Wunder 
soll bewirken: nach dem Einen die Sparsamkeit, nach dem 
Andern die Dezcntralisation, nach dem Dritten dió Steuer- 
reform. Wir stelien nicht an, — auf die Gefahr hin, dér 
Schwarzseherei geziehen zu werden, — unsere lleberzeu- 
gung dahin auszusprechen, dass wir weder an eine rasche, 
noch an eine leichte, am allerwenigsten aber an eine rasche 
und  leichte Kur glauben. Wer durch „Unbedachtsamkeiten“ 
aller Art Jahre hindurch den eigenen Lebensorganismus 
unterwiihlt, vergiftet hat, dem kann auch dér ausgezeich- 
netste Arzt, selbst durch die lieroischeste Operation, nicht 
von heute auf morgen die volle Gesundheit wiedergeben; 
dér Patient hat von Glück zu sagen, wenn ihm die Mittel 
und Wege angezeigt werden, wie er durch ein strenges 
„Regime“ m it d é r  Z e i t  die Gesundheit wieder erringen 
könne. Das gilt fül- Staaten nicht minder als für Indivi- 
duen. Die Nemesis ist kein blosses Fantasiegebilde. Das Siln- 
digen ware gar zu angenehm und zu verführeriscb, wenn 
eine rasche Wendung nach rechts oder links geniigte, unt 
die Spuren desselben zu verwischen. Wir müssen dér trau- 
rigen Lage mannbaft in’s Angesicht schauen und uns darauf 
gefasst machen, dass, wie ernstlich wir auch zu dér Opera­
tion greifen, wir noch Jahre hindurch an den Nachwelien 
dér bisherigen Versiiudigung zu laboriren habén werden.
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Nichts liegt náher angesichts eines starkcn Defizits, 
als die Suche nacb neuen Einnahmsquellen. Es ist dics — 
für den empirischen Finanzkttnstler — die bequemste Me- 
tkode zűr Herstellung des Gleichgewichtes im Staatshaus- 
halte. „Dic vorhandenen Einnahmen reichen nicht aus zűr 
Bestreitung dér öffentlicben Ausgaben? Gut, so scbaffen 
wir neue Einuabmen!£< . . . .  Das Auskunftsmittel scbeint so 
leicbt und ist so verftthrerisch, dass es nicbt mebr die 
Regierung a l l é i n  ist, welebe dassolbe beflirwortet . . . . 
Bedeutendc Herabminderungen an den Ausgaben, heisst es, 
sind kaum durchzufübren; bei strengster Revision werden 
sich da und dórt einige Zehntausende oder Hunderttau- 
sende, Alles in Allém höchstens sechs oder acbt Millionen 
streicben lassen; auch das wird bald aufgewogen werden 
durch die steigenden Ausgaben dér „kulturellen“ Anfor- 
derungen an den Staat. Bleibt nichts An deres iibrig, als von 
den Steuerpflicktigcn neue Zuschüsse zu fordern; das Land 
muss sich entscbliessen, mehr zu leisten, nachdem mit 
dessen bisherigen Leistungen dér Staat nicbt ausreicbt . . . 
Und da beantragt dér Eine die Besteuerung dér Ztind- 
hölzchen und des Petroleums, dér Andere die Besteuerung 
des Papiers und dér Zeitungén, dér Dritte will die Konto- 
korrents dér Bankén und die Sparkassenbiicbel einer Pro- 
gressivsteuer unterwerfen, dér Vierte das Kapital im All- 
gemeinen, dér Filnfte gewisse Gewerbsbetriebe, dér Sechste 
die Rente dér Staatsscbuld besonders besteuern. Die Liste 
dér diesfálligen Antrage ist gedebnt und mannigfaltig. . .

Gewiss hat dér Fiskus eine lángé und vielfingerige 
Hand; er kann Alles erfassen, wenn das Gesetz ihn dazu 
ermácktigt. Und gewiss wáre die Ermachtigung zuin Er­
fassen des einen und andern dér beantragten Objekte von 
Erfolg begleitet, wenn mán als Erfolg nur die augenblick- 
liche Erzielung eines höheren Ertrages für den Staatsschatz

VIII.
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anstrebt. Mir will’s bedlinken, dass dér ernste Politiker 
weiter blicken und Anderes erstreben muss. Jenes Fürgében 
wáre am recbten Orte, wenn es sich um ein einmaliges 
zufalliges Defizit handelte, das um jeden Preis durcb lau- 
fende Einnahmen behoben werden soll. Dies kann auch 
in den bestgeordneten Staatshaushaltungen eintreten, und 
wird da für den voriibergehenden Bedarf eine vorüber- 
gehcnde Bedeckung geschaffen; England z. B. hat selbst 
die Kosten des Krimfeldzuges im ersten Kriegsjabre nieht 
durcb Anlehen, sondern durch Erhöhung dér Einkommen- 
steuer bescbafft. Ganz anders ist unsere Lage: Wir stecken 
seit Jahren im Defizit und sind auf Jahre binaus zum De- 
fizitbudget verurtlieilt. Da kann und darf nicht die angen- 
blickliche Vermebrung des fiskalischen Ertrages das aus- 
schlaggebende Element bilden; da gilt e s , d a u e r n d e  
Erfolge zu erzielen durch Entwicklung dér allgemeinen 
S t e u e r f a l i i g  kei t .  Da muss von Fali zu Fali üngstlich 
geforscht und sorgfáltigst ermittelt werden, ob nicbt durch 
die EiufUhrung gewisser Steuern jene Entwicklung gescha-  
d i g t  und dadurch von dem erstrebten Ziele: bleibende Bes- 
serung dér Staatsfinanzen, Sicherung ihrer Zukuuft, das 
gerade Gegentbeil erreicht wird?

Die eigentlicbc moderné I n d u s t r i e  ist bei uns erst 
im Werden begriffen; sie hat milhevoll zu ringen gegen- 
über dér hoch entwickclten, durch billigeres Kapital, zahl- 
reichere Arbeitskraft und böhere Massenbildung begünstigte 
Gewerbethatigkeit des Nachbar- und des Auslandes. Unser 
H an d  e l ist nocb sehr primitiver Natúr; nüchst dem Kapi- 
talsmangel erschweren seine Entwicklung: dér Abgang einer 
rationellen Handelsgesetzgebung, dér Abgang von Handcls- 
vertragen mit den uns zunachst beriilirenden Ostlandern, 
dér unentwickelte Zustand dér inneren und dér internatio- 
nalen Kommunikations-Linien. Selbstverstandlicb hat hier- 
unter auch dér Fe l dbau  zu leiden; es fehlt jene Industrie, 
welche seinen Erzeugnissen durch unmittelbarc Aufarbei-
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delsthátigkeit, welche seinen Produkten den stctigen und 
vortbeilhaften Absatz in dér Férné vermittle. Wár’s unter 
solchen Verhaltnissen nicbt gewagt, um eines inomentanen 
Ertragnisses willen die volkswirthscbaftlicbe Entwicklung 
nocb mehr zu erschweren? Die bleibende wirtbschaftliche 
Schádigitng könnte oft den momentanen íiskalischen Nutzen 
iibersteigen. Nooh heikler ist die Frage dér direkten Be- 
lastung des Gel dver kehres .  Für Ungarn ist es geradezu 
Existenzfrage, müglicbst viel Kapital zűr Befruchtung und 
Hebung seiner brachliegenden Naturschatze heranzuzieben, 
festzuhalten. Es falit dies bekauntlich scbon beute schwer 
genug, dem Staate ebenso wie den Privátén; die Bedin- 
gungen dér letztcn Anleihe, dér Kours unserer Rente be- 
kunden es nur zu sprecbend. Wie würde es erst; wenn wir 
durch neue^ besondere Belastigungen dem Kapital vollends 
die Lust austrieben, auf staats- oder volkswirtbschaftlicbem 
Gebiete in Ungarn Verwendung zu suchen? Dér scheinbare 
flskaliscbe Ertrag solcher Massnahmen könnte das Land 
schwer scbadigeu, aber aucb dem Staatsschatz selbst theuer 
zu stehen kommen.

Mit dem Gesagten will ich keineswegs die Idce dér 
Steuererhöbungen und Steuercinfiihrungen abgewiesen, wohl 
aber gégén die Leichtigkeit reklamirt habén, mit welcber 
die Denkfaulbeit auf dér einen und dér Pcssimismus auf 
dér anderen Seite diese Idee annebmen, befürworten. Audi 
diese Frage hat ihre zwei Seiten. Auch hier ist — um mit 
Bastiat zu sprechen — das gleichfalls zu sehen, was mán 
nicht sieht, das beisst auch die Kehrseite dér Medaille zu 
beacbten.

IX.
Die a l l g e m e i n e  und  d i r e k t e  E i n k o m m e n -  

s t eue r ,  dérén Einfuhrung neulichst von einer anerkannten 
Finanz-Kapazitat beantragt worden, entziebt sicli bis zu

2fl
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eiuem gewissen Grade deu Bemerkungen, welcke wir so- 
cben hinsichtlick dér etwaigcu besonderen Neubesteuerung 
einzelner Verkehrs- und Erwerbszweige vorgebracht. Dér 
Antrag imponirt durch sein nettes und klares Wcsen; er 
besticht, durch seine fiskálisoké Bedeutsamkeit: die neue 
Steuer soll f ü n f z e h n  M i l l i o n e n  Reinertrag liefern! 
Uebrigens ist dies, wenigstens meines Wissens, dér einzige 
positive Vorschlag, welcber bislier bezüglick dér Einfiih- 
rung neuer Steuern von beachteuswerther Seite gemaeht 
worden. Gründe genug zűr eingehenden Würdigung dcs- 
selben in dicsér Zeit dér allgemeinen Suche nach Mitteln 
zűr Herstellung des Gleichgewichtes im Staatshaushaltc.

Icb bin meinerseits entschiedener Anhanger des Sy­
stems dér d i r e k t e u  Steuern, und wiirde es als weseut 
lichen Fortsckritt betrachten, wenn dieselben bei uns uud 
auderwárts in steigendem Masse den Vortritt vor den in- 
direkten Steuern erlangten, sie am Ende vielleicht ver- 
drangten. Die direkte Steuer und vorzugsweise die Ein- 
kommensteuer kann mehr weniger dér Leistungsfahigkeit 
dér Besteuerten eingepasst werden; von den indirekten 
Steuern ist es bekannt, dass sie in dér Regei (Aecise u. s. w.) 
gerade die weniger bemittelten Bevölkerungsschicliten 
harter treffen. Auch kann die direkte Steuer bezüglicb dér 
Erhebungsperiode den speziellen Verkaltnissen jeder Klassc 
Rechnung tragen (nach Ernte, Weinlese, Wollschur bei 
Landwirthen, Zinsquartal bei Hausbesitzern u. s. w.), wáh- 
rend die indirekte Steuer den Pflicbtigen unablássig ver- 
folgt und immer gerade in dem  Momente, als er flir an- 
dere unerlassliche Bedürfnisse zu sorgen hat, unabweisbar 
fordernd an ihn herantritt. Endlich entspricht die direkte 
Steuer dem Wesen des Verfassungsstaates, wo dér Btirger 
klar wissen soll, w as er leistet, weil ja  er selbst darüber 
entscheidet, wozu  er leistet, wie seine Leistung verwen- 
det wird; die indirekte Steuer gehört ilirer Natúr nach in 
den offen- oder verdeckt-absolutistischen Staat, wo dér
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Pflichtige, niclit wisseud, wofür und wozu er leistet,, auch 
tiber das Was im Dunkeln bleiben soll.

Zu diesel- Ansiebt betennt sick fást einmütkig die mo­
derné staats- und volkswirthschaftliche Schule. Trotzdem 
hat noch kein beachtenswerther Vertreler derselben im prak- 
tischen Staatsleben die völlige Beseitigung dér indirekten 
Steuern zu beantragen für gut befunden; kochstens ware 
Emil Girardin zu nennen, dem bekanntlicb das klingende 
Wortspiel und die schillernde Antithese über die Riehtig- 
keit des Gedankens gehen und dér in diesem Sinne seit 
Jahrzebnten für den „impót u n i q u e "  gégén den „impőt 
i n i q u e “ federkümpft . . . Warum jene allgemeine Zaghaf- 
tigkeit, die tbeoretischen Wahrkeiten in’s Thatsácliliche zu 
übersetzen? Weil Bódén und Verhaltnisse fűr’s Gedeihen 
derselben noch fehlen. Die demokratische Einrichtung dér 
ausschliesslich direkten Steuer oder Steuern erheiscbt eine 
demokratische Staats-Organisation, wo die Steuerpflichti- 
gen nur für wirklich gemeinnützige Zwecke aufzukommen 
habén, wo jeder Belastung des Landes ein unbestreitbarer 
Vortheil für dasselbe entspricht. Das ist noch lángé nicht 
dér Fali heute, wo fást in allén Staaten Europa’s die Zin- 
sen dér öffentlichen Schuld und die Kosten des gepan- 
zcrten Friedens, alsó frühere und gegenwartige Versün- 
digungen gégén die gesunde Staatswirthschaft und gégén 
den Sáckel dér Steuerpflichtigen, einen sehr wesentlichen 
Theil des Staatseinkommens verschlingen. Da lasst sich 
mit dér ungeschmiukten Wahrheit dér direkten Steuer alléin 
kaum ausreiclien; da rnuss die Vertusckungsmethode dér in­
direkten Steuern, dieKunst: die Taschen dér Steuerpflich­
tigen zu leeren, ohne dass sie es merken, in grösserem 
oder geringerem Masse nacbhelfen, je nach Bedarf.

Beziiglich Ungarn’s ist dieser „Bedarf ' ein sehr fiihl- 
barer. Wo die Zinsen früherer Schulden und die Kosten 
dér stehenden Armee über zwei Fünftel des Staatseinkom-
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mens beanspruchen, fia wird es nakezu unmöglick, dic Be- 
deckung ausschliesslick auf direktem Wege zu beschaffen.

Dazu kommen andere Eigenverhaltnisse des Landes, 
welcbe die zu starke Iuauspruchnabme dér direkten Steuer 
untersageu. Auch wenn sie keine eigentlicbe Repartitions- 
Steuer*) ist, muss die direkte Steuer eine gewisse Stetig- 
keit habén betreffs des Gesammtbetrages wie dér Vertkei- 
lung im Grossen; andernfalls wird die alljáhrlicbe Aus- 
werfung und die Einhebung dem Staat mehr Kosten und 
Miiben, dér Bevölkerung mehr Cbikanen und Plackereien 
verursachen, als die Steuer wertk sein mag. Diese Stetigkeit 
dér Belastung ist aber nur dórt theoretiseb und praktiscli 
gerechtfertigt, wo seinerseits das Nationaleinkoinmen, von 
welchem die Steuer bekoben wird, wenigstens im Grossen 
und Ganzén einer gewissen Stetigkeit geniesst. Das ist 
wirklich dér Fali in Lándern von kolier wirthschaftlicher 
Entwicklung. Da wirken Ackerbau, Gewerbe und Handel 
unter tausend Főimen und Kombinationen zusammen zűr 
Ernahrung dér Bevölkerung; sie ergknzen und korrigiren 
einander; wenn zufállig in dem einen Jakre natlirliche oder 
andere MissMle bei hundert Erwerbszweigen eine Ertrags- 
verminderung herbeiflihren, wird sie in dér Regei durch 
eine entsprechende Ertragssteigerung bei kundert anderen 
Erwerbszweigen mehr oder weniger ausgeglicken werden. 
Das gilt durchaus niclit unter den eigenthümlicken volks- 
wirtkschaftlicheu Verkaltnissen, wie sie zűr Zeit nock in 
Ungarn bestehen. Das abgelaufene Jakr hat es abermals 
in traurigst eindringlicber Wcise bekundet: dér Feldbau 
bildet bei uns die einzige Grundlage des Nationaleinkom- 
mens, und diese einzige Grundlage ist fást ausnahmslos 
den Launen dér Natúr überliefert! Wissenschaft, Fleiss und 
Kapital, die in einer rationcllen Bodenkultur die menscli-

*) Wo namlich das Budgotgcsctz im Voraus die Totaisumuie fesfstelit, 
welclie die betreffende Steuer einbringen niuss, und die dann auf die versehiede- 
non Pflichtigen vertheilt wird.
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liche Intellígenz zűr Geltung bringen und die störenden ele- 
mentarischen Einflüsse bald beseitigen, bald abschwachen: 
— sie spielen bisher nur eine sehr untergeordnete Rolle in 
unserer Bodenkultur. Wir schwimmen im Ueberflusse, wenn 
die Witterungs-Verhaltnisse gUnstige waren, und darben 
schier, wenn’s anders fiel. Dem entsprechend wird aueb un- 
sere Leistungsfiihigkeit, werden auch die Ansprüche, welcbe 
dér Staat an sie stellen d a r  f, mit Aussicht auf Erfolg an 
sie stellen ka nn ,  den grössten Schwankungen ausgesetzt 
■sein; 1867 und 1868 leisten wir spielend das Dreifache 
dcssen, was 1873 und 1874 erdrllckend sein mag. Die in- 
direkte Steuer scbmiegt sich bis zu cinem gewissen Grade 
von selbst diesen jáhrlichen Schwankungen des Volkswohl- 
standes und seiner Leistungsfiihigkeit an. So wird in guten 
Jabren dér Verkehr in Mobilien und Immobilien, dér Ver- 
braucli an Bier, Wein, Kaffee; Zucker u. s. w. wescntlich 
stoigen, in Eolge dessen Stempel, Accise, Steu-ern u. s. w. 
einen höheren Ertrag liefern; das Umgekehrte tritt in 
sehlechten Jabren ein und dér Steuerpflichtige hat weniger 
an den Staat z.u leisten. Wie ist dieses selbstwirkende Aus- 
gleichs-System bei dér unbeugsamen direkten Steuer zu- 
wege zu bringen? Bestebt dér Staat auf seinem Schein, so 
erdrtickt er die Bevölkerung; unterlásst er es, so steigert 
sich mit den Steuerrtickstftnden die Last dér Bevölkerung 
und die Verwirrung im Landeshaushalte.

X.
Bequemer freilich war’s, n i c h t  auf ein Einkommen 

angewiesen zu sein, welches die Gunst oder Ungunst des 
Jahres so unmittelbar nacbempfindet; alléin die Finanz- 
Organisation und Verwaltung habén sich den gegebenen 
Zustánden zu fügén, nicht umgekehrt. Das verlangt schon 
die elementarste Billig-keit, das gebietet auch die einfacbste 
Staatsklugheit, — schon deshalb, weil dér Versuch zűr Er-



31

zwingung des Gegeutheils voraussichtlich erfolglos wáre; 
die Persistenz unserer Steuerrückstánde bekundet es zűr Ge- 
nüge. 1872 gehörte nocb nicht zu deu eigentlich schlechten 
Jahren; demungeachtet habén sich im Laufe des Jahres die 
Rilckstande bei den direkten Steuern alléin um 3,799.929 
Gulden vermehrt und auf 32,097.432 Gulden gehoben; eben- 
so habén sich bei den Gebiihren, welche eigentlich zwischen 
direkter und indirekter Steuer die Mitte haltén, die Rltck- 
stánde um 1,436.225 Gulden gesteigert und — bei einem 
gesammten Jahresertrag von 10,822.100 Gulden — auf 
nicht weniger denn 16,027.687 Gulden erhöht.

Allerdings mag hiebei böser Wille und üble Ange- 
wohnheit mit unterlaufen; auch Bereehnung ist im Spiele, 
indem gerade „gute Wirthe“ es zuweilen als eine vortreff- 
liche Geschafts-Operation betrachten sollen, bei einem lan- 
deslttufigen Zinsfuss von 10 bis 12 Prozent die falligen 
Steuergelder zurüekzubehalten, was ja  nur seclis Prozent 
Verzugszinsen kostet; neulichst wnrde all’ dem gegenttber 
wiederholt mit einer „drastischen“ Massregel gedr oh t :  dér 
Veröffentlichung einer Namensliste aller grösseren Steuer- 
rückstandler. Tranrig genug, wenn bei den oft rlicksichts- 
losesten Exekutionen, welche gégén die ármsten Steuer - 
pílichtigen in’s Werk gesetzt werden, dér Regieruug dér 
Muth und die Kraft abgeht, den bedentenderen Saumigen 
gegenüber auch nur e i nenThe i l  dieser Strenge anzuwen- 
den. Hingegen treibt sie seit einiger Zeit auch Gefühls- 
politik und appellirt bald an den Patriotismus, bald an die 
Ritterlichkeit ihrer harthándigen Schuldner. Sonderbare 
Auffassung und sonderbares Fürgében! Gesetzlich ausge- 
worfene Steuern hat die Regieruug ei n z u f o r d e r n ,  nöthi- 
genfalls durch ihre Organe e i n z u t r e i b e n ,  keinesfalls zu 
er b i t i e n  oder zu erpredigen. Homilien sind eiu eigen-
thümlicher Finanzbehelf..........Aber welehes immer die Ur-
sachen dér anhaltenden Steuerrückstánde  se ien ,  ihre Be-  
harrlichkeit  m ach t sie zu einer A rt n ationa ler  E inr ichtung
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o dér docb nationaler Krankbeitserscheinung, mit dér ge- 
rechnet werden muss. Die Regierung wnrde iibrigens vöm 
Reichstag wiederholt zűr „Versilberung“ dér Steuerriick- 
stande durcb Kontrabirung einer scbwebenden Schuld auf 
Grundlage derselben aufgefordert. Es ist, trotz aller Noth 
des Staatsscbatzes, bisher in dieser Ricbtung nichts ge- 
scheben. Beweis genug, welcb’ geringen Grad von Ver- 
trauen in die volle und leiehte Einbringlicbkeit dér Steuer- 
riickstande die Regierung hegt und einzuflössen weiss.

Das sind Tbatsachen, positive Verhdltnisse, über welche 
dér praktiscbe Politiker und Finanzmann nicbt binweg- 
geben kann. Icb möcbte aus denselben folgern, dass; so 
l a n g e n i c h t u n s e  r e v ő i k  s w i r t h  seb a f t l i c h e n Z u -  
s t a n d é  c i n é  g r ü n d l i c b e U m g e s t a l t u n g  e r f a h r e n  
b a bé n ,  an d i e  d i r e k t e  S t e u e r  w e s e n t l i c b  b ö h e r e  
Z u m u t b u n g e n  a l s  d i e g e g e n w a r t i g e n k a u m  ge- 
s t e l l t  w e r d e n  dt i r fen.  Durcb zweekmassige Reformén 
betreffs Anlage und Vertlieilung kann dér Ertrag dér einen 
und anderen direkten Steuergattung erhöht werden; es 
sebeint mir aber n i c h t  zulassig, die bestehenden direkten 
Steuern durcb eine neue Einkommensteuer (und nocb dazu 
in dem ansebnlichen Betrage von fitnfzebn Millionen Gulden) 
zu vermebren, nacbdem durch Grund-, Haus-, Einkommen- 
und Personal-Erwerbsteuer ohnebin allé Einkommensweisen 
unmittelbar belastet sind.

„Aber wenn derart schon bei dér Organisation unseres 
Steuerwesens den Schwankungen und Sprüngen des Yolks- 
erwerbes Rechnung getragen werden soll, so vermögen 
wir ja  ttberhaupt nicbt auf ein siclieres und stetiges 
Staatseinkommen zu rechnen, folglich aucb nicbt auf einen 
cntsprechend geordneten StaatshausbaltK. Ganz richtig. Es 
ist dics eben aucb eine jener unliebsamen Wahrheiten, 
mit denen wir uns; nacbdem die Stunde dér Ernüchterung 
gescblagen, vertraut machen miissen. Ja  wohl, so lángé 
das N a t i o n a l - Einkommen bei uns allén Launen des
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Zufalls preisgegeben ist, und jc nacli Regen oder Sonuen- 
schein von cinem Jakre auf’s andere oft um bulidért Per­
zent und darltber wecliselt, kann von einer aucb nur 
beziehungsweisen Sicberlieit und Stetigkeit des S t a a t s -  
einkommens kaum die Rede sein. D ie  v o 1 k s w i r t h- 
s c h a f t l i c b e  R e f o r m  und  A n f b e s s e r u n g  b i l d e t  
s o n a c h  d i e  un e r l a s s l i c b e  V o r b e d  i n g u n g ,  d i e  
e inz i g s i cli er e Gr u n  dl ag  e de r s t aa t s  wi r t hschaf t -  
l i c h e n  G e s u n d u n g  U n g a r n s .

XI.
Kaum dürfte es Jemand überraschen, dass unsere 

heutigen Regierungsraanner, denen wir ja  den gegenwarti- 
gen Finanzjammer grössteutheils zu danken babén, in 
erster Reihe eben zu dem empirischen, sckeinbar so leichten 
Mittel dér Steuererhöbung greifen. In dem summariscben 
Staatsvoranscblag für 1875 — 77, welcben die Regierung 
letztbin veröffentlichte, bildet eine Erhöhung dér direkten 
Steuern um nahe elf Millionen Gulden (10,830.584) — und 
zwar Uber die im heurigen Budget gestricbenen neun Milli­
onen binaus, was ein Melír von zwanzig Millionen ergibt 
— das bauptsacblicbste Mittel, wodurcb mán das Defizit 
für 1875 auf 21 Millionen lierabzumindern hofft. Diesen 
positiven Antrágeu gegenttber ist vielleicht zűr Abweisung 
mehr erfortlerlicb, als die vorstekende allgemeine Ausfiib- 
rung tiber die Untbunlicbkeit: unter den gegebenen volks- 
wirthsebaftlichen Verbaltnissen Ungarn’s, in dér Steuer- 
e r li ö h u u g und besonders in dér Erhöhung dér d i r e k t e n  
Steuern, ein Mittel zűr Beliebung des Defizits zu suchen. 
Seien aucb wir positiv und erklaren wir rund heraus, dass 
wir diese Antrage für u n a n n e b  mb a r  haltén, weil — 
wir wollen es beweisen — Ungarn, sei es im Vergleich zu 
anderen europaisclien Staaten, sei es an síeli selbst he- 
trachtet, im Verhaltniss zu seiner g e g e n  w ar  t i g e n volks-
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wirtbschaftlicbeu Entwicklung und zu seiner Leistungs- 
fkhigkeit j e d e s f a l l s  mi t  S t e u e r n  h i n r e i c h e n d  

b e l a s tét ,  wo n i c h t  gai' b é r é i t s  Ub e r b t i r d e t  ist.
Bei Würdigung dér Steuerbelastung bat natlirlich die 

früber von andercn Gesicbtspunkten aus gemachte Unter- 
scheidung zwiscbeu Nominal- und Effektiv-Einkommen des 
Staates (Abscbnitt III) wegzufallen; auch was nicht als 
verwendbares Ertrágniss in den Staatsschatz fliesst, muss 
nichtsdestoweniger von dér Bevölkerung aufgebracht, aus 
ikrem Sáckel bestritten werden (Rostén dér Stenerámter, 
Roston derErbebung und Eintreibung dér Steuern u. s. w.). 
In Abzug zu bringen wáren allerdings jené Summeu, welclie 
blos durcblaufende Postcn, und jene Betráge, welclie keine 
eigentliche Steuerleistuug, sondern den Entgelt fúr einen 
wirthschaftlicben Wertb oder Dienst bilden. Da jedocb 
derartigc Posten nnd Betrage in den StaatsvoranschlSgen 
fást a l l e r  Staaten érsekemen, andererseits uns die Bebelfe 
feblen, um an den fremden Budgets die strenge Ausschei- 
dung durchzuführen, so wollen oder eigentlicb mús.sen wir 
bebufs dér Vergleichung liberall den g e s a m int en uuver- 
kúrzten Staatsvoranschlag in’s Auge fassen, — in dér hin- 
langlich begrúndeten Voraussetzung, dass jene störenden 
Einflüsse verkaltnissmássig überall nabezu dieselben siud. 
U n s e r e  Staatsvoranschldge beziffern fúr die drei letzten 
Jahre (1872—74) den Gesammtbetrag dér Ausgabeu auf 
294, 256‘8, 256-7 Millionen, zusammen 807'5, was einen 
Jaliresdurchschnitt von 269-2 Millionen ergibt. Setzen wir 
rund: zweihundeitsicbenzig Millionen Gulden. Das maciit, 
auf lö'/a Millionen Eimvobner vertheilt, einen Betrag von 
17 fi. 42 kr. per Ropf dér Bevölkerung, oder 87 fl. 10 kr. 
fúr die fünfgliederige Eamilie. Wie stebt’s anderwarts, 
immer die allerneuesteu Daten berúcksicbtigt, in dieser 
Beziebung ? C i s 1 e i t h a n i e n’s Ausgabenbudget beziffert 
sicb auf 390 Millionen Gulden bei einer Bevölkerung von 
20'4 Millionen Einwolmer. B e l g i e n  verausgabt 201'3
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Millionen Franks bei einer Bevölkerung von 54 Millionen 
Einwohner, D S n e m a r k  23 Millionen Rigsdalcrs bei l -8 
Millionen Einwohner, S p a n i e  n 627’4 Millionen Pesetas bei 
16-8 Millionen Einwohner, E n g l a n d  71 Millionen Pfuud 
Sterling bei 319 Millionen Einwohner, I t a l i e n  1542'6 
Millionen Lire bei 26'8 Millionen Einwohner, Hol l and  
97 Millionen holland. Gulden bei 3 7 Millionen Einwohner, 
P o r t u g á l  28’7 Millionen Milreis bei 4-4 Millionen Ein­
wohner, R u s s l a n d  517’3 Millionen Rubel bei 69'4 Milli- 
onen Einwohner, S c h w e d e n  604 Millionen Reicbstbaler 
bei 4'3 Millionen Einwohner, K o r w e g e n  5‘6 Millionen 
Speciesthaler bei 1'8 Millionen Einwohner, S c h w e i z  
706 Millionen Franks bei 2 7 Millionen Einwohner; — 
wir übergehen F r a n k i é i  eh und D e u t s c h l a n d ,  da 
diese beiden Staaten in Folge dér grossartigen Ereignisse 
dér letzten Jahre in voller Umwandlung begriffen sind, 
daher keiue Normalverhaltnisse darbieten . . . Wollen wir 
nun, dér leiebteren Vergleichbarkeit halber, die versebie- 
denen Geldsorten zum Tageskourse in F r a n c a  umsetzen, 
so erhalten wir íblgende Zusammenstellung:

L a n d  per Kopf per Fam ilie
Bolg ien...............B9 Fr. 47 C. 197 Fr. 35 C.
Dánemark . . . .  35 „ 78 „ 178 , 90 „ 
Spanien . . . . . .  37 „ 35 * 187 „ 75 „
E n g l a n d ............55 „ 65 „ 278 „ 25 „
H a l ié n ................. 57 „ 56 „ 287 „ 80 „
Holland..................57 „ 68 „ 288 * 40 „
P o r t u g á l...............39 „ 92 „ 199 „ 60 „
R u ss la n d ............  29 , 82 „ 149 „ 10 „
Schweden...............19 „ 80 „ 99 „ 40 *
Norvégén...............l í  „ 73 , 88 „ 65 „
S c h w e iz ............... 26 „ 15 „ 130 „ 75 „
C i s l e i t h a n i e n .  . 43 „ 2 „ 215 „ 10 „
U n ga rn ................. 39 „ 19 * 195 „ 95 „

leh mag den vorstehenden Ziffern keine unbestreitbare 
Authentizitat zusprechen; im Grossen und Ganzén gébén 
sic jedocli cin wenigsteus annaberndes Bild dér beztlg-

3 *



w

liehen Budgetverliáltuisse. Da zeigt sicb denn, dass dér 
Ungar an den Staat bedeutcnd mehr zu leisten hat, als dér 
Dáné, dér Spanier, dér Rnsse, dér Sc-hwede, dér Norwege 
und dér Schweizer. Dass er niin gar so wesentlich leistungs- 
fahiger sei, als die Erstgeuauuten, lasst sich .jedenfalls 
stark anzweifeln; nnbestreitbar liingegen ist, dass dér Ungar 
an Erwerbs- und folglicb an Steueríahigkeit weit binter 
dem Helvetier zurücksteht, und docb zablt er 50 Procent 
mehr als dieser! Wir gewahren ferner, dass dér ungarisckc 
Staatsbürger beinahe so stark in Ansprucb genommen ist, 
als dér Belgier; dass er nur um ein Zehntel geringer be- 
lastet ist, als dér Cisleithanier; dass er über zwei Drittel 
dessen zu leisten hat, was vöm Englánder und Hollandéi' 
verlangt wird. Wer wird es aber in Abrede stellen, dass 
Wolilhabeuheit und Leistungsíaliigkeit bei nns lángé niclit 
an die zwei Drittel dér engliscben oder liollándiseben Wobl- 
habenkeit und Leistungsfáhigkeit hinanreiclien; dass wir 
diesbezliglich um m e h r  als eine Zebntelslange binter 
Cisleitbanien zurtickstehen, und in meilenweiter Entfernung 
binter dem volkswirthschaftlichen Musterlande Belgien zu- 
rückbleiben, dessen Einwobner nur um 28 Cent. stárkcr 
belastet sind? Belgier, Englánder und Hollánder ertragen 
unzweifelhaft einc Steuer von ICO Gulden per Kopf leicli- 
ter, als dér Ungar im Durcbscbuitt einc solcbe von 50 Gul­
den ertrSgt.

XII.
Wir gelangen im Wesentliclien zum selben Ergebnisse, 

wenn wir, Ungaru a l l é i n  beriicksichtigend, uns dadurch 
eine detaillirtere Analyse ermöglicben. Wir wissen bereits, 
dass für 1874 nach vielfacben Streichungen die Ausgaben 
auf 256'7 Millionen veranschlagt sind. Ganz so lioeh be- 
lauft sicb jedoch niclit die Last, welche dér Bevölkerung 
für Staatszwecke auferlegt ist. Es sind, von blos durch- 
laufenden Posten (3,942.520 fi.) abgesehen, namentlicb die
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Selbst- odei- Erzeuguugskosten gewisser vöm Staate betrie- 
bener Verkehrszweige (Tabak- und Salzmonopol, Fost, 
Telegrafen und Staatseisenbahnen) abzuzieheu, die sicb im 
Budget fiit- 1874 auf 31,760.776 Gulden belaufen; mit 
die.ser Summc bezahlt das Publikum nur das, was die be- 
züglichen Objekte und Leistungen dem Staate sclbst kosten, 
und was das Publikum, wenn es sicb dieselben auf ande- 
rem Wege zu verschaffen hatte, mindestens bezahlen müsste; 
icb sage m i n d e s t e n s ,  weil docb die Privatindustrie 
ibm dcn Tabak, das Salz, die Brief- und Depeschenbesor- 
gung, die Personen- und FracbtenbefÖrderung niclit um deu 
Kostenpreis liefern wiirde. In dieselbe Kategorie lassen sicb 
vielleicbt aucli die Kosten für Staatswaldungeu und Güter 
wie für die Staatsbergwerke (zusammen 21,491.564 Gul­
den) einbezieben, wiewobl es, da diese drei Betriebe, theils 
absolut, tbeils relatív, Jabr für Jabr sich p a s s i v  stellen, 
unbestreitbar ist, dass im Privatbetriebe die Selbstkosten 
niclit so bocli kommen d i i r f t en ,  da sonst dér Betrieb 
aufbören müsste. In Abzug zu bringen sind endlicb beim 
Lotto 1,931.901 Gulden Selbstkosten, dérén grösster Theil 
dem Publikum in Form von Gewinnsten zurlickerstattet 
wird. Die angefübrten Posten ergeben einen Betrag von 
59,126.761 Gulden. Scblagen wir, um allén Bemánglungen 
auszuweichen, weitere 6—7 Millionen für kleinere Posten 
ábnlicber Natúr liinzu, die vorsteliend nicbt nambaft ge- 
maclit werden. Beide Betrage von obigen 256'7 Millionen 
abgezogen, verblciben rund li u u d e r t u n dn eu nz i g Milli­
onen, welcbe die Bevölkerung Ungarns alljtlhrlich für 
S t a a t s z w e c k e  aufzubringeu hat, — womit natürlich 
nicbt gesagt ist, dass diesel- Betrag aucli wirklich fúr 
Staatszwecke verfiigbar bleibt und verwendet wird (s. Ab- 
scliuitt III—IV) . . . .  Vermag die uugariscbe Bevölkerung 
m e h r  zu leisten? Vermag sie aucb nur so  v i e l  zu 
leisten? leli getraue midi nicbt einmal die zweite Frage 
kurzweg zu bejaben.
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Dic rationelle Staats- und Volkswirthschaft betracktet 
es sckon als hockgesckraubten Steuersatz, wenn im Durch- 
schnitt den Bttrgern zwanz i g  P e r z e n t  ikres Jahrcsein- 
kommens für Staatszwecke abverlangt werden. Seien wir 
freigebiger oder patriotischer, gemeinsinuiger: lassen wir 
25 Perzent noch als annehmbaren Steuersatz gelten. In 
diesem Falle wiirden die 190 Millionen, welche die Bevöl- 
kernng Ungarns für Staatszwecke aufzubringen hat, einNa- 
tional-Jahreseinkommen von 4 X 190 =  760,000.000 Gulden 
voraussetzen. leli halté die Annahme, dass ein solches 
wirklich erzielt werde, als durchaus uuzulassig. Wo, auf 
welchem Gebiete dér Erwerbsthatigkeit? Mit Reckt gilt 
Ungarn als Ackerbaustaat in erster Reihe; von 5,866.885 
ilber vierzehn Jabre altén mánnlichen Individuen, dérén 
Bescháftignng anlasslich dér Volkszáhlung von 1870 nach- 
gewiesen war *), fanden nicht weniger als 3,690.509 beim 
Feldbau Bescliáftigung und Erwerb, alsó an 63 Perzent dér 
Gesammtheit. Welches Einkommen liefert nun diese Haupt- 
quelle, die für zwei Drittel dér Bevölkerung die Besckáf- 
tigung und die Existenzmittel spenden soll? Dér offizielle, 
auf den Katastralaufnahmen beruhende Ausweis, welchen 
das Finanzministerium seinem neulichen Gesetzvorschlage 
Uber die Reform dér Grundsteuer beigeschlossen hat, gibt 
den Reinertrag des Gesammtbodens in Ungarn, Sieben- 
biirgen, Kroatien und Slavonien auf 122,253.925 Gulden 
jahrlich an. In dieser Snmmc ist die Militárgrenze nicht 
inbegriífen. Wenn wir das Reinertrágniss ihrer 2,033.619 
Joch durchschnittlich dem Reinertrágniss des ungarisch- 
siebenbürgisch-kroatischen Areals (46,546.591 Joch) gleich- 
setzen, so ist obigc Summe um 5,368.754 Gulden zu ver- 
mehren. Das ergibt einen Gesammtbetrag von 127'6 Millionen 
Gulden. Wir wissen allerdings, dass an vielen Orten die 
Katastraleinschatzungen des Ertrages von vornherein zu

*) Nicht inhe{?riffen 1,369.312 Taglóimer, die doch wohl zum iihei wiegend 
grössten Theile gleichfalls beim Feldbau Beacháftigimg fin den.



niedrig gegriffen waren, dass sie au vicleu auderen Orteu 
durcli die seitdem durcligeführten Meliorationcn stark über- 
holt worden; Kerkapoly schátzte die doppelte Differenz 
auf ungefáhr 13 Perzent und wollte durcli dic Korrektion 
derselben die jahrliche Grundstener (olme deu Zuscblag) 
von 26'6 auf rundé 30 Millionen bringen; wir wollen gerne 
die Differenz viermal  so hoch scbatzen, dem entsprechend 
und mit Einrechnung des klemen Bruebtbeiles dér zeitweilig 
steuerfreien Bodenanlagen obigen Keinertrag nm 50 Perzent 
steigem, sonaeh auf 191-4 Millionen veranseblagen. Ich 
will annehmen, — was gewiss sehr stark ausgrcifen keisst, 
— dass dér sonstige Grundbesitz (Háuser etc.) den gleichen 
Ertrag liefert; ich will ferner annehmen, — was gleich- 
falls weit über die Wahrscheinlichkeit hinausreicbt, — dass 
jenes Ei ne  Drittheil dér Bevölkerung, welches ni cht  beim 
Ackerbau beschaftigt ist, alléin dasselbe Jahreseinkommen 
erzielt, als die zwei  Drittbeile dér Bevölkerung, welcbe 
diesem Haupterwerbszweige angehören. Macht Alles in 
Allém 191 "4 -)- 191‘4 -f- 191‘4 =  573’2 Millionen Gulden. 
Wir stehen alsó nock weit ab von jenen 760 Millionen 
Gulden, auf welcbe sich das jahrliche National-Jahresein- 
kommen belaufen mlisste, wenn als dessen fünfundzwanzig- 
perzentige Quote 190 Millionen an den Staat jahrlich sollen 
abgegeben werden können.

XIII.
Wenn angesichts dieser Verháltnisse und Thatsachen 

selbst von „kompetentester“ Seite sofortige Steuererhöhun- 
gen oder die Einführung neuer Steuern beantragt wird; 
wenn die Regierung die liiedurcb zu erzielende Mehreiu- 
nabnie schon für 1875 auf elf, Lónyay auf 13 bis 14 Mil- 
lionen Gulden veranscblagt: so bekundet dies nur, dass die 
scbwere Tagesnotb uns noch lángé nicht so gründlich „ge- 
heilP* hat, als mán glanben will; namentlich nicht von zwei
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Fehlern, clie wesentlich zűr Herbeifiihrung des gegenwar- 
tigeu Finanzjammers beigetragen. Dér eine bcsteht in dér 
liebenswíirdigen Bereitwilligkeit, mit dér wir uns selbst 
zu táuschen gencigt sind, um auf Grundlage schöner Aus- 
sichteu flir die Zukunft Ieicbtcu Fusses über die Schwierig- 
keiten des Tages biuwegzusetzen; dér zweite Fehler lag 
und liegt darin, zu glaubcn, dass es im Verfassungsstaate 
genilgen könne, Lasten zu dekretiren, wenn dér Nation die 
Mittel zu dérén Ertragung feklen, fUr die Beschaffung odor 
Entwicklung dieser Mittel aber nicht gleichzeitig gesorgt 
wird. Wir forderten bisber vou dér steuerpílichtigen Be- 
völkerung wenigstens so viel  ̂ als sic zu leisten vermocbtc, 
babén jedoch mel í r  als dies verausgabt; sie zűr Lcistung 
dieses Mehr auzuhalten, ohne dass ikre Leistungsfakigkeit 
geboben wird; mag ein bequemes Aushilfsmittel scbeinen, 
gerecht und zuverlassig ist es nicht.

Mán beruft sich auf Nordamerika und Fraukreich; beide 
Staaten habén in neuerer Zeit die finanziellen Wuuden, 
welche ihnen dér Bürger- und respektive dér internationale 
Krieg geschlagen, durch tiefgreifende Aenderungen im 
Steuerwesen zu heilen versucht. Ganz richtig; nur steht 
die Nutzanwendung auf Ungarn nicht. Eine patriotiscke 
und selbstbewusste Bevölkerung findet es begreiílich und 
fiigt sich darein, dass in Folge ganz ausserordentlicher 
Verháltnisse ihr ganz ausserordentliche Belastungen auf- 
gelegt werden. Das begriíf und darin ftígte sich auch Un- 
garn’s patriotische Bevölkerung zu andererZcit; wir zwei- 
feln nicht, dass vorkommenden Falles dies auf’s Neue ge- 
schieht. In Nordamerika und Frankreich waren aber die 
ausserordentlichen Leistungen, welche neulichst von den 
Bevölkerungen verlangt wurden, wirklich durch vorange- 
gangene ausserordentliche Ereignisse begründet.

Woher soll die gleiche heroisclie Opferwilligkeit bei 
uns kommen, wo die Lage, durch welche die hóhérén An- 
foi derungen veranlasst sind, ihren Ausgangspunkt fást nur
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in dér Unbedachtsamkeit íindet, welche bisher die Leitung 
unserer Staatsfinanzen charakterisirte? Ein minderer Grad 
dér Bereitwilligkeit wáre bier um so erklítrlicber, als Nichts 
dafttr bürgt, dass die ausserordentlichen Opfer von untén 
nicht etwa dazu dienen, den Leichtsinn oder die Leicht- 
lebigkeit von eben fórt zu erhalten. Angenommen jedoch, 
dass trotz dér angedeuteten tiefen Verscbiedeubeiteu in 
Ursprung und Natúr dér Lage, die ungariscbe Bevölkerung 
den neuen Belastungen denselben Grad von Opfer w i 11 i g- 
k e i t  entgegenbringt, als die Bevölkerung Nordamerika’s 
und Frankreich’s : daun bleibt nocli immer die ungeheuere 
Kluft zwi,seben dér beiderseitigen Opfer fa  l i i gke i t .  In 
Nordamerika wie in Frankreicb war seit Jahrzehnten und 
mit Erfolg Alles geschehen, um eine riesenliafte Entwick- 
lung des Volksvvohlstandes und des Nationalreichthums 
herbeizuführen; kann Gleiclie.s von Ungarn behauptet wer- 
den? Dórt gilt es, den gesteigerten Steueranforderungen 
gegenlibertheils die angeliáuften Ersparnisse früherer Zeiten, 
theils den reichlichen Erwerb des Tages in böberem Grade 
als bisher anzugreifen; wo sind in Ungarn, bei dér Masse 
dér Bevölkerung, die angeháuften Ersparnisse friiherer 
Zeiten oder dér reichliche laufende Erwerb dér Gegenwart 
zu fűiden, aus denen die erhöhten Steueranforderungen zu 
befriedigen waren?

Und doch mi i s sen  unbedingt dem Staate reichlichere 
Hilfsquellen und Mittel beschafft werden! Das ist ein Pro- 
blem, welclies sich nicht nmgehen lasst. Ich habé seit Jah- 
ren in dér Presse und im Reiclistage bedeutende Streichuu- 
gen in unsercm Staatsvoranschlage beantragt; die heutige 
Finanzlage maciit sie unerlasslicher denn je. Es kann mir 
nicht in den Sinn kommen, sie zu bekarapfen in dem Mo- 
mente, wo auch dérén bisherige Gegner sich fttr dieselben 
zu ereifern beginnen. Aber wie sehr ich auch die Nothwen- 
digkeit durcligreifendcr Streichungen anerkenne, nehme ich 
keinen Anstand, offen auszusprechen, dass ich mir Ungarn’s
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Z ukuni t sbudget ,  das Budget des wiedergesundeten und 
zu normaleu Verhaltuissen zurttckgeführten Landes, ni elit 
in reduzirter Gestalt denken kann und mag. Ieh bin im 
Gegentheile iiberzeugt, dass, wemi wir die vielseitigen Ver- 
sáumnisse nacliholen und auf dem Gebiete des Unterrichtes, 
des Verkehrswesens, des Gefangnisswesens, des Sanitáts- 
wesens u. s. w. den Anforderungen dér Neuzeit entspreclien 
wollen, — und das mus s  geschehen, falls wir staatlich 
leben und gedeiben wollen, — Ungarn sich zu einem star- 
keren Ausgabenetat bequemen muss, als dér lieutige ist. 
Damit aber diesem Miissen aucli das Können entspreche, 
ist es unerlUsslich, die L e i s t u n g s f a h i g k e i t  des Landes 
zu steigern, das heisst: d ie  g e s u n d e  und  n a t u r g e -  
ma s s e  E u t w i c k l u n g  d e s V o l k s w o h l s t a n d e s z u  
för  d é r  n; wo m ö g l i c h  zu s i c h e r n .  Nur auf di e  sem 
Wege wird es möglich, die dringende Aufgabe des Tages, 
oder ricktiger: die dringenden Aufgaben, gründlich zulösen.

XIV.
Dem geehrten Lesei- diirfte es in dér That bereits aus 

dem Bisherigeu klar geworden sein, dass ieh die Aufgabe 
des Tages durchaus nicht für eine e i n h e i t l i c h e  halté. 
Vor uns liegen, nach meiner Ansicht, zwei wesentlich ver- 
schiedene und streng auseinander zu haltende Aufgaben. 
Die wichtigste ist: die Herbeifuhrung und Sicherstelluug 
einer besseren oder gedeihlichen Zu k u n f t ,  einer Finanz- 
lage, welche uns gestatte, den zahlreichen Aufgaben, die 
Wissenschaft und Praxis lieute an den Staat stellen, in 
ausreichenderem Masse als bisher zu genügen, ohne des- 
halb zum stetigen Defizit verurtheilt zu sein und ohne die 
Steuerpflichtigen über ihre Krafte liinaus in Anspruch neh- 
men zu miissen. Ieh halté dafiir, dass dies vollkommen er- 
reichbar i s t ; das Wie habé ieh bereits im Allgemeinen 
angedeutet und kornme sofort des Naheren darauf zuriiek.
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Wie zweckentsprechend und durckgreifeud aber aucli die 
diesfalls zu verwirklichenden Massuabmen sein mögcn: sie 
können ikre Wirkung erst im Laufe dér Jahre aussern uud 
aucb dann keine riickwirkende Kraft iiben, namlich nicht 
den heutigen Abgang und aucb nicht das unvermeidliche 
Defizit dér allernáchsten Jahre decken. Deshalb tritt in 
zweiter Reihe d ie  Aufgabe an uns keran: fúr die Ueber -  
g a n g s p e r i o d e  zu sorgen und dahin zu wirken, dass 
ihre Nachweken und die dér jüngsten Vergangenkeit nicht 
jene bessere Zukunft trüben. Diesc zwei Aufgaben sind, 
wie gesagt, gesondert zu erfassen und zu erledigen; sie 
durcheinanderwerfeig heisst die Lösung beider gefahrden.

Dass zűr Lösung dér als erstwicbtig hingestellten Z u- 
k u n f t s  aufgabe vor Allém die E u r o p a i s i r u n g  (wenn 
dér Ausdruck gestattet ist) u n s e r e r  G e s e t z g e b u u g  
erforderlich ist, bedarf wohl keiner naheren Begründung. 
So lángé unsere Gerichtsverfassung und Praxis als halb- 
asiatische gilt und — nicht immer mit Unrecht — bald 
ttber Bestecklichkeit, bald Iiber verwandtschaftliche, ge- 
vatterschaftlicbe und andere Parteilicbkeit, bald tiber ten- 
dentiöse oder scklendriatmássige Yerschleppung geklagt 
wird; so lángé ein biirgerliches Gesetzbuch, diese Grund- 
bedingung einer modernen Gesellschafts-Organisation, eben- 
so ein Handelskodex und ein Wechselreckt, diese Kardinal- 
Erfordernisse eines regen Verkehrslebens, uns fást ganz 
abgehen; so lángé unsere Strafgesetzgebung und unsere 
Prozessordnung durch stetes Herumtappen und Experimen- 
tiren von Tag zu Tag verwirrter und versckwommener 
werdeu: kann von einer gesunden Entwicklung des Ge- 
sellschafts- und Verkehrslebens nicht die Rede sein. Das 
ist handgreiflich, und ist es vielleicht nur diesem Umstande 
zuzuschreiben, dass dicsér wichtige Punkt in den neulicken, 
so verschiedenseitigen als verschiedenartigcn Auslassungen 
kaum oder doch in viel schwácherer Weise als manches 
fernerliegende Moment berücksichtigt wurde. Wir wollen
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unsererseits nur so viel bemerken: wenn Regierung und 
Reichstag cs unterlassen, jenem Grundtibel bald und grtind- 
lich abzuhelfen, können allé Besserungsmassregeln nur 
scbeinbare und vorübergeliende Linderung bringen.

Zu den speziellen Förderungsmitteln fiir Lösung jener 
Zukunftsaufgabe libergehend, ist in erster Reihe die He- 
b u n g d e s F e l d b a u e s z u  betonén. Ich habé schon darauf 
hingewiesen, wie derselbe noch immer die Grundinge unseres 
Nationalreichthums, die Hauptquelle unseres Nationalein- 
kommens bildet; die rationelle volkswirthschaftliche Theorie 
und Praxis dér Neuzeit lehren aber mit gleicher Eindring- 
lichkeit, dass jedes Land seine Hauptaufmerksamkeit dér 
Entfaltung j e n e r  Erwerbs- und Einnahmsquelle zuzuwen- 
den habé, auf welclic natllrliche und andere Verhaltnisse es 
ganz besonders anweisen. Wie traurig es diesfalls bei uns 
noch steht, ist allbekannt. Wo bei gleicher Bodenbeschaf- 
fenheit und entsprechenden klimatischen Verháltnissen, dér 
Fcldbauer in Belgáén, in England, in den fortgeschrittenen 
Gegenden Frankreiehs und Deutscldands, das zwölf- bis 
fünfzehnfache des Samenkornes einheimst, bringen wir es 
höchstens auf das sechs- bis achtfache; wo Jener auf drei 
bis vier Jahre ein schlechtes Jahr zu beklagen hat, záhlt 
bei uns das gute Jahr fást als Ausnahine. Wir erzielen so- 
nach im Ganzén und Grossen etwa den dritten Theil jenes 
ErtrSgnisses, dessen unser gesegneter Bódén faliig wáre. 
Und ihrerseits bleibt die Verwerthung des Erzielten weit 
hinter dem zurück, was sie sein könnte und sollte. Unsere 
klimatischen Verhaltnisse, welche eine frühere Einerntnng 
gestatten oder erheischen, sichern uns den ausserordent- 
lichen Vortheil, dass wir mit unseren ablassbaren Boden- 
Erzeugnissen schon in dér zweiten Julihalfte auf den Welt- 
markten zu erscheinen vermöchten, wáhrend amerikanisches, 
austraiisches und russisclies Getreide kaum Mitte Septem- 
ber in Havre oder in Liverpool, in London oder in Paris 
eintreffen kann. Es liegt auf dér Hand, dass, wenn cinéi'-
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seits das Ertrágniss des Bodens auf jenes Niveau fortge- 
schrittenerer Lánder gehoben, andererseits bei dessen Ver- 
werthuag dieser natürliche Vortheil vollkommen ausgentttzt 
würde, das Jahreseinkomnaen unseres Grundbesitzes nicht bei 
191 Millionen Gulden stehen bleiben würde (Abschnitt XII); 
derselbe könnte sich im Durchschnitt auf 4 bis 600 Mil­
lionen erhöhen, in Folge dessen sich die Steuerfáhigkeit 
und die Steuerleistung dér Bodenkultur und dér mit ihr zu- 
sammenhangenden Erwerbszweige in noch viel sthrkerem 
Masse steigern wttrden.

XV.

Die Verwerthung unserer ablassbaren Bodenerzeug- 
nisse auf den grossen Weltmarkten wird namentlich durch 
drei Uebelstánde gehemmt: die Unzul&nglichkeit dér Be- 
förderungsmittel auf den Eisenbahnen, so dass schon bei 
halbwegs reichem Ernte-Ertrage sich die „Transportkala- 
mitat“ einstellt; dér Vertrauensmangel beziiglich dér kauf 
mannischen Ehrliclikeit und Zuverlassigkeit unserer Ver- 
sender, wie denn letzthin unser Mebl von dér Pariser No- 
tirung ausgescblossen würde; die Abwesenheit einer genü- 
genden konsulariseben Vertretung, welche unsere Verkchrs-
beziebungen zum Auslande fördere, unterhalte..........Dér
zweitgenannte Uebelstand, wiewohl von sehr störender Ein- 
wirkung, entzieht sich dér administrativen oder legislativen 
Verfügung; mán kann den Erzeuger oder Vermittler nicht 
zum soliden und vertrauenswürdigen Gebahren n ö t h i g e n ,  
wenn er nicht intelligent genug ist, einzuseben, dass nur 
auf dieseni Wege bleibender Erfolg erzielbar ist; hier kann 
von oben herab höchstens durch Relehrung und Aufkla- 
rung gewirkt werden. Entscliiedener und unmittelbarer lásst 
sich betreffs des ersten Punktes eingreifen. Die Regierung 
ist berechtigt, die Eisenbahngesellschaften dahin anzuhalten, 
dass sie zűr Erntezeit für den heimischen Transport, wie
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fiir die Weiíerbeförderttng dió erforderlicben Befricbsmittel 
bestellen; die Gegenseitigkeifsbeziehungen, welche heute 
diesfalls zwiscben den versehiedenen Bahnunternebmungen 
bestelien und die speziellen Waggonleibansfalten lasseu bei 
gutem Willen und genügcndcr Iníelligenz als leiclit. durch- 
fiihrbar erscbeinen, was frliber allerdings Uberaus schwierig 
und kostspielig gewesen ware. Ebenso liegt die Behebung 
des drittgenannten Uebelstandes in unserer Hand; es liat 
dalán gewirkt zu werden, dass an den fllr uns wichtigsten 
Verkehrspliítzen des Auslandes im Konsulat immer eine 
Persönlicbkeit sicli fiudc, in erster oder zweiíer Síeli ung, 
von welcber genügende Kenntniss und ernstlicbe Förderung 
unserer speziellen Interessen zu erwarten stehen. Dies kaim 
beim gemeinsamen Ministerium des Auswartigeu scbon 
beute erstrebt werden; bei dér bevorstehenden Revision 
des ungarisch-österreichisoben Handels- und Zollvertrages 
(G.-A. XVI : 1867) waren diesfalls b i u d e n d e  Bestimmuu- 
gen zu schaffen.

Ernste volkswirthschafílicbe Bedeutung lcann freilicb 
die Förderung des A b s a t z e s  nur insofern erreichen, als 
zugleich die E r z e u g u n g  durck Beseitigung oder wenig- 
stens Abscbwacbung dér im vorigen Abscbnitte erwahnten 
Uebelstande gehoben wird. Recbtzeitigen Regen und S0 11- 
nenscbein kann die Regiemig nicbt besorgen, auch nicht 
die schützende Scbneedecke für die Wintersaaten; aber 
es kann und muss durcb Entwásserungsarbeiten und Damm- 
bauten verhütet werden, dass z. B. einer dér gesegnetsten 
Landestheile, uusere frühere Kornkammer, Jahre hindurch in 
cinen Sumpf und ein Jammerthal verwandelt sei; es kann 
und muss dalán gewirkt werden, das hier durch Beriese 
lungskanale und Verbreitung des Drainirungssystems den 
ertödtenden Einwirkungen dér Sonnenglut und des an- 
baltenden Regenmangels entgegengearbeiíet, dórt durcb ra- 
tionelle Bepflanzung und Beholzung dér Flugsand festge- 
bannt und die Steppe in fruchtbaren Bódén umgescbaffen
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Werde; fiir all’ dicse Operationen bietet das fortgeschrit- 
tene Ausland die erfolgreichsten Vorbilder. Einige Milli- 
ouen Guldeu würden ftir diese Arbeiten hinreichen, die — 
allerdings weniger glánzend und lármend — die volks- 
wirthsehaftliche Entwicklung, das stetige Steigen des Na- 
tionaleinkomraens und Reichthums, und damit aucb das 
stetige Wachsen dér Staatseinnalunen viel sicberer und 
durchschlagender förderu wlirden, als die zehufacb grösse- 
ren Betrage, welcbe wir in den letzten seehs Jahren oft 
an UberflHssige oder widersinnige Babn- oder an stadtische 
Boulevardbauten vergeudeten.

Dass für die Förderung unserer Bodenkultur auch 
durcb die Verbreitung des p o p n l a r e n ,  den Bedürfnissen 
und Verhaltnissen des eigentlichen Bauernstandes ange- 
messenen U n te rric b te s  sehr uutzbringend gewirkt werden 
könnte und sollte, mag- nur flllcbtig crwáhnt sein; es ist 
dies oft genug von den Fachkreisen und in dér Tagespresse 
betont worden; die Kösten waren durcb eine weniger luxu- 
riöse Organisation unserer landwirthschaftlichen Akade- 
mien und sogenannten Musterwirthschaften leicbt zu decken. 
Ueberdies sollte iin Allgemeinen das Unterrichtsfaeh das 
letzte sein, wo auf’s Sparen hingearbeitet wird; auf diesem 
Gebiete gilt durchaus nicht Franklin’s Aussprucb, dass 
jeder ersparte Pfennig ein gewonnener Pfennig sei; mit 
grösserer Berechtigung lasst sich behaupten, dass hier dér 
ersparte Pfennig oft ein verlorener Gulden ist. Und wir 
miissen es z. B. ebenso sonderbar als bedauerlicli finden, 
wenn mán heuer unter den SparsamkeitsrUcksichten auch 
die junge Einricbtnng dér laudwirtbscliaftlichen Wander- 
lehrer leiden la ss t.........

XVI.
Von uumittelbarer praktiscber Bedeutung — im stören- 

deu und hemmeudeu Sinne — ist ein zweifacher Mangel,
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welcber den Aufschwung unserer Bodeukultur niederhált: 
dér Mangel aa A r b e i t s k r a f t e n ,  dér Mangel an Kapi -  
t a l  u n d K r e d i t ,  Ersterer Mangel wird in allén Scbichten 
nnserer feldbauenden Bevölkerung stark empfimden und 
tief beklagt; dér Feldarbeitslohn ist durchschnittlich rasch 
und stark gestiegen; in Zeiten draugender Arbeit, speziell 
zűr Ernte, ist die nöthige Kraft oft gar nicht oder nur 
urn die árgsten Nothpreise zu erlangen. Das ist angesickts 
dér Rolle, welche dér Feldbau in unserem Volks- und 
Staatswirthsckaftsleben spielt, kein Privatleiden mehr, son- 
dern eiue Landeskalamitát, dérén Behebung nicht energisch 
genug angestrebt werden kann. Sie lásst sí eb beheben, und 
zwar in dreifacher Weise: durcb die Reform unseres Webr- 
systems, welcbe die jungen Leute nicht so oft und nicht 
so lángé vöm Acker entfernte; durcb eine Steuermanipu- 
lation — wir kommen auf dieselbe zurttek, •— welche den 
bei uns auf’s Aeusserste getriebenen Luxus des lnngernden 
Dienstbotenthums berabmindern und viele Tausende Paar 
Arme dér frucbtbringenden Arbeit zufuhren wUrde; cndlicli 
mittelst, ausgedehnterer Verwendung mechanisclier Arbeits- 
mittel, was otfiziell durcb Zollvergünstigungen für die Ein- 
fubr von Feldbau-Maschinen und Gerathen erreicht werden 
kann, wie durcb Anregung und Unterstiitzung zűr Bildung 
von Gemeinde- und anderen Yerbanden, für Beschaffung 
solcher Instrumente und Gerathe da, wo die Mittel und 
Bedürfnisse des Einzelnen den Sondererwerb ausscbliessen. 
Das einander erganzende Zusammenwirken diesel- drei 
Mittel würde den beklagten Mangel wesentlicb mildern, 
wo nicht ganz beheben.

Wenn aucb vielleicbt weniger allgemein empfunden, 
ist dér Kapitals- und Kreditmangel doch sebr ernstlich 
fUblbar und in seinen Einwirkungen sebr bemmend. Reicb 
an Naturscbatzen, fehlt uns das Kapital zu dérén Belebung 
und Behebung; diesel- Mangel macht sicb namentlicb seit 
fünfundzwanzig Jahren immer füblbarer, weil einerscits
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die Befreinng des Bauernstandes dem Grundbesitz die theils 
billigeu, theils unentgeltlichen Arbeitskrafte enízogen, weil 
andererseits die ganze Zcitströmung immer entschiedener 
zűr intensiven Kultur, zűr frucktbringenden Inyestitiou 
drítngt. Da tnüsste dér Kredit auskelfen. Wie traurig es 
zűr Stunde mit dem Kredit für unseru Grundbesitz bestellt 
ist, weiss Jedermann; die durcb den „Krach" hcrbeige- 
flihrte IJnverkauflicbkeit dér Pfandbriefc bat die Boden- 
krcdit- Anstalten zűr fást gítnzlicben Einstelluug ilirer diesbe- 
ztigliclien ThStigkeit genöthigt. Dér Gruudbesitzer, welcher 
bessere Zeiten nicbt abwarten kann, zablt, falls er liber- 
haupt ein Darlehen bekommt, für kurziaufige Darleben 
15 bis 20 Procent Zinsen — in dér Regei; es sollen wahrend 
dér letzten Mouate Falle vorgekommen sein, wo 50 Procent 
und darüber bewilligt wurden. Lassen wir diese ganz 
anormalen Zeitlaufte auf sich bemben. Wie stand es vor_ 
dérén Eintritt? Den mir vöm statistischen Zentralbureau 
giítigst zűr Verfiigung gestellten detaillirten Ausweisen 
entnebme ich folgende Dateu: Ende 1872 batte die unga- 
rische Bodenkredit-Anstalt 34,049.334 fl. in Pfaudbrief- 
Darlehen ausgegeben; ferner die ungarische Hvpotheken- 
bank 2,311.550 fl. und die westungariscbe Hypotkekenbank 
383.957 fl., zus'ammen von eigentlichen Hypothekar-Insti- 
tulen (die Bodenkreditgesellscbaft und die Hypotbekarbank 
für Kleingrundbesitzer liatten ikre Wirksamkeit nocb kaum 
eröffnet) 36,744.841 fl. Dazu kommen drei bauptstadtiscbe 
Anstalten, welche, olme eigentliche Hypothekarbanken zu 
sein, das Recbt. zűr Ausgabe von Pfandbriefen besitzen 
und ausüben: Ende 1872 hatten die vereinigte Pest-Ofner 
Sparkasse 3,931.745 fl., die Kommerzialbauk 8,031.384 fl. 
und die erste vaterlSndische Sparkasse 17,490.731 fl. auf 
Hypothek ausgeliehen; endlicb hatten auf ungariscben Besitz 
die ungariscben Filialen dér österreiebiscben Nationalbank 
31,294.790 fl. geborgt; macht Alles in AUem 97,493.491 fl. 
Ilievon waren in Abzug zu bringen: die bis Ende 1872 auf

4
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diese successiven Dárleben bereits zurtickgezahlten BetrSge 
und die Summen, welcbe nicbt dem Bódén, sondern dem 
stadtischen Besitz, dem Háuserban und dér H&userspekula- 
tion zugute koinmen; die erste vaterlándiscbe Sparkasse zum 
Beispiel, welche uahe ein Fünftheil vorstehenden Betrages 
liefert, belebnt nur Pester Realitaten. Lassen wir jedock die 
gesammten 97'5 Millionen als aussenstehendes und als uu- 
verktirzt dem eigentlichen Grundbesitz zugute kommendes 
Hypothekar-Darleben gelteu; in welckem Verháltniss stebt das- 
selbe zudem wirklicben Belehnungswertb des durcbgebends 
so sehr kreditbedlirftigen ungariscben Gruudbesitzes? Unsere 
neulichen Ermittlungen (Absclmitt XII) ergaben fUr ihn 
ein Jahrescinkommen vön rund hundertneunzig1 Millionen. 
Dér ungariscbe Grundbesitz bringt im Durcbschnitt gewiss 
nicbt ilber 3 Procent Reinertrag; letzterer wáre sonacb mit 
Ö3V3 zu multipliziren, um den Kapltalswerth berzustellen. 
Wir wollen indess, umauch dem Scheiu einerUeberscbatzung 
des letztereu auszuweichen, nur mit 20 multipliziren, das 
lieisst annebmen, dass bei Scb&tzung, Kauf und Verkanf 
von Grundstücken in Ungárn ein fünfperzentiges Ertrág- 
niss den Kapitalisationsmassstab bilde. Wir erbalten somit 
als Kapitalswertb 190 X  ^0 =  3.800,000.000 Gulden. 
Wir greifen sebr vreit aus, wenn wir hievon ein volles 
D r i t t h e i l  für solchen Besitz in Abscblag bringen, 
den Pfandbriefanstalten n i c b t  belebnen (Forste, Stein- 
brüche u. s. w.); verbleibt e in  b e l e i m ba re r K a p i  t a ls- 
w e r t h  v o n  d r i t t b a l b M i l l i a r d e n  Gul den .  Zu ftinf- 
zig Prozent belebnt, hátte derselbe nocb immer c i n e n  
K r e d i t  von  e i n e r  Mi 11 i a r d e  z w e i b u n d e r t f i i n f -  
u n d z w a n z i g  M i l l i o n e n  zu beausprucben, fiir welche 
er vollkommene Realsicberheit bietet; in Wirklichkeit 
batte dér ungariscbe Grundbesitz bis Ende 1872 von un- 
gariscben Anstalten oder von den ungariscben Filialen 
österreicbiscber Anstalten, demnacb im Ganzén in Ungarn 
nur 97’5 Millionen Gulden gelieben bekommen, alsó lángé
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uicht den z w ö l f t e n  Tlieil semer KreditfShigkeit aus- 
zuntttzen vermocht!

Und die Kr ed i t bed i i r f t i gke i t  entspricht — min-  
de s t e ns !  — dér, wie aus vorstehenden Bemerkungen 
ersicbtlich, sehr mássig auf 1.225,000.001. fl. gescbatzten 
Kreditfáli i g k ei t. leli will keineswegs dem leichtsinnigen 
Sckuldenmachen das Wort reden; unser Grossgrundbesitz 
thut liierin oft sogar des Guteu zu viel. Aber es besteht 
ein sehr weiter Untersckied zwischen denr Geldborgen zu 
blosser Verzebrung und zu Luxusanlagen einer-, für ntítz- 
liclie Investitionen und Meliorationen andererseits; in dem 
sehr rangirten vormaligen Königreich Preussen waren drei 
Viertheile des Grundbesitzes mit Hypothekar-Darleben be- 
lastet. Das Beispiel des eben genannten Landes, ebenso 
Englands, Frankreichs, Belgiens, bekundet reicblicb, dass 
dér Bódén das zu rationelleu Anlagsweisen verwendete 
Kapital (Urbarmachung, Beholzung, Drainirung, Anschaf- 
fung von Mascliinen u. s. w.) oft schon in wenigen Jahren 
reproduzirt. Da aber dér ungariscbe Bodenbesitz eigent- 
licbe Hypothekar-Darlehen, das lieisst zu cinem verhalt- 
nissmítssig biliigen Zinsfuss und mit erleicbterter Zurück- 
zablung des Kapitals mittelst Amortisation, im Lande kaum 
bis zum zwölften Theil seiner Kreditfáhigkeit und Kredit­
bediirftigkeit erlangt, — was Wunder, wenn er nicbt in- 
vestiren, die reichen Naturscbatze nicbt fllissig machen, 
mit dem begünstigteren Feldbau des Auslaiules nicbt glei- 
eben Scbritt balten kann?

Muss cr durchaus Geld borgen, so bleibt ibm keine 
andere Zuflucbt als dér Priratkapitalist und die Provinz- 
Sparkasse. Erstcrer kann natürlicb nur kurzlaufige Dar- 
lehen gewáhren, was — da das Kapital sicb nicbt immer 
in wenigen Jabren aus dem Mebrertrag rekonstruiren und 
zurückzablen lasst — dér Ruin des Grundbesitzers wird, 
indem er zűr Verfallszeit jedesmal neue Sebőidén macbeu 
muss. Was er au Zinsen und Provisionen dem Privatkapi-

4 '*
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talisten bezahlen muss, entzieht sick jeder Bereclinuug. 
Auch bei den Sparkassen fíthrt er übrigens nicbt viel besser. 
Zűr Ausgabe von Pfandbriefen sind dieselben nicbt erm&ch- 
tigt; eigenes Kapital besitzen sie kaum; sie manipuliren 
sonacb nuv mit den vöm Publikum eingelegten Geldern. 
In dér schon erwdbuten handscbriftlichen Zitsammenstellung 
des statistischen Zentral-Bureau’s zahle ieh 116 Provinz-Spar- 
kassen, die Ende 1872 bei einem eingezablten Kapital von 
4,271.720 fi. nicbt weniger als 38,587.908 fl. auf Hypo- 
theken ausgeliehen habén! Selbstversfandlicb dltrfeu diese 
Kapitalien, welche von den Einlegern melír oder minder 
rascb zurückgefordert werdea küunen, nur auf kurze Zeit 
ausgegeben werden ; in dér Regei werden dalicr neben dér 
Ilypothekar-Obligation noch Wecksel verlangt, die allé drei 
bis seebs Monate zu renoviren sind, was den Schuldner in 
steter Bangigkeit erhált und die bobé Zinsenlast durch 
öftere Provision noch steigert. Wáren indess die Bedin- 
gungen die annebmbarsten: — diese 38'6 Millionen zu obi- 
gen 97*5 Millionen geschlagen, ergeben noch immer nur 
einen Kredit von 1361 Millionen oder lángé uicbt den 
neunten Theil dér Kreditfahigkeit und Kreditbedürftigkeit 
des ungarischen Grundbcsitzes.

XVII.
Die 38-6 Millionen Gulden, welche dér ungarische 

Grundbesitz von den P r o v i n z i a l - S p a r k a s s e n  gelic- 
hen hat, bilden iiberdies eine scbreiende Anomalie, dérén 
Beseitigung viel eher, denn ihre Entwicklung anzustreben 
ware. Oder lásst es sicli irgendwie mit den Grundbedingun- 
gcn einer rationellen Yolkswirthscbaft und einer gesunden 
Bankpolitik vereinbaren, wenn z. B. die Szegszarder, die 
Raaber und die Grosskanizsaer Sparkasse bei je 30.000 fl. 
effektivem Kapital 559.329 fl., — 925.691 und 959.569; die 
Debrecziner, die Tyrnauer, die Miskolczer, die Grosswar-
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deiner, die Günser, die Oedenburger bei je 31.5ÜÜ fl. 
Kapital 467.401 fl., — 732.461, -  914.023, -  1,599.234, 
— 1,629.942, — 1,760.523; die Sparkasse von Stein- 
amanger bei 15.000 fl. Kapital 1,224.039 fl., die Stnhl- 
weissenburger bei 65.000 fl. Kapital 1,821.249 fl., die erste 
Temesváréi- bei 42.000 fl. Kapital 2,763.736 fl. auf Hypo- 
theken ausgeliehen habén? Das sind ein Dutzend Spar- 
kassen, die wir aus dér lángén Liste auf gut Gllick her- 
ausgegriffen, und sie habén bei cinem eingezahlten Kapital 
von 401.000 fl. nicht weniger als 15,357.197 fl., oder 
dcssen ach tunddreissig fachen  Betrag- auf Hypotheken 
ausgeliehen, und zwar in Baarem, da sie zűr Ausgabe vou 
Pfandbriefen nicht ermachtigt sind!

Wohl habén manche Provinzial-Sparkassen eine eigen- 
thiiniliche, mehr behördliche als geschaftliche Organisation, 
in Folge dessen die Frage des eigeneu Kapitals weniger aus- 
schlaggebend erscheint; aucli ihre Einlagen (gerichtliche 
Depots, Waisengelder) sind nicht ganz geseháftlieher Natúr. 
Nichtsdestowenige)1 ist es augcnfallig, dass Hypothekar- 
Darlehen, welche mit derartigen fremden, mehr weniger rasch 
kiindbaren Geldern gemacht werden, weder dem Gláubiger 
noch dem Schuldner die Sieherheit und Stetigkeit gewah- 
ren, welche die Natúr des Hypothekarkredits fordert; erwah- 
nenswerth ist noch, dass Einlagsgelder ilirem Wesen nach 
dazu berufen sind, dem kurzlaufigen Eskomptekredit zűr 
Verfügung gestellt zu werden, dass somit jene Hypothekar- 
Kreditoperationen dem Handel und dem Gewerbe seine 
natiirlichen Hilfsquellen abschneiden. Niemand wird in 
Abrede stellcn, dass die Bedr&ugniss des Handels- und 
Gewerbestandes in dér Provinz walnend dér letzten Monate 
bedeutend gemildert werden konnte, weun die Sparkassen, 
statt dieselben festgerannt zu habén, über jene 38-6 Mil­
lionen frei verfiigten.

Verbleiben die ‘J71/2 Millionen Gulden, welche bis 
Ende 1872 im Lande dem ungarischen Gruudbesitz als
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eigentliches Hypothekar-Darleken zűr Verfügung gestellt 
waren. Wir habén nachgewiesen, dass sie kaum dem zwülf- 
ten Theil seiner Kreditföbigkeit und seiner nocb unbestreit- 
baren Kreditbedürftigkeit entsprechen; wir zeigten ferner, 
dass dieses fást ganzlichc Unbedecktbleiben (feblen docli 
11/12!) seiner Kreditbediirfnisse die Entwicklung des Feld- 
baues und dér mit ihm verbundenen Erwerbszweige, foiglich 
aucb ihre Steuerfahigkeit, in fiihlbarster Weise behindert. 
Dem muss sonach rasch und nachdriicklichst abgeliolfen 
werden, im Interessé dér wirtbsehaftlichen Erstarkung des 
Landes und dér finanziellen Gesundung des Staates. Auf 
welche Weise? Da im La nde  das erforderliche Kapital 
zűr Befruchtung des Feldbaues nicht vorhanden,  so muss 
es entweder kiér geschaf f en odor vöm Auslande heran- 
g e z oge n  werden.

Die zweite Methode scheint die leichtere, rascher 
durcbführbare: entweder mittelst direktor Hypothekar-Dar- 
lehen, welche fremde Institute unserem Grundbesitz ge- 
wáhren, oder indem Pfandbriefe ungarischer Anstalten im 
Auslande starken und sicheren Absatz finden. Leider habén 
Regierung und Reichstag dies nicht blos mittelbar, durch 
die erwáhnte Unterlassungsstinde bezüglich dér Európái- 
sirung unserer blirgerlichen und Verkehrsgesetzgebung be­
hindert; unsere Finanzwirthschaft wirkt in unmittelbarster 
Weise störend und erscliwerend.

Ein Beispiel wird dies besser als allé Erörterungen 
illustriren. Angesichts dér Widernattirlichkeit und Gefákr- 
lichkeit dér beregien Hypotkekar-Kreditoperationen vieler 
Provinz-Sparkassen einerseits, des drückendsten Geldman- 
gels andererseits, unter dem naeh dér vorjahrigen Mai- 
Krisis Handel und Gewerbe in dér Provinz litten, hatte ich 
letzten Herbst mit einer Kombiuation mich befasst, naeh 
welcher jene 38 Millionen vielgestaltiger Ausseustande ge- 
wissermassen unifizirt, in regelrechte Hypothekarschulden 
umgewaudelt und als solclie von auswartigcn Kapitalisten



55

mid Austalten iibernommen werden sollten; die Uebernehmer 
waren nahezu gesichert und die Operation hatte dreifachen 
Vortbeil geboten: an 40 Millionen fremder Kapitalien wur- 
den im Momente des grössten Bedarfes in’s Land gebracht, 
um Handel und Verkehr zu beleben; die Sparkassen konu- 
ten sich wieder frei und ungeftihrdet bewegen; die Hvpo- 
tbekarschuldner endlich erlangten allé die Vortlieile dér 
Sicberlieit, dér Stetigkeit und dér leicliten Rückzahlbarkeit, 
welcbe das korrekte Pfandbrief-Davlehen mit sich bringt. 
Die Kombination, dérén Einzelbeiten nicht hierher gekören, 
fand den ungetheilten Beifall des Ackerbau- und Handels- 
ministers, dem icb dieselbe mitgetkeilt; Gráf Josef Zichy 
sowohl als dér Justizminister, dem Ersterer selbst die Sache 
unterbreitete, versprachen ihre volle Unterstützung betreffs 
dér administrativen Massregeln wie aucli dér eventuellen 
legislativen Vorlagen, welcbe die Durchführung erheiscben 
sollte. Die Angelegenheit war im besten Gangé, als die 
November-Anleihe dazwischenfubr und — wenigstens — zűr 
Vertagung nöthigte. Welcher auslandiscbe Kapitálist wird 
sein Geld auf 5—7 Procent in ungarischen Pfandbriefen 
anlegen, wenn er ungarische Staatsobligationen erwerben 
kann, die ihm zebn Prozent und darüber bringen, oder 
wenn die Regierung, wie soeben bezüglicb dér Ostbahn- 
Prioritáten gescbehen ist, selbst beute, wo dér Zinsfuss in 
London 3—3’/2 Procent stebt, auf Lombard-Darlehen 9 Pro­
cent zalilt? Mán lengne noch den engcn Zusammenhang 
zwischen Staatswirtbscbaft und Volkswirthscbaft! Wenn 
jene ungesund, ist auch dicse lendenlahm, und umgekebrt. 
Das liegt auf dér Hand; ob’s wohl gerade deshalb so oft 
von fiDanz-politiscben Sternguckern Ubersehen oder vor- 
nehm ignorirt wird?

XVIII.
Es muss sonach im I n l a n d e  s e l b s t  das feblende 

Kapital gescbaffen oder riehtiger bescbafft, fiir die Deckung
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des unabweisbarsteu Bedarfes au Kredit- und Umlaufs- 
mitteln gesorgt werden. Mit anderen Worten: d ie  Se l bs t -  
s t a n d i g m a c h u n g  u u s e r e s  Geld-  und  K r e d i t w e -  
s e ns  i s t  n i c h t  m i n d é r  e i ne  s t a a t s f i n a n z i e l l e ,  
a l s  s i e  e i ne  v ol k s wi  r t h  s eh af t  li eb e No t h we n -  
d i g l ce i t  ist .

leli babé dies rueinerseits sehon im Herbste 1869 ent- 
schiedenst betont. Meine Anregung hatte damals vielfachein 
Widerspruch begegnet; von den Eineu wnrde die Niitz- 
lichkeit, von den Andern die Nothwendigkeit, von den 
Dritten die Mögliehkeit dér Emanzipation unseres Gcld- 
und Kreditwesens bestritten. Ersterer Einwand brauelit 
nicht mehr widerlegt zu werden, das habén die volkswirlh- 
schaftlichen Erfahrungen dér letzten Jahre bestens besorgt; 
dér Einwand ist verstummt: es wird heute kaum mehr von 
irgend einer beachtenswerthen Seite her in Ungarn be­
stritten, wie sehr wünschenswerth die Selbststandigmachuug 
unseres Geld- und Kreditwesens warc. Ein Gleiches lásst 
sicb betreffs des zweiten Einwandes behaupten; die neu- 
lichen trüben Erfahrungen habén in dér That nicht nur 
die Nützlicbkeit, sondern auch dió Nothwendigkeit des un- 
garisch-nationalen Bankwesens eindringlichst demonstrirt. 
Darum will und kann ich wohl bezüglich dieser zwei 
Seiten dér Frage mich auf eine kurze Bemerkung beschrán- 
ken, die ist: dass ich meinerseits die Nützliehkeit oder 
Nothwendigkeit dér Selbststandigmachung des ungarischen 
Bankwesens nie aus dér sogenannten Gehiissigkeit dér 
österreichischen National bank, aus ihrer Ungarn feindlichen 
Haltung gefolgert habé. Dem liesse sich abhelfen. Das 
Uebel liegt tiefer. Ich habé überhaupt Miibe, zu glauben, 
dass die Leitung eines so grossartigen Geschafts-Institutes 
sich von Sympatbien und Antipathien bestimmen lasse; die 
Dividende ist keine Sentimentalitatsfrage. Ich bin zu glau­
ben geneigt, dass die österreichische Nationalbank, im 
eigenen wohlverstandenen Interessé, Ungarns volkswirth-
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schaftlicbe Entwicklung gern nach Kraften földem möchte. 
Was ich entsckieden bestreite, ist: dass sie beim besten 
Willen dies auch v e r mag.

Wo nicht Freibankenthnm besteht, sondem eine so- 
genannte Nationalbank mehr weniger ausschliesslich die 
Notenausgabe übt, wird sie durch die Gewalt dér Um- 
stánde zum thatsáchlicben Mittelpunkt des Geld- und Kredit­
wesens. Nun kann wohl ein Mittelpunkt, vvenn dcr Fokus 
ein kráftiger, auch den grössten Kreis vollstandig beken-- 
schen, Warme, Leben, Bewegung nacli allén Richtungen 
und Enden dér Periferie vertlieilen; nie uud nimmer aber 
kann ein und derselbe Mittelpunkt z we i  Kreise belien-- 
sclien, auch wenn sie einander unmittelbar berühren. Cis- 
und Transleitlianien sind zwei solche Kreise. Maii mag es 
didiben gutbeissen oder nicht, es als Gliick betrachten 
oder als Ungl licit, es ist nun einmal unwegleugbare T li a t- 
s a c b e :  Ungarn und Oesterreich bilden zwei gesouderte 
wirtbschaftliche Ganzé, mit gesonderten Verhiiltnissen, 
Interessen und Strömungen, dérén eines an Wi e n ,  dérén 
anderes an B u d a p e s t  seinen natürlichen Mittelpunkt 
hat, von wo aus Leben und Bewegung sich nach allén 
Radien dér Periferie zu vertlieilen hat. Wien, das weder 
in politischer und nationaler, noch in geistiger und ge- 
sellschaftlicber, uocli in wirthscbaftlicher Beziehung das 
„Herz“ des heutigeu Ungarns ist, kann nicht betrefís dér 
Geld- und Kreditverbáltnisse dessen Zentrum abgeben; das 
kiesse dér Natúr dér Dinge Gewalt antliun, und natjjrlich 
zum Scbaden d e s j  e n i g e n  Krcises, dessen Mittelpunkt 
derart widernattirlicb ausserbalb dér eigenen Periferie 
verlegt werden soll. Alles Verhandelri, Stipuliren und De 
kretireu kann an diesem Naturgesetz nichts andern.

Aufrecbt erbalten wird lieute nur nocli von mancber 
Seite dér dritte Einwurf. Ich muss allerdings gesteben, 
dass die Begründung eines selbststandigeu ungariseben 
Bankwesens jetzt schwieriger ist, als sie es vor 3 bis 4
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Jaliren gewesen ware, wo unser Kredit uocli in jungfr&u- 
licher Blütiie und Frische dastand, oder nooh im Winter 
1872, als dér Reichstagsbeschluss vöm 21. Febcr die Re- 
gierung zűr baldigen Regelung dér Frage anwies; aber " 
Schwierigkeit ist nicht Unmöglichkeit. Die Regelung dér 
Valuta muss vorangeheii; aucb darüber hat so ziemlich jede 
Meinungsverschiedenheit aufgehört; mán g r ü n d e t  kein 
nationales Bankwesen mit dem Krankheitsznstande des 
Zwangsumlaufes. Die Regelung dér Valuta bietet aber keine 
iibergrossen Schwierigkeiten im Momente, wo das Silber- 
agio unter 5 Percent steht und in Deutschland ungebeuere 
Silbermassen den Abnehmer suchen. Was erfordert die 
R e g e l u n g  dé r  V a l u t a ?  Es ist allbekannt, dass dér 
Stand dér österreichischen Nationalbank, speziell das Ver- 
haltniss zwischen Baarfond und Noteuumlauf, ihr die so- 
fortige Aufnabme dér Baarzahlungen gestattet; das bekun- 
dete aufs Neue ikre letzte Jahresbilanz und bekunden ihre 
Wochenausweise; dér jtingste Monatsausweis dér Wiener 
Nationalbank (31. Jánner 1. J.) weist gégén einen Noteu­
umlauf von 336'9 Miilionen einen Metallschatz von 144 
Miilionen nacb (nicht inbegriffen 4-3 Miilionen Gulden in 
Metall zahlbare Wechsel), beinahe 43 Procent des Umlaufes 
oder weit llber die als „normál" geltende Eindritfeldeckung; 
Mitte Feber (11.) gestaltete sich das diesbeziigliche Ver- 
haltniss noch gtinstiger: 144'2 Miilionen Metallschatz gégén 
cinen auf 323'3 Miilionen herabgeminderten Notenumlauf.
Es gilt sonach nur die allmalige Einziehung dér S taa ts- 
n o t e n ;  sie ist, tritt mán unbefangen an sie heran, dnrch- 
aus nicht so unausführbar, als absichtliche oder unwill- 
kttrliche Kurzsichtigkeit bald glaubt, bald glauben machen 
will.

leli habé seinerzeit im Reichstage nachgewiesen (17. 
und 19. Feber 1872) und habé keiuen Grund, hente an- 
derer Meinung zu sein, dass aueh ohne Zwangskours 100 
bis 120 Miilionen Gulden Staatsnoten in 1- und 5-Gnlden-
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stíleken síeli ganz gut in ÍJmlauf erhalten lassen, ja  im 
Interessé des au dieselben gewöhnten Verkehrs erhalten 
werden mi l ssen.  Verbleiben — wenn die Salinenscheine 
auf ikre frühere Hőbe gebraclit werden, was zu fordern 
wir vollberechtigt sind — etwa zweihundert Miilionen Staats- 
noten einzuziehen. Das Geld biezu kann freilich kaum 
anders, als auf dem Wege des Kredits besebafft werden. 
Eiue g e m e i n s a m e  Staatsanleihe zu d ie  sem Zwecke 
ware mit Leichtigkeit unterzubringen, das wird Jedermann 
zugeben. Wir habén jedoeh keine Einwendung dagegen, 
fiúdén es sogar in vieler Bezieliung vortheilhafter, dass 
die Operation nacb den beiden Staatshálften gefrennt 
durchgeftthrt werde. Cisleitlianien hat sich diesbeziiglich 
bereits eine Anleihe von achtzig Miilionen vöt irt, die um 
so sicherer zu diesem Zwecke verwendet werden kann, als 
sie für die Vorschusskasseu, denen sie in erster Reihe 
dienen sollte, gar nicht in Anspruch genommen wird. Un- 
garn hatte etwa eine áhnliche Símmé zu beschaffen. Das 
ware bei dem Standé unseres Staatskredits keine leichte Auf- 
gabe, jedenfalls sehr kostspielig, wenn es sich n u r um eine 
neue Anleihe handelte; aber g e r a d e  d i e  Z u s a m me n -  
g e h ö r i g k e i t  d e r s e l b e n  mi t  dé r  B a n k f r a g e  mu s s  
di e  O p e r a t i o n  w e s e n t l i c h s t e r l e i c h t e r n :  als Ent- 
lohnung für die in aller Herren Lande sehr hochgescliatzte 
Konzession zűr Errichtung einer Nationalbank wird namlich 
welches Konsortium immer gerne hereit sein, die zűr Einlö- 
sung dér Staatsnoten unsererseits erforderlichen Kapitalien 
dem ungarischeu Staate billigst, vielleicht sogar zinsenfrei 
zűr Verfligung zu stellen; das ist bislier überall bei Er- 
theilung oder Erneuerung eines Nationalbank-Privilegiums 
geschehen. Es stellt Ubrigens heute Niemand in Abrede, 
dass auch ein etwaiges Opfer reichlich aufgewogen wiirde 
durch die Vortheile jeder Art, welehe die Herstellung dér 
Valuta und die Begrlindung eines selbststíndigen ungari- 
schen Geld- und Kreditwesens unserer Volks- und Staats-
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wirthschaft tmfehlbar brachte; die A g i oersparniss bei den 
Zahlungen, welcbe dér ungarische Staat beute in S í i b e r  
leisten muss, wiirde alléin hinreichen, um die jáhrlichen 
Verzinsungs- und Tilgungskosten einer Anleihe von aclitzig 
Millionen Gulden zu decken.

Und weil ich, wie gesagt, die Missstftnde dér heutigen 
Lage unseres geld- und kreditsuchenden Yerkebrs durcli- 
aus nicht in dér sogenaunten systematischen Feindselig- 
keit dér österreichischen Nationalbank, sondern in dér au- 
gedeuteten Natúr dér Diuge begründet sebe, sckreckt mich 
auch die vielbetonte Befiircbtuug nicht: unserc Bankeman- 
zipatiou werde in Wien eine unbesiegbare Missstimmung 
erzeugen und diese zu einer Feindseligkeit ftibren, welcbe 
unserera ^elbststandigen Geld- und Kreditwesen das Auf- 
komnien unmöglich maciién werde . . . .  „Bange maciién 
gilt nicht“ ; íiber da.s Altér des Gespcusterscbreks sind wir 
binaus. Unsere Zeit bat gauz audere angeblicbe Unver- 
söbnlichkeiten sich dér Gewalt dér Uinstánde fügén gese- 
ben. Um nicbt weit auszuholen: Oesterreicli unterhált beute 
die „freundscbaftlicbsten Bcziehuugen“ zu Italien und 
Preussen, die es gestern in í'Ublbarster Weise — seien wir 
parlamentarisch — v e r k ü r  z t babén; Oesterreicli bat sich 
auch in die Wiederherstellung unserer politiscben Auto- 
nomie gefiigt, und selbst die Scbmerling’s und die Lust- 
kandel’s dürften beute kaum mehr bestreiten; dass diese 
„Ftigung“ eine selír glticklicbe war. Und Wien sollte uns 
uuversöhnliche Feindscbaft und den Krieg auf's Messer 
schwören, wenn wir die österreichische Nationalbank in 
den Stand setzen, ibre gesanimte Thatigkeit, ihre gesamm- 
ten Mittel und Kráfte dér volkswirthscbaftlicben Entwick- 
lung C i s l e i t h a n i e n s  zuzuwenden; wenn wir durcb 
die Förderung unserer eigenen volkswirtbsebaftlicben Ent- 
wicklung-aueh Cisleitbanien’s Gedeiben — was bei dér 
engen Interessen-Solidaritat unvermeidlick — mitfórdern ? 
Die Erkenntniss des letzteren Umstandes kann bei dér in-
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telligenten Mehrheit dér cisleithanischen Bevölkerung und 
bei dem unbefangenen und unabhangigen Theile derFinanz- 
nnd Geschaftswelt gar nicbt ausbleibcn, und rnuss eiutrách- 
tiges Zusammenwirken an die Stelle dér angeblicben Be- 
kSmpfung treteu lasseu.

leli gebe zu, dass die neue ungarische Banknoíe sich 
nicht im Handumdrehen das Vertrauen und dic Umlaufs- 
ftihigkeit erringen wird, dérén die üsterreichische geniesst, 
und dass die Wertbdifferenz, wenn eine solche tliafsáchlich 
und ziffermássig sich herausstellen künnte, sehr störcnd in 
dic Verkehrsbezieliungen zwischen Cis- und Transleithanien 
eingreifen wiirde. Das kann jedoch nur dann geschehen, 
wenn überhaupt ein Agio fortbesteht, wenn ndmlich bei- 
derseits dér Zwangskours aufrecht erhalten wird. Das wei- 
sen wir ja  aber entschieden zuriick. Wir fordern beider- 
seitig normale, das keisst zu jeder Zeit auf Vorweisung in 
Silber rlickzahlbare Banknoten. Bei solchen kann von 
einem Agio im Allgemeinen, folglich auch von einem Agio- 
Unterschied zwischen den Noten beider Staatsgebiete gar 
nicht die Rede sóin.

XIX.
Ich verweilte langer bei dem F e l d b a u ,  weil er die 

Ilauptgrundlage unseres Nationalreichtbums, folglich auch 
des Volks- und des Staatseinkommens bildet, noch lángé 
bilden wird. Bezliglich des H a n d e l s  und dér I n d u s t r i e  
glaube ich um so kttrzer mich fassen zu dlirfen, nicht nur 
weil sie unter unseren Verhíiltnissen vorRtufig von minderer 
Wichtigkeit sind, sondern auch weil mit geringen Aban- 
derungen die betrcffs des Ackerbaues gemachten Bemer- 
kungen von dieseu zwei Erwerbs- und Niihrqucllen gleich- 
falls gelten. Wer wird z. B. in Abrede stellen, dass die 
Europiiisirung unserer Gesetzgcbung, namentlich in Bezng 
auf die vielgestaltigcn Ycrkehrsverhaltnisse, die Vcrmeh- 
rung und bessere Regelung unserer Kommunikationsniittel,
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<1ie Verbreitung des nllgomeinen und des Fachunterrielites 
bis in die untersten Scliichten dér Bevölkerung, die müg- 
lichste Vermehrung dér menschlicben und die ausgedelintere 
Ileranziehuug raechanischer Arbeitskrafte, — fttr den ITandel 
und das Gewerbe nicht weniger bedeutsam, gewissermassen 
Existenzbedingung sind; als für den Grundbesitz und den 
Feldbau? Wer wird es anzweifeln, dass aucb sie nur durch 
die allmalige Beschaffung und Sicherstellung dieser Exi- 
stenz-Bedingungen einer gedeiblicheu Entwicklung entge- 
gengelien und dadurch gleichzeitig dem Staate gegenüber 
leistungsfáhiger werden könneu? Namentlich aber ist es 
unbestreitbar, dass die in den letzten Abschnitten hinsicht- 
lich dér Kreditfaliigkeit und dér Kreditbedürftigkeit, hin- 
sichtlicli dér Entwicklung- dér cinen und dér Befriedigung 
dér anderu entwickelten Bemerkungen auf Handel und 
Gewerbe in noch grösserem Masse, in nocli handgreiflicherer 
Weise anwendbar sind, als auf die Bodenkultur. Er bedurfte 
nicht erst dér traurigst eindringlicben Erfahrungen dér jiing- 
sten, seit zelm Monatcn andaueruden Krisis, um allé Welt 
zu überzeugen, dass die Unzul&nglichkeit unserer Kapitals- 
und Kreditmittel eines dér fühlbaresten Hemrunisse unseres 
volkswirtbschaftlicben Fortscbrittes begriindet, und dass die 
Selbststandigmachung des uugariseben Umlaufs- und Kredit- 
wesens in erster Reibe geeignet wáre, jenes Heinmniss be- 
seitigen zu helfen.

leli knüpfe au das nationale Bankwesen keine iiber- 
triebene Hoffnung. leli halté dasselbe keineswegs ftir be­
rnien, dem Grundbesitz und dér Boden-Industrie unmittel- 
bar die gewiiuschten Erwerbs- und Bctriebskapitalien zu- 
zufüliren; ich weiss kaum, ob überliaupt die Hypotliekar- 
Darlehen, selbst als N ebengescháft, bei einer Zettel- und 
Eskompte-Bauk ganz am Orte sind. Eben so vvenig mücbte 
icb aucb nur indirekt den Irrglauben földein, als wenn 
das selbststándige ungarisebe Bankwesen a 11 en Kapitals- 
BedUrfnissen und a l l é n  Kredit-Anforderungeib natürlich
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aligeu miisse oder aucb nur genügen könne; Solches babén 
nur die Jolin Laws und Konsorten getraumt; die volks- 
wirthschaftlichen Annáién verzeiclmen in fást blutigen 
Zligen, wie schrecklicb das Erwachen für Táuschende und 
Getauschte war. Auch kommt es mir nicht in den Sinn, 
die Banknote als das letzte Wort, als die böcbste Voll- 
kommenheit im Umlaufs- und Kreditwesen zu betraebteu; 
gerade in den volkswirthschaftlich fortgesebrittensten Lan- 
dern (England z. B.) ist das Banknotenwesen seit einem 
Vierteljabrhundert stationar geblieben und hat verbaltniss- 
massig an Bedeutsamkeit eingebiisst. Filr ausgemacht gilt 
mir aber, erstens: dass in dem volkswirthscbaftlicben Ent- 
vvicklungsstadium, vvo Ungarn sich heute befindet, die Bank­
note oder das Geldpapier noch eine wichtige Rolle zn 
spielen hat, als Bebelf zűr Erleichterung und Belebung 
des Unilaufes, wie um den Geschafts-Kapitalien rascliere 
Bevveglicbkeit und grössere Fruchtbarkeit zu sichern; zwei- 
tens, dass dieser Aufgabe in viel ausreicbenderem Masse 
geutlgt wird, wenu dér Organismus von uns selbst manipulirt 
wird, wenn dér Mauipulationsberd sich auf unserem Gebiete, 
in dessen selbsteigenem Mittelpunkte befindet. Wie sokon 
erwabnt, icb bezvveifle nicht das W o l l e n  dér National- 
Bank, Ungarn aller Vortheile des Notenwesens tbeilbaftig 
werden zu lasseu; icb bestreite das Kö u n e n .  Eine ein- 
zige Notenbank, und ware sie die st&rkstdotirte und best- 
geleitete, ist kaum im Standé, den Kapitals- und Kredit- 
Bedürfnissen eines Komplexes von nahe elftausend Geviert- 
meilen und einer Bevölkerung von flinfnnddreissig Millionen 
Seelen zu genügen; am allervvenigsten vermag sie dics, 
wenn dieser Fliichenraum und diese Bevölkerung zvvei ge- 
sonderte Kreise bilden, dérén jeder seiu eigenes volkswirtb- 
schaftlicbcs Lebeu bat.

Zu den vorstebend entvvickelten allgemeinen Hemm- 
nissen dér volkswirthschaftlicbeu Entwicklung — dérén
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Zui'tickbleibcn auch das Gesunden unserer s t a a t s f i n a n -  
z i e l l e n  Verhaltnisse nahezu uumöglich macht — gesellt 
síeli bezliglich dér Handels- und Gewerbe-Interessen nocb 
dér, in unserer ganzen nationalen Richtung und Erziehung 
begründeto Missstand, dass sie an massgebender Stelle 
lángé nicht die WUrdigung finden, welclie ihnen im mo 
dernen Staats- und Wirthschaftslebeu zukonnnt. Allerdings 
habén wir — da auch betreffs dér Anzabl dér Portefcuilles 
dem ausgedelmtesten Luxus gefrölint werden musste — ein 
eigenes volkswirthschaftliches Ministerium geschaffeu; das- 
selbe befand sich bislier flurebgehends, auch das mag zu- 
gestanden werden, in den Handeu ehrlicher und gewiss 
von guten Absichten beseelter Patrioten. Aber auch dér 
Wcg zűr Hölle ist, wie das fruuzüsische Sprichwort sagt, 
mit den besten Absichten gepflastert. Dic entsprechenden 
T h a t é n  blieben aus, weil auch hier, wie in anderen Fach- 
Ministerien, das burcaukvatische Element einerseits, ande- 
rerseits das grauhaarige oder schwarzlockige, das bezopfte 
oder beschnurbartete Táblabiróthum zu sehr vorherrscht; 
es fehlt das p r a k  t i s eh  - f ach  m a n n  i sc h e Element, 
welches alléin im Standé ist, die vielgestaltigen und wan- 
delhaften Bedürfnisse des Tages und die Mittel zu dérén 
Befriedigung richtig zu erfassen. Wenn unser aristokvati- 
sches Wesen es durchaus nicht gestattete, die oberste Lei- 
tung dér Handels- und Gewerbe-Interessen eineni prakti- 
schen Geschaftsmanne anzuvertrauen, so mnssten derartige 
Elemente an zweiter, dritter Stelle verwendet werden; frei- 
lich liessen sich dann weniger „Familiensöhne“ unterbrin- 
gen, und entginge ein Mittel, politische Verdienste oder 
Dienste zu belohnen und anzneifern! . . . Wer wird es in 
Abrede stellen, dass unsere heutige Finanzmisére vermieden 
oder wenigstens bedeutend gemildert werden konnte, wenn 
Kerkápoly seinem Ministerium den Beirath und die Mitwir- 
kung auch nur E i n e s  praktischen Finanzmannes gesichert 
hiitte? . . .
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Das gilt mehr weuiger auch vöm l í e i c h s t a g é ,  uud 
ist dics freilich zum grossen Theil die eigene Schuld dér 
handels- und gewerbetreibenden Wáhlerkreise, die nicht 
genligend fiir die unmittelbare Vertretuug ihrer Interessen 
sorgen; welcli’ ganz anderes Bild bietet diesbezüglich die 
Zusammensetzung des Wiener Rcichsrathes! Nur die auge 
deuteten Umstánde macheu es begreiflich, dass z. B. Han- 
delsvertrage mit China, mit Siam, mit Japan geschlossen 
werden, aber nicht dafiir gesorgt wird, dass dér ungarische 
Gewerbctreibeude und Kaufmauu unseren natUrlichen uud 
náchsten Kunden, in dér Türkei und den unteren Donau- 
staaten, mit Beruhigung fúr fllnfhundert Gulden Waaren 
verkaufen, das heisst auf die eventuelle gerichtliche Ein- 
bringung seiner Forderung záhlen könne; oder dass Regie- 
rung und Reichstag die grösste Gleichgiltigkeit und Re- 
gungslosigkeit bekunden, wenn darüber geklagt wird, dass 
von den in die Milliouen Gulden gehenden und auch mit 
u n s e r e n  Steuerpfennigen bezahlten Lieferungen fúr die 
gemeinsame Armee unser Handels- und Gewerbestand syste- 
matisch ausgeschlossen ist; oder auch, dass Millioneu fúr 
die V e r s c h ö n e r u n g  dér Hauptstadt, fúr Boulevard- und 
Quaibauten aus Landcsgeldern verwendet werden, wáhrend 
die vielversprochenen Entrepots noch immer auf sich warten 
lassen und mán es ruhig geschehen lásst, dass Budapest, 
welchos Lage und Verhaltnisse zu einer bedeutenden Han- 
delszukunft berufen, gerade in kommer z i e l l e r  Beziehung 
von Jahr zu Jahr z u r ü c k g e h t ,  — wie dies das statisti- 
sche Amt dér Hauptstadt erst dieser Tagé mit unwiderleg- 
baren Zalilen nachgewiesen . . . Es fehlt eben in den aus- 
schlaggebenden Kreisen zum grossen Theil noch das Ver- 
standniss oder dér Siun fúr die moderné Werthseliatzung 
dér „Arbeit" und dér mit ihr zusammenhangenden Handels- 
und Erwerbsthatigkeit.

Wir sind im Zugé, die Grenze zu „entmilitarisiren", 
gewiss ein verdienstliclies Werk. Nicht minder nöthig und

6
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erspriesslich w£r’s vielleicht, das Land — weuu dér Aus- 
druck gestattet ist — zu e n t o r i e n t i s i r e n . . .  So lángé 
das nicht geschehen, mag dér Reichstag die geistvollsteu 
Steuergesetze erlassen; die Steuerf&higkeit und somit das 
Steuerertrágniss wird eher ab- denn zunebmen.

XX.
Auf Einen Punkt noch möchte ich anfmerksam maeben, 

ebe ich zu dem Ausgangspunkt dicsér Studie, den eigentlichen 
Finanzfragen, zurilckkehre. Er berlihrt das Gesammtgebiet 
unseres Wirthschaftslebens uud liegt in dér Unzulanglich- 
keit nicht nur dér materiellen Ausbilfs-Arbeitskrafte, son- 
dern mebr noch dér selbststkndigen, mit Intelligenz und 
Kapital ausgestatteten, sonach wirklich schaffenden und 
fördernden Arbeitskrafte. Von ersterem Mangel wurde be- 
reits gesproohen und auf die Mittcl hingedeutet, wie dem- 
selben durch die b e s s e r e A u s n i i t z u n g  dé r  v o r h a n -  
d e n e n  A r b e i t s k r a f t e  theilweise abzuhelfen ware (sicbe 
Abscbnitt XIV); gründliche Abhilfe in dieser Richtung und 
zugleich Behebung des zweitgenannten Mangels ist jedoch 
nur m i t t e l s t H e r a n z i e b u n g n e u e r A r b e i t s k r a f t e  
erreichbar. Rund lieraus gesagt: wir brauchen E i n wa n -  
de r e r ,  brauchen Ko l on i s t e n .

Dass Raum ftir sie vorhanden ist, unterliegt wohl 
keinem Zweifel. Bei einem fruchtbaren und durchgebends 
bewobnbaren Bódén zahlt Ungarn 2750 Einwobner auf die 
Geviertmeile; dagegen erhalt Cisleithanien dérén 3900, 
Frankreieh 3800, Deutschland 4000, Italien 4900, Gross- 
britannien 5500, Holland 6100, Belgien 9400. Dér Durch- 
schnitt dieser sieben Staaten oder Staatengruppen maciit 
5300 Einwohner per Geviertmeile, beinabe das Z w e i f a c h e  
unserer relativen Bevölkerungszahl; Ungarn könnte nacb 
diesem Massstabe noch an 15 Millionen Einwohner auf 
nelimen. Wir begnligen uns mit dem zehnten, mit dem flinf-
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zehnten Theil dieses Zuwachses; dass es diesen, das heisst 
eiu bis anderthalb Millionen Einwohner, bequem unter- 
bringen und ihnen reichliche Erwerbsmittel bieten könnte, 
wird auch dér verkörperte Pessimismus zugeben.

Was aber ein stetiger Zufluss an lebens-, that- und 
arbeitskráftigen Elementen fttr ein ungenligend bevölkertes 
und uugenügend ausgeuütztes Land zu bedeuten hat, da- 
von gibt namentlicb Nordamerika die glanzendste Kunde. 
Wenn die transatlantische Republik in dem Halbjahrhundert 
1820—70 ihre Bevölkerung von 9,G38.000 auf 38,135.000 
Einwohner, die ihrer Verkehrsmetropole (New-York) von 
123.700 auf 944.100 Einwohner sieh erheben sah; wenn 
sie zu Ende dér geuanuten Periode die riesige Produktions- 
ziffer von sechs Milliarden achthundertfünfundzwanzig Mil­
lionen Dollars ( =  13.650,000.000 fl. Silber) erzielte, — so 
verdankt sie diese wunderhaften Fortschritte, nachst ihrer 
freisinnigen Verfassung und Gesetzgebung, vornehmlieh dér 
stetigen Einwandererzuströmung, welche sie in jeder Weise 
begüustigt. Ungarn, das keine Yankee-Bevölkerung besitzt, 
dem das „go-ahead“ (Vorwárts!) noch lángé nicht zűr 
Lebensmaxime geworden, Ungarn müsste von ciner derar- 
tigen stetigen Infusion neuen Blutes, von dem ewigen An- 
sporn solch’ neuer Zuflüsse verhaltnissmassig noch grösseren 
Nutzen ziehen als selbst Nordamerika. Ich konstatirte vor- 
hin, dass wir aus Mangel an materieller und geistiger Be- 
fruclitungskraft wie aus Mangel an Kapital unserem von 
dér Natúr bestbegabten Bódén kaum den driíten Theil des 
Ertrágnisses, dessen Keim er in sich birgt, abzugewinncn 
vermögen; die letzte Volkszáhlung (1870) belehrt uns ande- 
rerseits, dass im Ganzén die Industrie bei uns nur 646.964 
Personen oder 4’19 Prozent dér Bevölkerung, dér Handel 
vollends nur 133.582 Personen oder 0’86 Prozent dér Be­
völkerung beschaftigt! Da ist ernstliche Entwicklung, auch 
nur relatives Schritthalten mit dem übrigen Európa kaum 
denkbar. Und wie nicht cinsehen, dass ein bedeutsamer

ö*



Zufluss jenev Elemonte, welcbe Geld, Intelligenz und Kraft 
alljahrlich tiber den Ozean tragen, einer dér krftftigsten 
Behelfe zűr Beseitigung oder Abschwáchung jener Kebel 
standé wáre?

Ein freisinnigcs Einwanderungs- und Einblirgernngs- 
gesetz reiclit nicbt. Dér Einwanderer will in dér ncuen 
Heimat auch vollkommene Sicherbeit dér Persou, des 
Eigenthums und seiues Verkebrs finden. Das erheischt frei- 
lich eine grlindliche Reform unserer Gericlitsverfassung und 
Praxis, unseres Verwaltungsschlendrians, unserer Ilandels- 
und biirgerlichen Gesetzgebung; aber diese Reformén — 
ich glaube es genllgend nachgewiesen zu babén — siud 
ja  schon durch das Interessé unserer heutigen Bevíilkernug 
und dér Gesundung unserer Staatsfinanzeu dringendst ge- 
boten. leli würde ohne Anstand viel weiter gehen. leli er- 
achte die volkswirtbscbaftlicben und staatsfínanzielleu Vor- 
theile eines gesundeu Einwandererzuflusses unter unseren 
Verhaltnissen für so unbestreitbar und so bedeutsam, dass 
ich aucli vor unmittelbaren Opfern nicht zurticksclirecken 
wtirde; um so weniger, als sie nur voriibergebend und 
sebeinbar sein könnten. Dér Staat besitzt an vier Míllionen 
Jocli Walduugen, dérén grosser Theil aus Mangel an Ka- 
pital, Arbeitskraft und Absatzquellen noch in Jabrzebnten 
nicht erschlossen sein diirfte, alsó absolut ertrbgnisslos ist; 
im Kronstádter Forst-Distrikt alléin harrt ein solcher Kom­
plex von 400.000 Joch noch immer dér ersten Ausnützungs- 
Arbeiten und wird auf sie lángé noch warten, da selbst 
die Marmaroser und die Grenzwaldungen, von den Pachtern 
und respektive Khufern aufgegeben, wieder an den Staat 
zurUckfallen. Wo ware das Uebel, wenn wir, dem erfolgge- 
krönten Beispiele Amerika’s folgend, gewisse Flbcben zum 
billigsten Preis (in den Vcreinigten Staaten 1 Dollár per 
Acre) den mit dér nöthigen Kapitals- und Arbeitskraft ver- 
sehenen Einwanderern zűr per s ön l i ehen  Urbarmachung 
und AusnUtznug liberliessen ? Dér maebtige Impuls, welchen

tí8
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hiedurcli uuscre Landwii'thsokaft iu erster Reihe, mittelbar 
unser gesainmtes Verkehrsleben und dadureli unsere Steuer- 
uud Lcistungsfakigkcit erhielten, wlirde — aucli wenn maii 
die Frage nur von dér engsten, blos staatsfinanziellen Seite 
auffasst — den scbeiubaren Verlust dér biliigen parzellenar- 
tigea Eigentluunsveráusserung reicblichst aufwiegen.

Einen Einwurf sebe ieb voraus: „Die Einwanderer 
werden vorvviegend D e u t s c h e  sein.“ Gowiss iu j e d e r  
Beziehuug vortkeilliafter, als weuu’s vonviegend Walacbeu 
uud Serben wareu. „Ganz ricbtig, aber auch dic d e u t s c h e  
Einwanderűng ist ein Uebel.“ Das leugue ich, námlieh die 
Gefahr, welcbe bierin fiir unscre nationale Entwicklung 
liegen suli. Ungarn hat oft Germanisirungsversucbe von 
oben oder von aussen her abzuweliren gebabt; seine deutsche 
B e v ö l k e r u n g  hat sich derselben nie schuldig gemaclit. 
Unter allén nichtmagyarisehen Elementen unserer Einwok- 
nerschaft ist es gerade das d e u t s c h e ,  welclies sicli ani 
raschesten und getreuesten den vaterlándischen Intercssen 
und Bestrebungen ansehmiegt. Es liegt dies in dér Natúr 
des Deutscben; er betkatigt diese moralische Akklimatisa- * 
tionsfáhigkeit eben so gut in Amerika, in Austraiien, in 
Frankreich, wo immer er eine neue Heimat sucht und 
findet. Und inwieweit die Zukunft Bedrohungen fiir die 
ungarische Nationalitát in ihrem Schoosse bergen sollte, ist 
dér d e u t s c li e Zuwacbs, a n d e i e n  Elementen gegenüber, 
elier ein Zuwacbs an Stárke als an Gefahr; das hat auch 
1848 hinlanglich bekundet.

XXI.
Förderung dér schaífenden und erwerbenden Thatig- 

keit durch die liberale Reform unserer Gesetzgebung, na- 
mentlicb dér auf das bürgerlicbe und das Verkehrsleben 
bezüglichen Gesetze; durch die Erweiterung und Verbcsse- 
rung unserer hcimisclien und internationalen Kommunika-
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tionsmittel wie tlurcli ernstere und energisckere Vertretuug 
unserer Verkehrsinteressen im Auslande; durch Entfaltung 
und ergiebigere Ausnützung dér vorhandenen und Heran- 
ziehung neuer Arbeitskrafte; durch Hebung des Fachunter- 
richtes und Verbreitung desselben bis in die untersten 
Schichten dér wahrhaft arbeitenden Bevölkerung; durch 
Selbststándigmachung des ungarischen Umlaufs und Kre- 
ditwesens: — das ist im Grossen und Ganzén, nacb den 
AusfÜhrungen dér vorangehenden Abschnitte, dér einzig 
sichere Weg, um mit dem Wohlstande dér Nation auch 
ihre Loistungsfahigkeit, mit dem Yolkseinkommen auch 
das Staatseinkommen zu steigern, oder: die Finanzlage 
crnstlich zu bessern, eine staatsfinanzielle Zukunft zu 
schaffon, die all’ den berecktigten und vielgestaltigen 
Anforderungen, welclie die moderné Gesellschaft an den 
Staat stellt, zu genügen vermöge, ohne die steuerzahlende 
Bevölkerung überbürden und ohne ewig mit dem Defizit 
kampfen zu miissen. „Dér einzig richtige Weg“, sage ich, 
und möchte dies im strengen Sinne des Wortes verstanden 
wissen. Ich kann mich tauschen, und wird es mich sehr 
freuen, von den Ereignissen dementirt zu werden; bis da- 
hin vermag ich dér Befürchtung mich nicht zu entschlagen, 
dass, so langc unsere patentirten Staatsdoktoren an den 
ausseren Krankbeits-Erscheinungen des Staatshaushaltes 
herum operiren, ohne auf dérén Grundursachen zuriickzu- 
gehen, so lángé sie den Ausschlag mit Salben und Poma- 
den oder mit Schönpflasterchen bannen wollen, ohne an 
eine Erfriscbung des Blutes, an eine Erneuerung dér 
Lebenss&fte sich zu wagen, — die ernstliebe Heilung des 
Patienten nicht zu erhoffen ist. Mán kann auf dem Papiér 
einige Millionen von Ausgaben streichen und die Steuer- 
pflichtigkeit um einige Millionen erhöhen; aber wenn 
nicht gleichzeitig flir die Hebung dér Volkswohlfahrt und 
dér Steuerfáhigkeit gesorgt. wird, entgehen wir nicht dér 
unliebsamen Alternative, dass entweder manehe dér
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vitaisten Laudesinteressen imbefriedigt bleiben, oder das 
papierene Gleichgewicht des Staatsvoranschlages regél­
ni kasig im Rechnungsabschlusse ein Defizit herausstellt.

Meiuerseits will ich keineswegs gesagt habén, dass 
wir in Anhoffung dér gesteigerten LeistuugsfShigkeit und 
dér erhöhten Staatseinnahmen dér Zukunft den gegenwar- 
tigcn Ausgabenstand unverkürzt belassen mügén. Ich bin 
nicht Optimist genug, um Anhoffungen für Wirklichkeit 
zu nehmen; überdies wár’s auch bei hölierer Steuert’ílkig- 
keit und gesteigertem Staatscinkommen weder moralisch, 
noch rechtlich, nocli politisch gestattet, das Steuerertrág- 
niss anders als zu wahrhaft nützlichen und unabweisbaren 
Ausgaben zu verwenden. Ausgaben ganz anderer Art neh­
men aber in unserem Staatsvoranschlage einen sehr breiten 
l’latz ein. Unser angeborener Hang zűr Leichtlebigkeit, 
gefördert durch die von geschichtlichen Erinnerungen sich 
nahrende Grossmaehtssucht wie durch die günstigen volks- 
wirtlischaftlichen Verháltnisse dér Jahre 1867 und 1868 
veranlasste auch den achtenswerthen Theil dér seit 1866 
aufeinander gefolgten Ministerieu (von dem a n d e r n  Theil 
wollen wir lieber ganz schweigen): den Staatshaushalt des 
wieder zum verfassungsmássigen Eigenleben gelangten un- 
garischen Staates in einer Weise zu organisiren, welche 
dessen Leistungsfahigkeit weit ttbersteigt. Unsere „leiten- 
den Klassen1' scheinen die Prinzipien, oder richtiger die 
Prinzipienlosigkeit., welche namentlich in fröherer Zeit ihre 
Privatwiíthscliaft charakterisirte, auf die Staatswirthschaft 
iibertragen zu habén; das Ergebniss musste Misswirthschaft 
sein: möglichst wenig, besfenfalls höchst oberfláchlich 
reehnen, von dér Hand in den Mund leben, Prunk und 
Glanz als Existenznothwendigkeit betrachten, die Frage 
des Gleiehgewichtes zwischen Einnahmen und Ausgaben als 
Kleinlichkeits-Krámerei behaudeln, fúr den morgigen Tag 
den Gott dér Magyarén sorgen lassen und an das Ueber- 
morgen gar nicht denken! Da musste kommen, was ge-
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kommeii ist: das Defizit regelmássig wiederkehrend, das 
Schuldenmachen ebenso regelmássig als einziger Bebelf 
wiederkehrend, am Ende aucb das Versageu dieses ver- 
zweifelten Auskunftsmittels, und als dessen Folge die 
Nötbigung zűr Ein- und Umkehr . . . .

Dartiber kann wobl bei dem hohen Umfange unseres 
Defizits (siehe Abschnitt V und VI) kein Zweifel obwalten, 
dass die Wiederherstellung des Gleichgewichtes durch eine 
blos einseitige Operation kaum erreicbbar ist. Um Bedarf 
und Bedeckung in das ricbtige Verháltniss zu bringen, ge- 
nügt es keinesfalls, die Steigerung dér ietzteren oder die 
Herabminderung des ersteren anzustreben; es dUrfte, selbst 
mit den grössten Anstrengungen und Opfern kaum mög- 
lieh sein, auf die Dauer die Einnahmen um 50—60 Milli­
ómén zu erhöhen oder die Ausgaben um diesen Betrag zu 
vermindern. Den Bemiibungen zűr Steigerung dér Leistungs- 
fahigkeit und des effektiven Staatseinkommens dér Zukunft 
muss sonach, im Interessé dér Gegenwart und dér Zukunft, 
eine durcbgreifende Herabminderung dér Ausgaben zűr 
Seite gehen.

Mán erwartet von uns wohl nicbt, dass wir, den Rotli- 
stift in dér Hand, den Staatsvoranschlag postenweise korri- 
girend und streichend durchgeben; das Uberschritte die 
Aufgabe und den Rabmen dieser Studie. Höchstens diirften 
einige allgemeine Andeutungen über Richtung und Umfang 
dér gutmöglichen Streichungen gestattet sein.

XXII.
Dér Hang zűr unbedachten, die verftlgbaren Mittel 

iibersteigenden Prunksucht offenbarte sich schon in dér 
Organisation, welche 1867 dem ungarischen Mini s t er ium 
gegeben worden. Für Krieg, Maríné und Auswártiges sorgt 
d i e G e m e i n s a m k e i t ;  es entfallen somit im spezifisch 
ungarischen Kabinet drei Portefeuilles, welche in anderen
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Verfassuugsstaaten zu den wicbtigsten zahleu. Demunge- 
aclitet zahlen wir zel in Ministerfauteuils, wabrend voll- 
standig autonómé Staaten sich mit 6—7, liöchstens 8 be- 
gnügen. Mit diesern, weder unsereu politischen noch unsereu 
finanziellen Verbtíltnissen entsprechenden Prunk muss je 
rascher aufgeraumt werden; umsomehr, als dies ohne dic 
geringste SchRdigung dér öffentlichen Interessen durcbfübr- 
bar ist . . .

Welchem dringenden Bediirfniss entspricht z. B. das 
sogenannte k r o a t i s c h e M i n i s t e r i u m ,  namentlicb heute, 
nachdem dér revidirte Ausgleicb nicht blos den Schwer- 
punkt, sondern die ganze Leitung dér spezifiscb-kroatischen 
Angelegenheiten nacb Agram verlegt? Zűr einfachen Ver- 
mittluug des offiziellen Verkehrs zwischen Budapest und 
Agram reickt die Kanzlei des Ministerprasidiums vollkom- 
mén aus; es gebört dies ganz naturgemass ín ihren Bereich.

Ein Gleiches gilt von den „Funktionen“ des „Mini -  
s t e r s  um di e  P e r g ő n  des  K ö n i g s “. Dér Posten 
hatte einen Sinn in dér 1848er Verfassung, wo Ungarn mit 
Oesterreich ausser dér Persönlichkeit des Regenten nickts 
géméin hatte, wo es eine vollkommen selbststandige Re- 
gierung besass; es war logiscb, unerlasslich, diese an dér 
Seite des ausserhalb des Landes weilenden Monarcben 
vertreten zu lassen . . . Nach dem G.-A. XII: 1867 jedocb 
tinden die Interessen Ungarn’s, soweit sie eben nicht spe- 
zifisch-ungarischer Natúr und desbalb in Wien zu erledigen 
sind, ibre Vertretung im gemeinsamen Ministerium; die 
gemeinsamen Interessen vertritt ausserdem die Delegation; 
dér Monarch verweilt im Durchschnitt die Halfte des Jah- 
rés in Ungarn ; zwei bis drei ungariscbe Minister befinden 
sicb immer auf dér Babnstrecke zwischen Wien und Buda­
pest; dér Telegraf gestattet in anderen Fallen die raschesto 
Mittheilung und Verstándiguug. Was soll da dér ungarischc 
Hofminister? Die Zustellung einiger Ordeusbándclien wird 
wohl auch die PrSsidialkanzlei besorgeu küunen.
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Eine Sinecure ist glcichfalls das M i n i s t e r p r á s i -  
di  tim und wird es bleiben, auch wenn es die hochwichtigen 
anonymen Agenden dér ebengenannten zwei Ministerien 
aufsaugt. Das Ministerprásidium als solches ist in den mei- 
sten Verfassungsstaaten unbekaunt; gewöhnlich gehört die 
Leitung des Kabinets dem Besitzer des bedeutendsíen Porte- 
feuilles oder dem bedeutendsten Portefeuille-Inhaber. Warurn 
dies nicht auch bei uns, nainentlich augesichts dér uotori- 
schen Armuth an Geld und an Kapazitatén, zűr Regei 
rnachen, wie es seit einigen Wochen aus Noth thatsách- 
lich besteht?

Nicht die Finanznoth des Tages und dér jetzt so 
allgemeine Ruf nach Ersparaissen hat diese Bemerkungen 
eingegeben; ich habé sie lángst im Reichstage selbst aus- 
gesprochen, speziell bei Ycrhandlung des Staatsvoranschla- 
ges für 1873. Bei derselben Veranlassung verlangte und 
begrtindete ich auch die Auílassung des besonderen Han- 
dels- und G e w e r b e - Mi n i s t e r i u ms .  Was soll es auch? 
Pest und Telegraf, welclie dessen wiehtigsten Verwaltungs- 
zweig bilden, gehören naturgemáss in den Bereich des 
Kommunikations-Ministeriums; sie gewinnen nur, wenn sie 
in Einer Hand mit dem Strassen- und dem Bahuwesen vér­
éi nigt sind. Das land- und volkswirthsehafthehe Unter- 
riclitswesen hat dér Reichstag lángst dem Unterriclits-Mini- 
sterium zugewiesen; die Quaiantaine-Anstalten und die 
Massregeln gégén Viehseuclie stehen dem Ministerium des 
Innern zu, welche das Polizei- und Sanitatswesen leitek 
Was verbleibt von den Agenden des heutigen Gewerbe- 
und Handels-Ministeriums ? ..  . Ein einziger wichtiger oder 
wenigstens kostspieliger Zweig: die Pferdezuelit, für welche 
selbst im Jammerjabre 1874 eine Bruttó - Ausgabe von 
2,746.283 fl. (Nettó: 696.759 ti.) in's Budget eingestellt ist, 
ein Ausgabsposten, dér zu unserer schreienden Misére wie 
die Faust aufs Auge passt. Allerdings ist dér Sport echt 
englisch und dér Englander böchst praktisch; nur verges-
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sen unsere Sportmánner, (láss in Englancl Staat und Regie- 
rung absolut nicbts zu schaffen habén mit dem Derby, wie- 
wobl derselbe Nationaltag ist.

Die Vereinigung des Handels- und des Kommuuika- 
tions-Ministeriums ist seit Ende vorigen Jabres thatsachlich 
vollzogen in dér Person des Gráfén Josef Zichy. Allerdings 
nur aus Noth; dem Handelsminister wurde das Kommuui- 
kations-Portefeuille aufgenöthigt, weil sich absolut kein 
Nehmer für dasselbe fand. Wir wollen hoffen, dass die Ver­
einigung nicht wieder aufgehoben wird . . . Leider beeilt 
mán sich bei uns in dér Regei, — nicht etwa das Verfehltc 
gut zu rnachen, sondern das zufallig Gutgemachte wieder 
zu verderben. Daher das Projekt zűr Bildung eines eige- 
nen A c k e r b a u - M i n i s t e r i u m s .  Wir glauben im Vev- 
laufe dieser Studie hinlánglich bekundet zu habén, dass 
wir die Wichtigkeit des Feldbaues im Allgemeinen, ganz 
besonders aber fttr Ungarn, im vollen Umfange zu würdi- 
gen wissen; trotzdem vermögen wir angesichts dér heutigen 
Finanz-Misére die absolute Nothwendigkeit dieser neuen 
Schöpfung und dér mit ihr verbundenen Ausgabe von we- 
nigstens 300.000 fl. nicht einzusehen. Ausser Regen und 
Souncnschein zűr rechten Zeit, bedarf dér Ackerbau zu 
seincrn Gedeihen vornehmlich drei Dinge: allgemeine und 
Fachschulen, um eine intelligente, arbeitslustige und für 
den Fortschritt empfánglichc Bauernbevölkerung heranzu- 
bilden: billiges Geld und leichten Kredit, um das bessere 
Wissen und Wollen praktisck verwenden zu können; ge- 
nttgende Kommunikationen, um den Ergebnissen dér ge- 
steigcrten Intelligenz und dér erböhten Thátigkeit den loh- 
nenden Absatz zu sichern. Für das Erste hat dér Unter- 
richtsminister, für das Zweite dér Finanzminister, für das 
Dritte dér Kommunikationsminister zu sorgen; was soll 
und vermag dér spezielle Ackerbauminister? Es soll hié­
nát keinesvvegs in Abrcde gestellt werden, dass zűr För- 
derung des Ackerbaues von oben herab so Manches ge-
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scliehen kann und muss; wir habén das vorhin nachdrück- 
lich genug betont (siehe Abschnitt XVII und XVIII). Aber 
was ich nicht zugebe, ist, dass dies nicht vollkommen durch 
eine gutbesetzte und rationell geleitete Ab t h e i l u n g ,  z. B. 
des Ministeriums des Inneni, besorgt werden könuc. Wer 
„Land und Leute“ bei uns kennt, dürfte keinen Augen- 
blick es bezweifeln, daas die Grtindung einea selbststhn- 
digeu Ackerbauministeriums vor Allém die zwcifache Folge 
habén wird: Schaffung einiger Dutzend von Sinecuren im 
Centrale und auf dem Lande (Inspektorén u. s. w.); noch 
tieferes Erschlaffen dér Selbstthatigkeit (die a l l é i n  im 
Grunde w i r k 1 i c h e Hilfe zu achaffen vermag) und Stei- 
gerung dér Anforderungen, mit welchen Denkfaulheit und 
Opferscheu immer den Staat bestürmen. Und zűr Förderung 
dieses Doppelzweckes soll h e u t e  ein neuea Ministerium 
geschaffen werden?!

Mán scheint desscn gründlicke Ueberfiusaigkeit denn 
doch zu ahnen; um sie einigermassen zu mildern oder zu 
verdeeken, sollen die Staatsgiiter, Forste und Bergwerke 
vöm Finanzministerium ausgescbieden und dem projektirten 
Ackerbauministerium zugetheilt werden. Das fehlte noch! 
Das Finanzministerium, welches Bodenkultur, Forstwesen 
und Bergbau nur nebensachlich betreibt, verlaborirt an den- 
selben jáhrlich mehrere Millionen Gulden; wenn vollends 
ein Fachministerium sie zum Gegenstande seiner „beson- 
deren Sorgfalt!i macht, diirften bald die Dutzende von Mil­
lionen kaum zureichen. Nicht die Verwaltungs-Behörde, 
sondern dér Besitzstand dieser Immobilien ist zu wechseln. 
Wir kommen hierauf zuriick.

Vi er  Ministerien wenigstens komién somit ölnie Be- 
eintráchtigung des öffentlichen Dienstes aufgelassen werden. 
Es entfallen dann die 60.00U fi., mit welchen dér Hof- 
minister und die 43.750 fl., mit welchen dér kroatische 
Minister in das Budget ftir 1874 eingestellt sind. Das Mini- 
sterprSsidium beansprucht 329.080 fl.; angenommen, dass
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dér Dispositionsfond (200.000 fl.) und die Reprásentations- 
zulage (30.000 fl.) jedenfalls dem Prasidenten des Kabi- 
uets verbleiben, welcbes Povtefeuille er sonst inne habé, so 
sind 99.080 fl. zu erttbrigen. Zu streichen sind gleichfalls 
die 160.868 fl., welcbe die Zentral Leitung des Gewerbe- 
und Handels-Ministeriums beansprucht. Macht zusammen 
immerhin eine Kostenherabminderung von 363.698 fl.; unter 
unseren Verbáltnissen ein gewiss nicht zu unterschatzender 
Betrag. Es ist kaum nöthig zu bemerken, dass wir viel liölier 
noch den m o r a l i s c h e n  Gewinn dér liiedurch eingeschla- 
genen rationelleren Riclitung schatzen: die ernstliche Be- 
tbátigung des Entscblusses, mit dem asiatiscken Schleuder- 
System endlich zu brecken und europaisch zu wirthschaften.

Mán entgegnet vielleicht, dass die Agenden dér auf- 
gelassenen Ministerien immerhin ihr Personal beanspruchen 
und somit die auf dér einen Seite gestrichenen Ausgabs- 
posten sich, wenigstens zum grossen Theile, an anderer 
Stelle wiederfinden werden. Es gálte dies, wenn die Mini­
sterien, welchen jene Agenden zufallen, so sehr libériádén 
waren, dass sie einen Arbeitszuwachs ohne entsprechenden 
Zuwaehs von Arbeitskraften nicht zu bewáltigen wüssten. 
D as s t e h t  d u r c h  au s ni cht .  Es ist leicht, das Gegen- 
theil nachzuweisen, wie auch, dass llberhaupt unser Beam- 
tenheer die wirklichen Erfordernisse des öffentlichen Dien- 
stes vielfach Ubersteigt.

XXIII.
Vor drei Jahren schon habé ich im Reichstage (24. Jan- 

ner 1871) darauf hingewiesen, dass unser Beamtenheer 
wenigstens um die Halfte zu gross und trotzdem — oder 
vielleicht deshalb — die Leistung unbefriedigend ist. leli 
wies unter Anderm nach, wie das M i n i s t e r p r S s i d i u m  
in Fraukreich zűr Glanzperiode des zweiten Kaiserreiches 
—■ (das Prasidium hatte „Vizekaiser“ Rouher inne und er 
beherrschte fást die Politik Eurnpa’s, abgesehen von dér
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Leituug dér inncren Angelegenheiten einer fllnfunddrcissig 
Millionen Seelen starken Bevölkerung!) — mit s i e b z e h n  
Beamten ausreichte, wáhrend das ungarische Ministerpra 
sidium dérén d r e i s s i g  bezahlte; dass die Zentralleitung 
in allén Ministerien 1230 Beamte mit einem Kostenaufvvand 
von 2,817.660 fl. beanspruchte, was ein Mehr von 32 und 
bezüglich 27 Perzent gégén Cisleitbanieu macht, dessen 
Bevölkerung ura dreissig Perzent die unsrige flbersteigt. . . 
Seitdem hat dér Beamtenluxus eher zu- denn abgenommen, 
wenn aueh in den letzten Monaten manche augenfallig 
nutzlose Stelle unterdrückt worden. Das F i n a n z m i n i  
s t e r i u m z. B. erscheint noch im jiingsten Voranschlage 
mit einer Zentralleitung von 657 Beamten (Bezahlungsetat: 
801.891 fl.), unbeschadet dér Unzahl jener Beamten, welche 
ihm ausserhalb dér Zentrale unterstehen, wie: Finanzdirek- 
tionen und Rechnungsabtheilungen (180 Beamte in Buda­
pest., 827 in dér Provinz und 103 in Kroatien), Staats- 
kassen, Finanzinspektionen und provisorischer Kataster in 
Kroatien (110 Personen), Steuerámter (1650 Personen in 
Ungarn und 250 in Kroatien), Finanz-, Zoli- und Steuer- 
waclie (3423 Personen in Ungarn und 1343 in Kroatien) 
n. s. w. Die Annahme schiene berechtigt, dass bei dieseni 
Uberstarken Beamtenstand das Finanzministerium wenig- 
stens das gesammte V e r r e c h n u n g s w e s e n  des Staats- 
baushaltes besorge; nichtsdestoweniger erscheint das Kul- 
tusministerium mit einem Personal von aekt undseckzi g  
Recl inungsbeamten (Aufwand: 69.350 fl.) eingcstellt, 
und das Ministerium des I n n e r n  mit f ü n f u n d v i e r z i g  
Recl inungsbeamten,  die 46.700 fl. kosten! Ob wir’s 
ctwa gerade dieser Unmasse von Rechnern und Nach- 
rechnern zu verdanken habén, dass wir uns im gesammten 
Staatshaushalte gar so arg verrechneten ? Möglich, sogar 
wahrscheinlich.

Lei dér scheint den Regierungskreisen noch immer das 
Verstanduiss für die Nothweudigkeit dér Umkehr odcr dér
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Wille hiezu durcbaus abzugehen. Das Unwesen dér Sine- 
curen, des Uberzahligen, bald unföhigen, bald unthíltigen 
Beamtenheeres, des orientalischen, mit den Mitteln nicht 
rechnenden Luxus hat uns zum stetigen Defizit, zum ewigen 
Schuldenmacben und heute nahezu an den Rand des Ban- 
kerotts gebracbt, und trotzdem weiss dér Finanzminister 
in dem summarischen Voranschlag für 1875—77, welchen 
cr kürzlich veröffentlichte, auch nicht Einen Beamten zu 
streiclien, nicht Einen Gulden zu sparen von den 961.800 fl., 
wclchc heuer seine Zentral-Bureaus beanspruchen, noch von 
den Millionen und Millionen, welche seine Finanz-Direk- 
tionen, Rechnungs-Sektionen, Steuerámter, Fínanzwachen 
u. s. w. verschlingen ! . . . Diese Unbeugsamkeit des Vor- 
anschlages zeigt jedoch nur, dass Ungarn a n d e r e r  Re 
gierungs- und Finanzmánner bedarf, als derjenigen, dérén 
Unfahigkeit oder Unbedachtsamkeit die Misére de.s Tages 
verschuldet hat; nicht aber, dass die Beibehaltung jener 
Ausgaben unerlasslich sei.

Wcr Gelcgenheit hatte, sich in unseren Ministerien um- 
znsehen, kann es kaum bezweifeln, dass im Durchschnitt 
mit einem D r i t t h e i l  des heute verwendeten Personals 
auszureichen w&re. Fást allé „höheren“ Beamten (und das 
reicht zuweilen bis zum Konzipisten hinab) sind Mitglieder 
des Reichstages; dér Deputirten-Beamte fehlt in dér Regei 
im Reichstage (ausser wenn das Durchbringen einer Re- 
gierungsvorlage ihn zum Stimmen nöthigt), weil angeblicb 
seine Beamtenpflichten ihn fernehalten, und fehlt nur zu 
oft im Amte, weil angeblich sein Deputirtenmandat ihn 
anderswohin rnft; zwischen zwei Sesseln sitzt er wahr- 
scheinlich auf einem dritten. Dieser Missbrauch muss be- 
lioben werden; er schádigt den öffentlichen Dienst in un- 
verkennbarer Weise und ist weder mit dér Unabhangigkeit 
des Parlaments, noch mit den Interessen dér betreffenden 
Wahlbezirke gut veieinbar. Hoffentlich schaíft die in Folgc 
des Bujanovies’schen Antrages im Dezember v. J. entsen
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dete Inkompatibilitítts-Kommission diesbezllglicli baldige 
und ernste Abhilfe. Hiemit wlirden nicht blos 30 bis 40 
liöhere Beamte iliren Dienstobliegenheiten wiedergegeben; 
es dürfte überliaupt ein anderes Lebeu und Wirken in jene 
Bureaux korúmén, wo beute die regelmassige Abwesenheit 
dér leitendeu Persönliclikeiten allgemein demoralisirend 
wirken muss.

Dazu liilft librigens die gauze Dienstorganisation 
wacker mit. Sie sielit uocli beute vielfach darnach aus, 
als wenn wir’s nicbt mit besoldeten Angestellten dér steuer- 
zahlenden Bevölkerung zu thun hatten, sondern durcbge- 
liends — was frülier bis zu cinem gewissen Grade dér 
Fali gewesen sein mag — mit Magnatensprüsslingen, die 
aus Patriotismus, aus I aune, oder weil’s gerade zum „guten 
Ton“ und zum Karriéremachcn gekört, in den öffentlichen 
Aemtern allergnadigst zu dilettautiren gerulien. Wü gibt 
es z. B. in uuserer arbeitsthatigeu Zeit aucli nur Eine 
Klasse dér e r w e r b e n d e n  Bevölkerung, welche in dér 
Lage ist, um 1—2 Uhr Nacbmittags ihr Tagwerk als voll- 
endet zu betrachten *), den ganzen Nachmittag und Abend 
jaluaus jahrein „frei“ verwenden zu können? Aueb dér Fa- 
briksherr, dér Tausende von Arbeitern beschaftigt, auck 
dér Baukherr, dér Hunderte von Millionen umsetzt, záhlen 
den Nachmittag noch zu den arbeitspflicbtigen Stunden, 
und dér Beamte, welchen die vöm frühcn Morgen bis zum 
spaten Abend (und oft vergeblich!) arbeitende Bevölkerung 
besoldet, soll systematisch nur halbes  Tagwerk verriehten?

Dabei sieht noch die Verrichtung oft wie Spiel und 
Zeitvertreib aus! Das Ministerium des Inuern z. B. ver- 
wendet im Zentralbureau 29 Konzipisten. Angenommen, dass 
fttr sie wirkliche und volle Bescháftigung vorhanden, so 
bleibt es immerhin unerklarlich, wie 29 Konzipisten ge- 
uUgende Arbeit für die ttber ihneu stehenden 18 Sekretare

*) Nieht nur die Miniaíerial-Bureaux, aucli űas Zollamt, die Stenerámter 
u a. w. sind Nachmittaga geachlossen, und zwav aelbat in dér Hauptstadt.
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zu beschaöeu vermögen. Entweder verricbten auch Letztere 
blos Konzipistendienste; dann ist es ungerechtfertigt, ihnen 
Sekretarsrang uiid -Gehalt zu gewahren. Oder sie beschr&n- 
keu sicli auf die Lcitung uud UeberprUfung, welcke ihr 
Rang anzudeuten scbeiut; dana müsste 29 Konzipisten ge- 
genüber dér dritte Thei] dér Sekretáre genügen. Aus dem- 
selben Grunde vermögen wir nicht einzusehen, wie diese 
achtzelm Sekretáre, wenn wir sie auch vollbescháftigt deu- 
ken, geniigeude Arbeit für die iiber ibnen stehenden 13 
Sektionsráthe beschaffen sollen, die wieder 5 Ministerial- 
rátheu vorzuarbeiten babén . . . .  Nicht anders ist’s in den 
ilbrigen Ministerien. Durcbgehends wenigstens so viel Offi- 
ziere verschiedener Grade als Gemeine. Es braucht kaum 
erwiesen zu werden, dass dieses einer andern Zeit und 
andern Verhaltuissen angehörende System weder sparsam 
noch dem Dienst förderlich ist.

Jeder Minister glaubte eben, Dank dem erwáhnten 
Hang zűr Leichtlebigkeit und' zum Prunk, allé eigenen 
Schützliuge und die SchUtzlinge aller Freunde und allé 
Freunde dér SchUtzlinge unterbringen zu mUssen, unter- 
bringen zu können: — so viel möglich in den besser be­
soldeten Stollungen. Die Befahigung war natUrlich bei 
sol chen Anstellungen das Letzte, wonacli geforscht wurde. 
Die Folge ist, dass fást in jedem Ressort die Arbeit auf 
1 oder 2 tUchtigen und fleissigen Beamten lastet, dér grosse 
Rest bestenfalls nur stört. Ueberdies hat mán, theils im 
Bewusstsein jenes Fáhigkeitsmangels, theils um die Stellen 
zu nrehren, aus unserem Verwaltungs-Mechanismus sowohl 
in den Ministerien selbst, als zwischen diesen und den 
ausseren Yollzugsorganen, ein echt chinesisclies Schachte- 
lungssystem dér Kontrolirung, Ueberkontrolirung, Nach- 
kontrolirung und Obcrkontrolirung gemacbt, welches allé 
Selbststándigkeit bei den Beamten ertödtet, rasehe Erle- 
digung unmüglich macht, und bei jeder Angelegenheit, 
wichtig oder unwichtig, das Zchnfaehe dessen, was sie ver-

tí
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dient oder benötbigt, au Schrei hereien und an Zeitaufwand 
beansprucht. Schaffet fáhige Beamte, die entsprechend be- 
,sóidét, aber auch für ihr Fach mit einer gewissen Selbst- 
stándigkeit und Verantwortlichkeit ausgerüstet werden! 
Dér öffentliche Dienst wird dann mit cinem Drittheil des 
heutigen Personals und dér Hálfte dér heutigen Ausgaben 
viel besser versorgt sein, als er es gegenw&rtig ist.

XXIV.
Bei dér Z e n t r  a l l é i  t un  g lassen sich derart bequem 

anderthalb Millionen Gulden ersparen obne Beeintráchtigung 
des öffentlicken Dienstes, ja  zűr wesentlichen Förderung 
desselben. Selbstverstandlich will ich hiemit nur ein Bei- 
spi e l  angefuhrt, eine R i c h t u n g  bezeichnet habén. Die 
verlangte Reform darf nicht auf die Zentralverwaltung be- 
grenzt bleiben; die Missstánde, welche sie bannen oder 
wenigstens absckwachen soll, wiederholen sicb — oft 
vielleicht in noch scbrofferer Form — auf a l l é n  Gebieten 
des öffentlicken Lebens. Die beregte Reform muss demnacb 
sich erstrecken: auf die Komitats- und Munizipal-Verwalfung, 
auf das Steuerwesen, auf die Gerichtspflege, das staatliche 
Güter-, Berg- und Forstwesen, das Unterrichtswesen, das 
Geftingnisswesen, die uationale Armee u. s. w. Ueberall gilt 
es, das bisherige System dér Vielschreiberei, dér Ueber* 
záhligen, des mechanisclien Schlendrians, des gegenseitigen 
offiziellen Vcrdácbtigens und Ueberwachens, zu ersetzen 
durch: weniger nutzlose Schreiberei, weniger Beamte, aber 
fahig, gut besoldet, zűr ernsten Arbeit angekalten, mit einer 
angemessenen Selbststündigkeit und entsprechender Verant- 
wortlichkeit ausgerüstet.

Dér Gewinn, welchen das Land aus diesem Systcm- 
wechsel durch rationellere und rascbere Erledigung altér 
öfifentlichen und Privat-Angelegenheiten ziehen würde, ent- 
zieht síeli dér Berechnung; unbedeutend kann er nicht sein.
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Die uumittelbare Ersparniss jedoch flir den Staatssáckel 
kann jedenfalls nach Millionen veranschlagt wérdén, die 
síeli theils bei den eigentlicben Verwaltungs-Ausgaben er- 
Ubrigen liessen, theils — und in noch viel höherem Grade 
— an den sogenannten Betriebsausgaben, wodurch das ver- 
fiigbare Reinertrágniss dér betreffenden Dienstzweige sich 
um den entspreehenden Betrag steigern würde; es genügt, 
auf die Domanen und Forste, den Bergbetrieb, Post und 
Telegrafen und auf die Steuereinhebung hinzuweisen; nach 
dem einstimmigen Urtheile dér Eingeweihten und Sach- 
kundigen liessen sich auf jedem diesel- Gebiete durch die 
konsequente Durchfuhrung dér eben geforderten Reform 
Hunderttausende erübrigen.

Dies um so eher, als mit dér geforderten Reform natur- 
gemas.s eine gewisse dezentralisirende Richtung verbunden 
ware, in Folge dérén so inancher kostspielige Organismus 
ganz aufgelasscn oder sehr bedeutend vereinfacht werden 
könnte. Höchst kompetente und durchaus nicht neuerungs- 
wlítliige Fachmanner sind z. B. dér festen Ueberzeugung, dass 
dic 332 Steuerámter, welche wir in ÜDgarn und Kroatien 
miteinemKostenaufwande von l ;656.145fl. unterhalten, ohne 
jede Schadigung des Fiskus entfallen könntenj die Muni- 
zipien könnten diesen Dienst mit geringem Aufwande be- 
sorgen, und gewiss zűr grösseren Befriedigung dér Steuer- 
zahlenden und mit grösserer Ergiebigkeit ftlr den Fiskus. 
Auf gleicliem Wege liesse sich die sehr hocbgeschraubte 
Ausgabe (2,589.695 fi.) ftlr Finanz-, Zoli- und Steuerwache 
um wenigstens die Hálfte verringern.

Die Ersparnisse in diesel- Richtung lassen sich wesent- 
lich steigern, wenn die Regierungsvorlage betreffs derAr-  
r o n d i r u n g  dé r  M u n i z i p i e n  zűr Annahme gelangt. Ich 
brauche nach dem Yorangehenden kaum zu bemerken, dass 
ich dem P r i n z i p  diesel- Vorlage, nach welchem die An- 
zahl dér Komitate, Distrikte und Stühle \ron 81 auf 51 re- 
duzirt wird und 47 bisker autonómé Ortschaften in die be-

G *
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treffenden Komítate aufgehen, un bedi  11 g t b e i s t i  mm e.ín 
den Detail-Bestimmungen dér Vorlage sind grobe Verstösse, 
selbst handgreiflicbe Ungerechtigkeiten begangen worden; 
es sind bei den neuen Gruppirungen, Zertlieilungen und Zu- 
theilungen die praktiscben Verháltnisse des Verkehrs, selbst 
die geografischen und andere natilrliche Elcmente nicht ge- 
nügend berücksichtigt worden; die Bureauweisbeit mag mit 
den Thatsachen nicht genügend gerechnet habén. Selbst alt- 
hergebrachte Gewöhnungen, Traditionen woilen — so weit 
nicht etwa das Gemeininteresse absolut das Gegentheil fői­
dért — bei einer solchen Umgestaltung nacli GebUhr be- 
röcksichtigt sein; Kompass und Scheere dlirfen nicht alléin 
den Ausschlag gébén, soll die Massnahme nicht eine revo-  
l u t i o n a r e  sein. All’ diesen Verirrungen lásst sich jedoch 
abhelfen; die Erörterungen in dér Presse, das aufklárende 
Einschreiten dér Beeintrachtigten, die Verhandlungen des 
Reichstages werden dieselben zu berichtigen habén; die 
Regierung hat bereits erklárt, dass sie die Einzelbestim- 
mungen ihrer Vorlage durchaus nicht als unabanderlich 
betrachtet. Dér Ausgangspunkt aber ist von unbestreitbarer 
Richtigkeit; es gilt Auomalien zu beseitigen, welclie in 
jeder Beziehung auf die Lokál- wie auf die Zentral-Ver- 
waltung störend einwirken.

Oder wer kann und wird es in dér Ordnung finden, 
dass Komplexe von kaum 20 Geviertmeilen, wie die Komi- 
tate Krassna, Turócz und Gran, oder gar von nicht ganz 
11 Geviertmeilen, wie Torna, auf das gleiche Niveau gestellt 
werden mit den Komitaten Bihar, Pest, Marmaros und Bács, 
dérén Umfang zwischen 179 bis 198 Geviertmeilen sich 
beziffert? dass die 45.346, 79.273, 82.364 Einwohner dér 
Komitate Turócz, Liptó und Árva dieselbe Organisation 
besitzeu und áhnlicbe Lasten tragen sollen wie die 304.718, 
332.613, 361.005 Einwohner dér Konjitate Arad, Heves und 
Neutra? dass Siebenblirgen mit seinen 954.85 Geviertmeilen 
in 26 Jurisdiktionen zerlegt sci, wabrend Ungarn bei dem
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vierfíiclien Umfange (3727'67 Geviertmeilen) dérén nur 52 
zahlt? oder dass Flecken wie St. Georgen, Bösing, Modern 
mit 3026, 4338, 5066 Einwolinern „königliche Freistádte“ 
vorstellen, wie Arad, Pressburg und Theresiopel mit 32.725, 
46.540, 56.323 Einwohnern?

Davon abgesehen, dass dér Verkebr mit 153 Jurisdik- 
tiouen die Zentralverwaltung ungemein komplizirt und er- 
sehwert, bekundet die tagliche Erfahrung, dass die Duodez- 
komitate und Miniaturfreistadte weder die geistigen, nocb 
die materiellen Krítfte in síeli vereinigen, welche das auto­
nómé Gemeinleben erfordert; es mlissten, um nur von den ma­
teriellen Mitteln zu sprechen, Kővár, Torna und Aranyosszék, 
um ibre Verwaltungskosten zu decken, zu ihrenStaatssteuern 
einen Zuscblag von 19, 24, 31 Prozent einfordern, wábrend 
die Komitate Bács-Bodrog, Torontal und Temes mit einem 
Zuschlag von 2'8, 2 9, 3'2 Prozent ausreichen; dass anderer- 
seits mit einem Einkommeu von 1000 Gulden — und das 
Jabreseinkommen mancher beutigen ,.Stádte“ bleibt hinter 
diesem bescheidenen Betrag zuriiek — den Anforderungen 
einer selbststándigen stadtisohen Verwaltung nicht genligt 
werden kann, liegt auf dér Hand. Ebenso oífenbar ist’s, dass 
nur eine neue Auf und Eintkeilung, welche uach Umfang, 
Bevölkerung und Wohlstand lebenskritftige Jurisdiktionen 
sehafft, uns die Mőglichkeit bietet, dieselben vöm Staate un- 
abhángig zu macben und das Prinzip dér Selbstbesteuerung 
und Selbstverwaltung in ausgedehntem Masse durchzuführen. 
Dies ist politiscb und finanziell ein so bedeutender Gewinn, 
dass die Rücksieht auf alté Gewohnkeiten oder auf Sonder- 
interessen vor denselben nicht Stand zu haltén vermag.

Ei ne Bemerkung jedocb kann und mag ich nicht unter- 
drücken. Entscbiedener Gegner dér strammén Zentralisation, 
überzeugter Verfechter dér Munizipal-Autonomie, habé ich 
scinerzeit mitgekampft im Reicbstage gégén die Verstümm- 
lung dieser Autonomie durcb dieGesetze XLII: 1870: XVIII: 
1871 und XXXVI: 1872; die heute angestrebte Umkehr kann
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ich daher mit Genugthuung begrilssen. Nur fiirchte ich, dass 
in gewissen Kreisen dér Neophyteneifer über’s Ziel hinaus- 
schiesst und das Kind mit dem Bade ausschüttet. Eine der- 
artige gefáhrliche Uebertreibung seitens unserer Neo-Dezen- 
tralisten sehe ich z. B. darin, wenn heute beantragt wird: 
auch das gesammte Strassen-, Kánál- und Flussregulirungs- 
wesen dem Einflnsse des Staatcs zn entriicken und den Mu- 
nizipien zu liberliefern. Wie nun cinmai unsere Verhaltnisse 
beschaffen sind; ich meine: bei dem geringen Grad von Inte­
ressé oder Verstandniss für die praktischen Bedlirfnisse und 
Schöpfungen, namentlich in Bezug auf das Verkehr s l eben,  
welcher die in unseren Munizipal-Versammlungen noch immer 
tonangebenden Kreise charakterisirt, steht sehr zu befürch- 
ten; dass jene „Reform" unser arg darniederliegendes Kom- 
munikationswesen um Jahrzehnte zurückwirft, oder wenig- 
stens auf Jahrzehnte hinaus jeden ernstlichen Fortschritt 
verhindert. Ersparnisse mögen durch diese Dezentralisation 
fUr den S t aa t s s á cke l  erzielt werden, aber die scheinbaren 
Ersparnisse dtirften dem Lan de theuer zu stehen kommen; 
namentlich dürften sie die Erreichung jenes Zieles, welchem 
gerade im Interessé dér Gesundung unseres Staatshaushaltes 
vor Allém nachgestrebt werden muss: Entwicklnng dér 
Volkswohlfahrt und mittelbar dér Leistungsfahigkeit dér Be 
völkerung, ernstlich hemmen, wo nicht gar unmöglich macheu.

XXY,
Kaum dtirfte uns Jemand dér optimistischen Ueberschát- 

zung anklagen^ wie wir auf a c h t  bi s  n e u n  Mi l l i o n e n  
Gulden den Betrag dér Ersparnisse veranschlagen; welche sich 
im ungarischcn Staatshaushalte durch dieim vorhergehenden 
Abschnitte entwickelten Reformén im Laufe dér nachsten 
Jahre erzielen lassen... Dér Gesetzvorschlag iiber die Arron- 
dirungder MunizipienstelltUberdies in Aussicht, dass mit der- 
selben gleichzeitig die Anzabl derBezirksgerichte von 375 auf
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391 erhöht, dagegendie Anzahl dér königlichen Gerichtevon 
105 auf 58 herabgemindert werden soll. Letztere Reform hat, 
von Anderem abgesehen, aucli ernste s t a a t s f i n a n z i e l l e  
Bedeutung. Bekanntlich hat gerade das Justizministerium, 
zum Theil infoige dér durchgefiíhrten Trennung zwischen 
Verwaltung und Rechtspflege, seine Anforderungen rasch 
und unverháltnissmássig emporgeschnellt: im Jahre 1868 nur 
die beseheidene Summe von 2,221.000 fl. in Anspruch neh- 
mend und nock drei Jahre spater (1871) mit 3,199.000 fl. 
ordentlicher Ausgahen zureichend, finden wir dasselbe in das 
Budgetgesetz für 1874, trotz dér Zeiten arger Noth, mit 
11,238.007 fl. eingestellt, mebr als das F t i n f f a c h e  des 
1868er Betrages! Aucli die entscliiedensten Lobredner dér 
letzten Justizreformen wagen nicht zu behaupten, dass die 
ungarische Rechtspflege dem entsprechend gewonnen habé; 
die öffentliche Meinung will sogar von Rückgang wissen. 
Die Erörterung dieser Frage gehört nicht in den Rahmen 
unserer Studie; so viel nur glauben wir aussprechen zu diirfen, 
dass dér Grund dér beklagten Uebelstánde nicht  im W esen 
jener Reform liegt, und eine Rückkehr zu dem friiheren Sy­
stem, das heisst die abermalige Zusammenwerfung dér Ver- 
waltungs- und dér Gerichts-Obliegenheiten, in jeder Bezie- 
hung bedauerlich ware. Aber die von dér Regierung selbst 
beantragte Verminderung dér königlichen Gerichte um fást 
die Halfte (47) bekundet hinlauglich, dass bei dér vor drei 
Jaliren unternommenen Umgestaltung nicht blos die finan- 
ziellen Verhaltnisse unberiicksichtigt blieben, sondern auch, 
unter dem Einflusse bekannterNebenrücksiehten, wei t  tiber 
d a s  B e d ü r f n i s s  e i u e r  g u t e n  R e c h t s p f l e g e  hin- 
a u s g e s c h o s s e n  wur de .  Von den a c h t  Millionen, um 
welche dér Ausgabenetat des Justizministeriums sich zwischen 
1871 und 1874 gehoben, dtirfte die Ha l f t e  sich ohne Be- 
nachtheiligung des öffentlichen Dienstes streichen lassen, 
namentlich wenn bezüglich dér verbleibenden Gericbtsbehör- 
den jene Grundsátze zűr Anwendung kommen, welche wir
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im vorhergehenden Absclinitt beztiglieh dér Verwaltungs- 
reform angedeutet, und nachdem überdies die bereits dér 
reicbstáglichen Behandlung unterbreitete Einführung des 
N o t a r i a t s  den Gerichtsbeliörden cinen wesentlichen Theil 
ihrer Obliegenheiten abnimmt und ina Allgemeinen die Pro- 
zesse vermindern dürfte; die geplante Einfiihrung des Baga- 
t e l l ver fahrens ,  wie Cisleitbanien es letzthin angenommen, 
dürfte im gleichen Sinne wirken.

Mit den in den vorangehendea drei Absehnitten als wün- 
schenswertb und durchführbar nacbgewiesenen Ersparnissen 
ergabe dies eine jdbrliche Kostenherabminderung von rund 
f ü n f z e h n  M i l l i o n e n  Gu l d e n  DieseHerabminderungen 
gelten durchgebends den sogenannten fakultativen, jedoch 
regelmássig wiederkehrenden Ausgaben; letztere belaufen 
sich, wie Abscbnitt VI nachgewiesen, im Durchschnittsjahr 
auf nahe 55-5 Millionen Gulden. Das beantragte Ersparniss 
umfasste sonach weit, nber ein Viertheil des Gesammtbetra- 
ges, beilaufig 27 Prozent. Das ist jedenfalls keine unwesent- 
liche Reduktion. Streichwüthigen oder den Optimisten, welche 
w&hnen, dass mán Staatsansgaben ebenso leicht herabmin- 
dert, als sie rascli sich emporschnellen lassen, dürfte dies 
ungenügend scheinen; ich gestehe unumwunden, dass icb 
nicht wagen wflrde, mebr zu versprechen oder zu verlangen. 
E s w a r e  d i e s  k a u m  d u r c h f ü h r b a r  o h n e S c h á d i -  
g u n g  u n s e r e r  v i t a i s t e n  S t a a t s - ,  G e s e l l s c h a f t s -  
u nd  V e r k e b T s - I n t e r e s s e n .  Ich erwáhnte soeben, dass 
ich die Rttckgabe unserer Rechtspflege an die Administrativ- 
Bebörden als bedauerlichen Rückschritt ansehen würde. 
Ebenso möchte ich wohl auf Grundinge dér wieder herzu- 
stellenden Munizipal-Autonomic dem Komitate und dér Ge- 
meinde die unbescbrknkte Verwaltung dér specifischen Ko- 
mitats- und Gemeinde-Angelegenheiten zurückerstattet, nicht 
aber unter dem Vorwande dér Dezentralisation oder unter 
dem Drucke von Sparsamkeitsrücksichten a 11 g c m o i n e In- 
teressen dem alléin kompetenten Staatsforum cntzogen
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seben; ich zahle speziell den Bau und die Untorhaltung dér 
V i z i n a l w e g e  nicht nur zu den Rechten, sondern zu den 
Pflichten dér Lokalorgane, möehte ihnen aber keineswegs, 
wie schon im vorigeu Abscbnitt bemerkt wurde, das Kom- 
munikationswesen, inwieweit es Landesinteressen betrifft, 
überliefern; ich möehte somit weder die 4,816.703 fi., mit 
welchen Strassenbau und -Erhaltung, noch die 1,401.837 fi., 
mit welchen das Wasserstrassenwesen in’s Budgetgesetz ftír 
1874 eingestellt sind, gestrichen oder auch nur wesentlicli 
herabgemindert sehen. Ebensowenig kann ich mit Jenen 
mich einverstanden erkláren, welche den Sparsamkeitsroth- 
stift am U nterrichtsbudget abwetzen wollen. Aenderungen 
innerhalb des Budgetrahmens mögen sehr angezeigt sein, 
wie denn z. B. eine geriugere Anzahl dér Akademien mit 
besserer Dotirung derselben gewiss nur vortheilbaft wáre. 
Aber im Allgemeinen an den Unterrichtsausgaben geizen 
wollen. wo noch jetzt 947 0C0 scbulpflichtige Kinder jedes 
Unterrichtes entbehren, an 1000 Gemeinden anch dér Volks- 
schule entrathen, und wo die gesammte Staatsausgabe fftr 
Kulturzwecke (3,926.136 fl.) nur s e c h s u n d z w a n z i g  
K r e u z e r  per Einwohner betrágt: das wkre eine ebenso 
ungerechtfertigte als itbel angebrachte Sparsamkeit. Gewiss 
lasst sich — ura nur je  e i n Beispiel anzufllhren — durch 
bessere Ausnützung dér Straflingsarbeit, durch rationellere 
Begebung dér Schotterarbeiten, durch energischere Inan- 
spruchnahme dér Stiftungen mauche Ausgabenherabminde- 
rung bei den genannten drei Ministerien erzielen; aber das 
dürfte mehr als aufgewogen werden durch die neuen oder 
steigenden Anforderungen, welche mit dér fortschreitenden 
wirthschaftlichen und gesellschaftiichen Entwicklung an sic 
herantreten miissen.

Mehr als flinfzehn Millionen Gulden lassen sich alsó 
kaum in bleibender Weise von den fakultat!ven Ausgaben 
strcichen, welche dieZcntral- und Lokál-Verwaltuug, Rechts- 
pflege, innere und áussere Sicherheit, Unterrichtswesen,
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Verkehrswesen u. s. w. begreifen; mit anderen Worten: dér 
jáhrliche Betrag dieser Ausgaben dürfte sich so bald nicht, 
wenn überhaupt je, u n t e r  v i e r z i g  Mi l l i o n e n  Gu l d e n  
hinabdrücken lassen . . . Wir habén geseken, dass unser 
Budget — da das Einkommen sich auf 140, die vertrags- 
wassigen Ausgaben aber sich auf 1225 Millionen belaufen 
— fúr dieselben nur 17’5 Millionen verfllgbar lasst (Abschnitt 
III—VI); wienun den Abstand zwischen dem verbleibenden 
Bedarf von 40 und dér Bedeckung von nur 17'/2 Millionen 
begleichen? . . . Suchen wir, ob, was und wie sich etwa von 
den pflichtigen, das heisst durch Gesetz oder Vertrag schein- 
bar dér reichstáglichen Budgetdebatte entrtickten Ausgabs- 
posten streichen lasst.

XXVI.
Zűr Beantwortung dieser Frage miissen wir an die frü- 

here Ausführung betreffs dér Doppelnatur dér an den unga- 
rischen Staats- und Finanzmann herangetreteneD Aufgabe 
erinnern: die Herbeiftthrung einer gesunden finanziellen Zu- 
k u n f t u n d  die Feststellung dér U eb  e r g an  g s-M  a s s- 
r e g e i n  (Abschnitt XVI). lek wiederhole es: die s o f o r t i g e  
Herstellung des Gleichgewichtes in unserem Staatshaushalte 
betrachte ich als bare  Unmögl i chkei t ;  wer sie in Aussicht 
stellt, dér treibt, wissentlich oder nicht, politiscb-íinanzieilen 
Humbug. Sie ist unmöglicli, weil hiezu entweder die pflieht- 
massigen Leistungen verkürzt, oder den unerlasslichsten Lan- 
desbedürfnissen die Bedeckung entzogen, oder endlich die 
Steuerforderung-en ungcmein hinaufgeschraubt, oder gar allé 
drei Massnahmen gleichzeitig in Angriff genommen werden 
mlissten; erstere aber wáre dér juridische Bankerott, die zweite 
begriindete den staatlichen, die dritte den volkswirthschaft- 
lichen Bankerott. Was angestrebt werden soll, weil vernlinf- 
tigerweise nur das angestrebt werden k a n n, is t: d i e S i c h e- 
r u n g d e s  G l e i c h g e w i c h t e s  im S t aa t s vor ans ch l age  
dé r  Zu k u n f t ,  un d die B e s c h a f f u n g  dér Mi tte l, durch
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. w e l e h e f ü r d i e Z w i s c h e n z e i t d a s u u b e s e i t i g b a r e  
De f i z i t  b e d e c k t  we r d e .  Die „Zukunft“ will jedoeh 
keine Vertagung in nebelhafte Zeitferneu bedeuten; sie h a t 
m i t d e m  J a h r e  1 & 7 7  zu b e g i n n e n ,  Die dreijührige 
Zwischenzeit erachte ich ftír vollkommen ausreichend, um 
einegesunde staatsfinanzielle Lage herbeizufiibren, um nam- 
lich die in den vorangebenden Abschnitten geforderten Re­
formén und Massnahmen auf dem Gebiete dér Verwaltung, 
dér Rechtspflege, des Verkehrs und des Gesellschaftslebens 
nicht nur durebgeführt, sondern sie auch ihre Doppelwirkung 
in Herabminderung dér Ausnahmen und Steigerung dér Er- 
trágnisse Süssem zu sehen. Nur für die dreij&hrige Ueber- 
gangsperiode ist durch ausserordentliche Mittel — aus dérén 
Reihe ich jedoeh neues Schuldenmachen ausschliesse — für 
Bedeckung des Deflzits zu sorgen.

Unter dieseni doppelten Gesichtspuukt habén wir die 
Pflichtausgaben zu prlifen, welche wir (Abschnitt VI) auf 
122 5 Millionen Gulden ermittelten. Náher betrachtet, lassen 
sie sich in drei Gruppén vertheilen: a) Ausgaben, die sich 
weder heute noch von 1877 an herabmindern lassen, alsó im 
Gegenwarts- und im Staatsvoranschlage dér náchsten Zu- 
kunft ihre bisherige Höhe bewahren; b) Ausgaben, wo schon 
jetzt eine Herabminderung anzustreben und erreichbar ware; 
c) Ausgaben, die erst im Zukunfts- oder Normalbudget mit 
geringeren Ansátzen als die gegenwártigen eingestellt wer­
den können.

In die erste Gruppé gehört vor Allém die mit 4,724.691 fl. 
bezifferte Zi v i l l i s t e .  Sie ist durch G.-A. III: 1873 aufacht 
Jahre festgestellt. Eine Herabminderung seitens desSpenders 
ist nicht denkbar; sie könnte nur dér grossmüthigenlnitiative 
des Empfángers entstammen. Das ist kein Berechnungs-Ele- 
ment . . . .  Ein Aehnliches gilt von dem vertragsmassigen 
Beitrag (4,842.000 fl.) zu den Kosten dér a u t o n ó mé n  Ver- 
w a l t u n g  K r o a t i e n s  u n d  d é r  g e w e s e n e n Mi l i t í i r -  
g r e n z e ;  letztere namentlich, wo noch so Vieles zu sebaffen
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ist, dürfte unser Budget elier in s t e i g e n d e m  Massc in An- 
spruch nehmen, umsomehr, als durch das Zerschlagen des 
Grenzwaldergescháftes vorlaufig dér Hauptfond eutfallt, aus 
welchem die Zivilisirungsarbeiten dér Grenze bestritten wer- 
den sollten . . . Hieher gehört auch die G r u n d e n 11 a s tu ng s- 
6ebül d  (18,481.374 fl.), dérén durcb Tilgung zu Standé 
kommender Herabminderung Ubrigens die entsprecbende 
Herabrninderung des speziellen Steueraufschlages zu folgen 
hátte. . . . Macht zusammen 28,048.065 fl., — an 23 Procent 
des Gesammtbetrages dér Pfliehtausgaben, — welcbe im 
Gegenwarts- wie im Zukunftsbudget verbleiben.

In die zweite Gruppé, wo namlich sebon jetzt oder dooh 
fllr 1875 eine Herabminderung erreiebbar wáre, lásst sich 
eigentlich nur die Nr. 2 unserer Liste: Beitrag zu den ge- 
meinsamen Aus ga ben  (29,217,503 fl.) einreihen. Dér Bei­
trag ist gewiss sehr drückend, namentlich im Vereine mit 
dem noch höheren Ansatz flir die gemeinsame Staatsschuld; 
ich habé dies seit Jahren oft genug im Reichstage und in dér 
Presse betont. Sollte die Zukunft Gelegenheit bieten, diese 
Verháltnisse auf gesetzlichem und friedlichem Wege gründ- 
lich abzuandern: icb werde nicht dér Letzte sein, naeh meinen 
schwacben Kraften mitzuwirken. Heute jedocb, angesichts 
dér arg verfahrenen Finanzlage, ist ba l di gs t e  Hilfe nöthig. 
Um diese zu besebaffen, ist zu berticksicbtigen, nicht nur was 
möglicb ist; das Beantragte muss auch durchftílirbar, das 
heisst derart beschaffen sein, dass es auch unter den gégé­
ben en Verháltnissen die entscheidenden Faktorén fllr sich 
habén könne, auch seitens dér h e u t i g e n  Regi erű ng und 
dér h e u t i  gén  Majoritat annehmbar sei. Dieses Ziel und die 
hiedurch gebotene Selbstbescbránkung habé icb, um „prak- 
tisch“ zu bleiben, im ganzen Verlaufe dieser Studie unver- 
riiekt im Auge behalten. leli will dieser Richtung auch be- 
treffs der„gemeinsamen“ Ausgaben treu bleiben und darum — 
die Erörterung sowohl des 1867er Ausgleiches, als auch des 
viel diskutirten Kapitels ttber die stehenden Armeen und ibre
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Organisation ganz beiseite lassend — den Reduktious-Antrag 
in möglichst bescheidene Grenzen bannen. Dieses Minimum, 
welches in Anbetracht unseres Finanzjammers, glaube ich, 
unbedingt gefordert werden kann und muss, besteht darin: 
d a s s  d i e  u n g a r i s c h e  D e l e g a t i o n  i h r e n  s y s t e ma -  
t i s c h e n W i d e r s t a n d  g é g é n  d i e R e d u k t i o n s B e -  
s t r e b u n g e n  dé r  c i s l e i t h a n i s c h e n  D e l e g a t i o n  
a u f g e b e ,  s e l b e  v i e l m e h r  in d i e s e r  R i c h t u n g  
k r d f t i g s t  f ö r d e r e  u n d  un t e r s t i i t z e .  Geschieht dies, 
so wird das gemeinsame Ministerium seine ewigen Festungs- 
bauten, seine steten Neuerungen und Experimentirungen in 
dér Bewaffnung, Bekleidung u. s. w. nothgedrungen aufge- 
ben. Wird aber das gemeinsame Kriegsministerium hiezu 
vermocht, so dtlrfte es nicht schwer fallen, unseren Beitrag 
zu den gemeinsamen Kosten — namentlich wenn auch die 
auswártige Vertretung sparsamer organisirt wird, was leicht 
durchftíhrbar — um etwa a c h t  Mi l l i o n e n  G u l d e n  zu 
v e r mi n d e r n .

Diese Reduktion zu fordern und zu erwarten, berechtigt 
uns ganz einfacli dér Betrag, welchen die wirklich effektuir- 
ten ordentlichen Ausgaben des gemeinsamen Kriegsmini- 
steriums in den Jahren 1868, 1869 und 1871 erreichten: zu- 
sammen 62,150.000 fl., was einen Jahresdurchschnitt von
20,716.000 fl. ergibt. Selbst mit Einbeziehung des schwerer 
belasteten Kriegsjahres 1870 (28,355.000 fl.) stellt sich dér 
vierjahrige Durchschnitt nur auf 22,622.000 fl. Es folgt 
liieraus offenbar, dass auch, wenn dieser vierjahrige Durch­
schnitt als Norm festgestellt wird, sich vöm heutigen Ansatz 
6-6 Millionen] Gulden streichen lasst; die Reduktion kann 
8‘5 Millionen erreiclien, wenn dér Durchschnitt dér drei 
Jahre 1868, 1869 und 1871 als Norm genommen wird. Und 
warum sollte er’s n i ch t ,  angesichts unserer unbestreitbaren 
Finanzmisérc cinerseits, welclie Ersparnisse gebieteriseh 
lieiselit, dér Garantieu audererscits, welche die europíiischen 
Verhaltnisse und namentlich die auswartigen Beziehnngen
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nnseresHofesund unserer RegierUng gégén eine nahe Kriegs- 
gefahr bieten? Was sollen die steten Fttrstenbegegnungen 
und die ewigen feierlichen Betheuerungen des „gesicherten“ 
Friedens bedeuten, wenn sie nicht die Lasten des gewapp- 
neten Friedens wenigstens dór t ,  wo die Bevölkerung sicht- 
licb nnter derLast zusammenbricht,herabzumindern gestatten?

Wie scbon bemerkt: es geschieht mit Absicht, wenn icb 
imVerlaufe dieserStudie denParteistandpuukt und aucb die 
subjektive Ansicht mögliebst in den Hintergrund dr&nge. An- 
gesicbts dér betrlibenden und sofortige Aufbesserung erhei- 
schenden Lage des Staates kann es sich nicht in erster Reibe 
darum hátidéin: was eine gewisse Partéi für das Beste und 
Zweckmassigste erachtet, aucb nicht darum, was dér Einzelne 
wlinscht und anstrebt; es gilt das D ur ch f i i h r b a r e  zu er- 
mitteln, die Aushilfe, welche auch dann sich realisiren lásst, 
wenn vorláufig unsere politischen und Parteiverháltnisse 
keine oder nur eine unwesentliche Umgestaltung erleiden ...  
Vöm Parteistandpunkte aus bátte ich eine starke Herab- 
setzung dér gemeinsamen Armee zu Gunsten dér Honved- 
Armee zu fordern; wollte ich ilberdies meine subjektive An­
sicht zűr Geltung bringen, so hatte ich ttberhaupt gégén die 
stehende Armee — nach meiner Ueberzeugung einer dér föl- 
genschwersten Missstande dér Gegenwart — zu Gunsten dér 
Volksmiliz zu reklamiren. Aber, wie gesagt, um all’ das kann 
es sich jefzt nicht handeln.Es gilt, das „Mög'liche“ zu fordern. 
Werkann es aber chimárisch oder ttbertrieben schelten, wenn 
ich Angesichts unseresunverkennbarenFinanzjammers ganz 
einfach verlange, dass wir das Budget des gemeinsamen 
Kriegswesens wieder auf den Stand dér Jahre 1868—71 zu- 
rUckflihren? Sollte dies — was wahrscheinlich — einen 
schwacheren Prasenzstand nach sich ziehen ínilssen, so wird 
Ungarn d o p p e l t  zu gratuliren sein; fúr unsere volks-  
w i r t h s e h a f t l i e h e  Entwicklung ist es ein Gittek, wenn 
die Armee in geringerem Umfange die arbeitsftthigen Ele- 
mente dér Bevölkerung absorbirt.



XXVII.
In eine dritte Gruppé verwiesen wir jene Pflichtaus- 

gaben, welcbe vorláufig allerdings nicht reduzirbar sind, 
aber in das Zukunfts- oder Normal-Budget, oder vöm 
Jahre 1877 angefangen, mit einem minderen Betrage ein- 
gestellt werden könnten. Es verblieben uns fttr diese Gruppé 
folgende Posten: Pensionen (2,901.350 fl.), Kosten dér un- 
garischen Staatsanleben (16,678.292 fl.) und dér schweben- 
den ungarischen wie gemeinsamen Schuld (244.600 fl.), 
dér Beitrag zu den Kosten dér gemeinsamen Staatsschuld 
(31,286.009 fl.), endlich die Zinsengarantie fl1r Eisenbahnen 
(14,000.000 fl.). Macht zusammen llber fünfundsechzig Mil- 
iionen (65,110.251 fl.), oder ansehnlicli mehr als die Hálfte 
vöm Gesammtbetrage dér Pflichtausgaben.

Sucben wir vorerst mit den minder bedeutenden Posten 
in’s Reine zu kom mén. Zűr s c h w c b e n d e n  Sc hu l d ,  das 
beisst zűr zeitweiligen Ausgabe von Bons, Schatzscheinen, 
muss selbst in den bestgeordneten Staatsbausbaltungen zu- 
weilen gegriffen werden; ein völliges Verschwinden des be- 
zilglicben Postens aus unserem Staatsbaushalt ist demnach 
nicht so hald anzuhoffen. Aber ist einmal unser Staatshaus- 
halt in’s Gleichgewicht gebracht und die Valuta geregelt, so 
wird das ungarische wie das gemeinsame Ministerium das 
Auskunftsmittel dér schwebenden Schuld weniger haufig und 
in geringerem Umfange anzuwenden habén; eine Herabmin- 
derung dér betreffenden Jahresausgabe um die Halfte oder 
um beilaufig hundertundzwanzigtausend Gulden díirfte so- 
nach leicht durchführbar sein. Bezüglich dér P e n s i o n e n  
will ich die vor Jahren im Reicbstage angeregte Frage dér 
völligen Auflassungdesliberlebten Pensionswesens hier uner 
örtert lassen. Dessen Aufrechthaltung vorausgesetzt, ist es 
jedoch klar, dass in Folge einer in den vorangebenden Ab 
schnitten als unerlasslich uachgewiesenen erheblicben Her- 
abminderuug des Beamten- und Dienstpersonals — welche
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freilich wahrend dér Durchflihrungs- und Uebergaugsperiode 
eiue gewisse Abfmdungs-Summe beansprucben wird — die 
Pensionsansprilcbe bedeutend fallen miissen, indeni dann 
auf dér Pensionsliste die Absterbenden nicht durcli einen 
entsprechenden Nachwuchs ersetzt werden. Die biedureh er- 
zielte Herabminderung dér Pensions-Auslagen lásst sich von 
1877 ab auf zwanzig Procent des keutigen Betrages, oder 
auf 580.270 fl. veranschlagen. Maciit filr die beiden Posten 
rund ein Ersparniss von s i ebenhunde r t t ausend  Gulden.

Viel bedeutsamer ist und unbeugsam scbeiuen die Aus- 
gabsposten für die u n g a r i s c h e  und fiir die gemei nsame 
S t a a t s s c h u l d .  Eine s o f o r t i g e  Herabminderung ist hier 
freilich uudurchfiihrbar; im Zukunftsbudget steilt sie theils 
von selbst sich ein und ist ftir einen weiteren Theil ohne 
ilbergrosse Miibe erreickbar. Was die von selbst eintretende 
Herabminderung betrifft, so geniigt es daran zu erinnern, 
dass Zinsen und Amortisation vorwiegend in S i l b e r  ge- 
leistet werden miissen, somit durch die Koursdifferenz zwi- 
schen Banknoten und Silber nicht unwesentlick gesteigert 
werden. Wir glauben im Verlaute dieser Studie hinreichend 
nachgewiesen zu habén, dass die Gesundung unseres Staats- 
haushaltes nicht erreichbar ist ohne die griindliche Aufbes- 
serung unserer volkswirthschaftlichen Verhaltnisse, welche 
ihrerseits die Kegelung dér Valuta, die Herstelluug eiues 
normalen Geld- und Kreditwesens zűr Vorbedingung hat. Ist 
dics in den náchsten drei Jahren durchgefúhrt, — wie es 
durekgeflikrt sein muss ,  wenn wir die Behebung unserer 
Finanzmisöre aufrichtig wollen, — so entfállt natiirlich die 
durch das Ag-io veranlasste Ausgabenerhöhung, Das Agio 
wird heuer im Staatsvoranschlage nur mit 8 Prozent berech- 
net, gégén 10 Prozent im Jahre 1873 und 20 Prozent in den 
Vorjahren. Dieses nur acktprozentige Agio oder die Kosten 
fiir Beschaffung dér Silbennlinze ist im Budgetgesetze ein- 
gestcllt: bei den gemeinsamen Staatsschuldeu mit 954.080 fl., 
beim ungarischen Eisenbahn-Anlehen mit 372.01!) fl,, den
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Gömörer Obligationen mit 30.738 fl., beim 30-Millionen- 
Anlehen mit 151.936 fl., beim 54-Millionen-Anlehen mit
216.000 fl., endlich steilt sich dasselbe bei dér 76V2-Mii 1 ionén 
Anleihe, wenn wir gleichfalls acht Prozent berechnen, auf 
367.200A. Macht zusammen eine Ersparniss von (954.080 -j- 
1,136.893 = )  2,090.973 Gulden, die sich gewissermasseu 
im Zukunfts- oder Normal-Budget von selbst herausstellt.

Voraussichtlich fragt mán: ob denu die von dér Valuta - 
herstellung bei den Lasten dér u nga r i s c be n  Staatsschul 
den zu erwartende Ersparniss von 1,136.893 fi. nicht mehr als 
aufgewogen werden dürfte durch die Lasten neuer Anlehen, 
welche bis 1877 aufgenommen werden? ob’s namentlich zu 
umgehen sein wird, dass noch im Herbstel874 die zweite 
Halfte (76V2 Millionen Gulden) dér jtingst votirten Anleihe 
in Anspruch genommen und hiedurch alléin schon die Zin- 
senlast dér ungarischen Staatsschuld um weitere flinf Millio­
nen jáhrlich erböht wird? Das ist freilich nicht  zu umgehen, 
falls in dér bisherigen Weise fortgewirthschaftet wird, oder 
mán sich mit derhomüopatbischen Kur einer Herabminderung 
von drci bis vier Millionen Gulden an den Beamtengehaltern 
begnligt; jene Nothwendigkeit jedoch muss und kann ver­
mieden werden, wenn mán radikale Heilung anstrebt, speziell 
wenn fiir 1877 und fernerhin das Gleichgewicht im Staats- 
haushalte durch nachdrückliche Hebung dér Steuerfahigkeit 
gesichert, fiir die Bedürfnisse dér Uebergangsperiode aber 
durch ausserordentliche Operationen gesorgt wird. Mit Aus- 
nahme dér Anleihe, welche behufs Regelung dér Valuta be- 
nöthigt wird, dérén Kosten jedoch nicht durch das Budget 
zu tragen waren, dar f ,  ehe  u n s e r  F i n a n z w e s e n  v o l i­
s t á n  d ig in Or d n u n g  g e b r a c h t  ist ,  von e i n e r  
neuen  I n a n s p r u c h n a h m e  des  K r e d i t s  n i ch t  di e  
Re d e  sein;  sonst ist dem Staatskredit dér Gnadenstoss 
versetzt und die wirkliche Aufbesserung dér Finanzlage 
nahezu unmöglich gemacht. Die Ausgabe von 16,678.292 fl., 
mit welcher die ungarischen Staatsanlehen heute unser Bud-

7
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get belasten uud die durcli Wegfall des Agiozuschlages sicli 
auf rund 15^540.000 fl. berabmindert, darf souach wáhr end 
dé r  Uebe  r g a n  gsp er i  od e keinesfalls durcli neues Scliul- 
denmacheu erböht und nur mit diesem Betrag in deu Staats 
voranschlag fül- 1877 und weiterhin ilbernommen werdeu.

xxvm
leli sage absichtlieh: „wáhrend derUebergangsperiodea. 

Ich mag weder mir nocli Andern den blauen Dunst vorma- 
chen, dass, wenn wir durch dreijábrige Austrenguug unsern 
Finanzjammer gründlich gelieilt und das Gleichgewicht im 
Staatshaushalte hergestellt habén, wir — um den französi- 
schen Ausdruck zu gebrauchen — das Hauptbuck scbliessen, 
das heisst flir immer auf die Inansprucbnahme des Kredits 
verzichten können. Ungarn Lat auf maucben Gebieten des 
öffentliclien Lebens, besonderg im Unterrichts-, Sanitáts-, 
Verkekrs- und Gefángnisswesen noch Vieles nachzuholen, 
was unbestreitbar zu den S ta  atsaufgaben gehört; die be- 
züglicben Werke und Einrichtungen laesen sicb aueti im best- 
geordneten Staatshaushalt nicht immer aus den laufendeu 
Einnahmen bestreiten. D e r a r t i g e  Ausgaben sind tibrigens 
eher eine frucbtbringende Anlage als eine Belastung fiir’s 
Land, vorausgesetzt, — was unerlássliche Bedingung ist, — 
dass aucb hiefür dér Kredit nur d a n n  und in dem Masse 
in Anspruch genommen wird, als die naturgemáss steigenden 
Einnahmen die sichere Bedeckung för die neue Zinsen- und 
Amortisationsausgabe bieten. Darum rnuss vorgángig für 
die Beseitigung dér unntitzeu Ausgaben einerseits, fttr die 
Entwicklung dér Leistungsfáhigkeit andererseits gesorgt 
sein, und darum darf eine etwaige neue Inansprucbnahme 
des Kredits nur nacb vollstándiger Durcbflihrung dér Finanz- 
reform erfolgen. Lleberdies dtirfen wir künftighin, wenn liber- 
baupt, nur zu anstandigen, ertráglichen Bedingímgen bor- 
gen; diese aber wird mán uns nur dann gewahreu, wenn wir
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durcli die radikale Reform unseres Staatshaushalts-Unwesens 
das Vertrauen Europa’s, namentlich des Geldmarktes, rllck 
erobert habén werden.

Zűr Konsolidirung unseres Kredits ist aber noch eiu 
Zweites nötliig, wodurc-h gleichzeitig eiue weitere, viel bedeu- 
tendere Herabminderuug dér Zinsenlast für die ungarisclien 
Anlehen erreichbar.wird; das ist: d i e U m g e s t a 11 u n g u n- 
s e r e s  S t a a t s s c h u l d e n w e s e n s .  Ein barackeres dlirfte 
sich in Európa kaum finden. Wir habén bisher im Ganzén
— von den inzwischen erfolgten, nicht sehr erheblichen Til- 
gungen abgesehen — Sohuldscheine ausgestellt und hege­
lien im Nominalbetrage von 85,125.600 (Eisenbalm-Anleihe) 
-(- 30,000.000 (Pi amién-Anleihe) -)- 6,624.300 (Gömörer 
Obligationen) +  30,000.000 f  54,000.000 +  76,500.000
— 282,249.900 Gulden. Diese 2821/4 Millionen bilden aber 
nicht Eine Staatsschuld; als hátte mán geflissentlich die Zu- 
sammengeliörigkeit stören und die Uebersichtlichkeit un- 
ínöglich maciién wollen, derart kreuzen einander die Ver- 
scliiedenhciteu. Die letzte Anleihe z. B. ist eine 6prozentige, 
die Prümien-Atileihe trSgt gar keine Zinsen, die andern vier 
Anleihen tragen fiinf Procent; die Schnldscheine dér Eisen- 
bahn-Anleihe lauten auf 120 f l, jene dér Pr&mien-Anleihe 
auf 100 fl., die Gömörer Obligationen auf 150 fl., die dér letzten 
drei Anlehen auf Pfund Sterling; die Eisenbahn- und die 
Pramien-Anleihe sind rückzahlbar in 50 Jabren, die Gömö­
rer Obligationen in 401/<i  Jahren, die 1871er in 32, diel872er 
in 30 Jahren von 1875 angefangeu, endlich die 1873er in 
fHnf Jahren! Eine buntscheckigere Musterkarte liesse sich 
schwer ersinnen.

Es bekundet auch dies den schreckenlosen Leiehtsinn 
oder die unverzeihliche Naivetat, mit welcher unsere Staatg- 
finanz-Operationen geleitet werden. Wer halbwegs den Geld- 
markt kennt, wird einsehen, dass diese vielseitige Bunt- 
scheckigkeit alléin hinreichen würde, um den ungarischen 
Staatsschuldschein zum schwerfalligsten und ungesuchtesten

7*
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Papiéi- zu maciién. Jedesfalls hat sie ihr gut Theil zu dér 
steigenden Verschlimmerung unseres Kredits und zűr Ver- 
theuerung unserer Anlehen beigetragen. Dem kann und muss 
abgeholfen werden d u r c h d i e U m g e s t a l t u n g u n d U n i -  
f i z i r u n g u n s e r e r S t a a t s s c h u l d e n .  Habén wir einmal 
Európa durcb T h a t é n  die Ueberzeugung beigebracht; dass 
wir anstandig und vernünftig zu wirthschaften wissen, dass 
wir in staatsfinanzieller Beziehung lebensfáhig sind, dann 
wird unser Kredit sicb dem Kredit anderer verfassungsm&s- 
siger, lebensfahiger und zukunftsreicher Staaten mehr weni- 
ger gleicbstellen; maii wird unter normalen Verháltnissen 
aucb dem ungarischen Staat zu 4 bis 5 Procent effektiv 
borgen. Dieser Moment muss ungesaumt zűr K o n v e r s i o n ,  
oder zűr Umwandlung unserer vielgestaltigen Sebulden in 
eine einbeitliche Schuld, die nur Eine Art von Scheinen, 
Einen Zinsfuss und Eine Amortisationsdauer kenut, benlltzt 
werden. Die Konversion hat selbstverstandlich dem Gláubi- 
ger geg-enüber eine f r e i w i l l i g e  zu sein; cs muss ibm 
namlicb freigestellt sein, das Kapital zurückzufordern oder 
es dem Staate unter den neuen Bedingungen weiter zu be- 
lassen. Betreffs dér Ausführungsweise bietet die moderné 
Finanzgeschicbte eine reiche Auswahl von Yorbildern. Wird 
die Operation im r echt en  Augenbl i cke  von dem recb- 
t en Ma n n e i n  Angriff genommen, so dttrfen die 225 Milli- 
onen, welche auf die sechs Anlehen wirklich in den ungari­
schen Staatsscbatz eingeflossen, uns an Zinsen und Amorti- 
sation fernerbin nicht über 5 bis5’/2 Procent jahrlich kosten, 
somit zwiscben 11,200.000 und 12,375.000 Gulden. Setzen 
wir rund zwölf Millionen, so ergibt dies ftir das Normál- 
budget eine weitere Erspamiss von v i e r t ha l b  Mi l l i onen 
Gulden an den Jabreskosten dér ungarischen Staatsschuld.

Die Operation ist, wie gesagt, nur dann durchführbar, 
ist es dann aber obne grosse Scbwierigkeit, wenn die Reform 
unseres Finanzwesens zűr Wirklichkeit geworden und Eu­
rópa sicb von unserer aufrichtigen Umkebr zum vernünftigen



Staatshaushalten iiberzeugt hat. Vor 1877, frübestens 1876, 
ist demnach an die Operation nicht heranzutreten; eine Erör- 
terung dér Ausfuhrungs-Einzelheiten wáre sorait vörzeitig. 
Ich will nur zűr Beruhigung dér Skeptiker, welche die Ope­
ration undurchfithrbar finden und den Antrag als chimárisch 
verschreien dürften, au die englischen Prítzedentien erinnern. 
Unter dem Drucke dér Kriege des ersten französischen Kaiser- 
reiches hattc Grossbritannien nicht nur mit Hilfe des Zwangs- 
kurses die Bauknotenpressen ausserordentlieh in Anspruch 
genommen, soudern auch seine Staatsscliuld ura den riesigen 
Betrag von 601,000.000 Pfund Sterling (über s e c h s Mi l l i -  
a r d e n  Gulden österr. Wáhr.) vermehrt; wenige Jahre nacli 
Wiederherstellung des Weltfricdens und sobald die Valuta 
wieder geregelt war, wurde zűr Konversion geschritten: 
die 5prozentige Staatsschuld wurde 1822 in eine 4pro- 
zentige, 1830 in eine 31/2prozentige, endlich 1844 in eine 
Bprozentige umg-ewandelt und hieinit die Zinsenlast ura 10 
Millionen Pfund Sterling ( =  100 Millionen Gulden!) jahrlich 
vermindert. Nur Ein Beispiel nocli aus Frankreichs Finanz- 
geschichte. Die vora Fiuanzminister Achille Fould im Jahre 
1852 unternoramene Konversion dér Sprozentigen Renten 
scheine in 472prozentige, hat die jahrliche Zinsenlast dieses 
Theiles dér französischen Staatsschuld um 17,566.401 Franks 
vermindert, sonach in den seitdem verflossenen zweiund- 
zwanzig Jahren dem französischen Staatsschatz eine Erspar- 
niss von 386,460.822 Franks eingebracht!

Den Einwand — mán hat ihn mir schon betreífs ande- 
rer Pnnkte diesel- Studie entgegengestellt — sebe ich vor- 
aus: „Ungarn ist nicht England, nicht Frankreich." — Ge- 
wiss nicht, und hat wenig Aussicht es zu werden, so lángé 
gewisse Blatter es beinahe als Hochverrath brandmarken, 
wenn mán Vorgánge aus fortgeschritteneren Landern un- 
serem Lande zűr Nacheiferuug vorzufuhren wagt. Ich mag- 
die sonderbare Anscliauung hier keiner allgemeinen Beur- 
theilung unterziehen. Auf unseren speziellen Fali mich be-
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schránkend, antworte ich : Aber Ungarn’s Staatsschuld zahlt 
auch noch nicbt nach M i ] ] i a r d e n, wie die Staatsscliulden 
England’s und Frankreicb's; aber Ungarn zahlt heute trotz- 
dem nicht 4—5 Prozent wie letztere Staaten, sondern 7 —10 
Prozent; aber wir verlangen aucb für Ungai'n kein Herab 
gehen auf 3—4 Prozent, sondern bleiben gerne bei 5—6 
Prozent stehen, was bereits die Zinsenlast unserer National- 
schuld um den vierten, wenigstens den fünften Theil berab- 
mindern wlirde.

Ob eine áhnliche Operation nicbt auch beztiglich un- 
seres vorer.st auszuscbeidenden Antbeiles an dér g em e in ­
gámén  Staatsschuld durchzuführen ware? . . . .  Die Opera­
tion ist komplizirter und gehört jedesfalls einer etwas fer-  
n e r e n  Zukunft an, die wir hier nicbt in Betracht zieben 
wollen, Wir habén mit u n s e r e r  Zeit gentigend zu thun!

XXIX.

Von den Pflichtausgaben unseresBudgets bleibtnur noch 
die Z i n s e n g a r a n t i e  fiir Ei senbahnen  (14,000.000 fl.) 
zu berltcksichtigen Gewiss eines dér beikelsten und unlieb- 
samsten Kapitel unserer modernen Staatsannalen. Kaum 
habén auf einem anderen Gcbiefc des öffentlicben Lebens 
die Ueberschátzung dér eigenen Kráfte und die Missachtung 
dér realen Verbáltnisse, die Planlosigkeit im Entwerfen, er- 
scbwert durch grenzenlosen Leicbtsinn im Ausführen, sich in 
solchem Masse geltend gemacbt. Die Folgen sind denn aucb 
ausserst fühlbar; unserer liberális kostspieligen Eisenbahn- 
politik gebiihrt dér nicht beneidenswerthe Löwenantheil an 
dér Herbeiflilirung des beutigen Finanzjammers im Staats- 
haushalte. Allerdings habén wir es dér in dieser Richtung 
entfalteten fieberhaften Thatigkeit zu verdanken, wenn in 
den sechs Jahren von 1868—1873 die Betriebslánge unserer 
Eisenbahnen sich beinahe verdreifacht hat: 836’49 Meilen 
Ende 1873 gégén 2954)8 Meilen Ende 1867. Die Zeit ist je-
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doeh vorüber, vvo dér Bahnbau als ein absoluter Gewinn be- 
trachtet wurde und die Bahnlánge fllr den sichersten Mass- 
stab des wirthschaftlicben Fortscbrittes und Gedeihens galt. 
Aucb hier darf nicht blos gcmessen, es muss gerecbnet und 
gewogen, anders gesagt: den Verhaltnissen Recknung getra- 
gen werden. Es ist immer zu beriicksichtigen: Was kosten au 
sicb die Bábuén? Was kosten sie mittelbar durcb andevweitige 
Schadigung? Was sind sie wertk, das beisst nutzbriugend?

Auf erstere Frage antwortet nur zu eindringlich die 
Finanzlage des Tages. Aucb die zweite lasst sicb nicbt be- 
friedigend beantworten; dér Uebereifer für den Schienen- 
strang Hess und lasst uns die Landstrassen vernacblassigen,
— die sicb heute in schlechterem Zu standé befinden als unter 
dem absolutistiscben Regiment; ebenso die Wasserstrassen
— welche sicb mehr durcb ikre verheerenden Austretungen, 
als durcb ibreTransporttbatigkc.it geltend machen. Was die 
dritte Frage, den staats- und volkswirthschaftlichen Nutzen 
oder Werth dér Eisenbahnen betrifft, so bcging mán den 
naiven Yerstoss: für unbedingte Wabrheit den nur bedin- 
gungsweise ricbtigen Satz zu nehmen, wornacb die Eisen- 
babn sicb selbst den Verkckr schaíft oder grosszieht. Aller- 
dings, aber nur in Landern oder Gegenden, wo die Vorbe- 
dingungcn einer lebhaften Verkehrsentwicklung gegeben 
sind: Arbeitskraft und Arbeitslust, Kap ital, Kredit, Intelli- 
genz, ciné rationelle Yerkebrsgesetzgebungí-gesiclierte Be- 
zugsquellen und Absatzmítrkte. Wo all’ das fehlt und auch 
nicbt bescbafft. wird — wie bei uns — da werden die 
Schienenstrange oft genug nur Notb und Noth einander 
náher bringen und sie potenziren.

Dieses beredte Ergebniss unserer da nutzlosen, dórt 
verfehlten, anderwarts übertheuerten Babnbauten gelangt 
zűr drastischen Anschaulichkeit in den jüngst im Kommuni- 
kations-Ministerium versucbten Gegentiberstellungen dér 
Betriebspreise und dér Betriebs-Selbstkosten. Die (vorláu- 
fig noch handschriftlichen) Zusammenstellungen babén zűr
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Gruudlage den Transport des Jalives 1872, und umfassen 
neben den eigentlichen ungarischen Staatsbahnen (nördlicben 
und südlichen) acht mit staatlicher Zinsengarantie versehene 
Linien. Dazeigtsich z. B.; dass beijedem Z e n t n e r  Waare, 
den sie befördern, die Arad-Temesvárer, die West- und die 
Alföldbahn 2 ll 2 Kreuzer und darüber per Mei l e  zus e t zen;  
die Ostbahn, die Nordostbahn und die Kaschau-Oderberger 
Uber 3 Kreuzer; die Staatsbabn sehlágt sich auf ihren nörd- 
lichen Linien mit einer Einbusse von 0'48 Kreuzer per Zent- 
nermeile durch, wáhrend die südliche Linie eine Einbusse 
von 2 Kreuzern und darüber aufweist.

Bei dem Waarenverkehr mag die Einbusse sich zum 
Tlieil aus den zu niedrigen Tarifen erklaren; beim Personen- 
verkehr jedoch sind die ungarischen Staatsbahnen so theuer 
als die österreichischen Bahnen (36, 27 und 18 kr. per 
Meile für Keisende dér 1., 2 und 3. Klasse), die Kompagnie- 
Bahnen wesentlich theuerer (40, 30 und 20 kr.). Trotzdem 
v e r l i e r e n  letztere per Meile an jedem Beisenden erster 
Klasse zwischen 38 kr. (Ostbahn) und fi. 5.44 (Nordostbahn), 
an jedem Reisenden zweiter Klasse zwischen J kr. (Erste 
Siebenbürgische) und 56 kr. (Nordost); erst die dritte Klasse 
beginnt, wenigstens bei einigen Bahnen, lohnend zu werden. 
Letzteres gilt keineswegs von den eigentlichen Staatsbahnen, 
welche diesbeztiglicb die überraschendsten und trübsten Er- 
gebnisse bieten! An jedem Reisenden erster Klasse ver l i e r t  
dér Staat per Meile: auf dér nördlichen Linie 60 kr., auf dér 
südlichen gar fl. 4.82! Wer z. B. von Pest nach Rutka (41 
Meilen) in erster Klasse fáhrt, z a h l t  (41 X 36—) fl. 15.76 
an die ungarisch nördliche Staatsbahn, die aber ihrerseits 
aus Eigenem weitere fl. 24.60 z u z u s c h i e s s e n  hat, um die 
Selbstkosten dér Beförderung zu decken; reist Jemand von 
Zákány nach Agram ( 1 Meilen), so zahlt cr an die un- 
garisch-südliche Staatsbahn (1372X 36=) fl. 4.86, die aber 
ihrerseits aus Eigenem weitere fl. 65.07 zuschiessen muss! 
Die Beförderung dieses Reisenden auf dér kurzen Strecke
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kostet an 70 fl., wozu er 1/ l i , dér Staat die andcrn ,3/u  bei- 
trágt! Diese riesigen Opfer, welche selbst die reielistdotirte 
Unternehmung rasch ruiniren müssten, sollen „höheren“ 
Zwecken gebracht sein. Werden diese auch erreicbt? Die 
nördliche Staatsbahn will Ungarn direkt mit dem dentscben 
Norden in Verbindung setzen; nichts geschieht jedoch, um 
sic konkurrenzfíthig zu machen und ihr den Verkehr zuzu- 
wenden. So hat diese internationale Linie (Pest-Rutka-Oder- 
berg) überhaupt keinen Eilzug, nur Einen Postzug, wahrend 
zwischen Wien-Oderberg tSglich Ein Eilzug und zwei Post- 
ziige verkehren, die Reise in 6 Stunden 50 Minuten zurttck- 
gelegt werden kann, welche auf dér nur 3*/2 Meilen langeren 
Strecke Pest-Oderberg 14 Stunden 15 Minuten beansprucht! 
Die Bevölkerung dér gesammten Gegend von Pest aufwarts 
gégén Pressburg, ebenso des Südwestens gewinnt bedeutend 
an Zeit und Bequemlichkeit, wenn sie iiber Gánserndorf, 
bezüglich Wien, anstatt iiber Pest nach Oderberg (Breslau, 
Berlin u. s. w.) reist; auch dér ungarische Südosten und mit 
ihm die ganze untere Donaugegend findet es vortheilhafter, 
Dank dér mangelhaften Organisation des spezifisch-ungari- 
schen Netzes, fúr Reise und Transport die Route Temesvár- 
Czegléd-Pest-Ganserndorf Oderberg als die bedeutend ktlr- 
zere Linie Temesvár-Arad Szolnok-Hatvan-Oderberg zu be- 
nützen, zum grossen Nachtheil dér ungarischen Staats- und 
Garantiebahnen . . . Die südlichen ungarischen Linien sollten 
uns, namentlich im Gegensatz zűr östeiTeichischen Südbahn, 
den direkten Verkehr mit dem Meere überliefern und Fiume’s 
Zukunft sichern; wir habén dafrir Millionen und Millionen 
auf die Karlstadt-Fiumaner Linie geopfertund dér Fiumaner 
Hafen wird dér Millionen noch manche verschlingen. Wer 
wird aber behaupten, dass das Ziel erreicht sei, so lángé die 
Südbahn von Zákány nach Barcs, von Agram nach Sissek, 
von Agram nach Karlstadt ihre Linienfragmente zwischen 
die ungarischen Südbahnen einkeilt und diesen dadurch jede 
Selbststándigkeit und die Aktionsfreibeit benimmt?



lOfi

Ich kann nach dem Vorsteheuden micli keineswegs dér 
optimistischen Auffassung anschliessen, nach welcher in den 
vierzetin Millionen Gulden des diesjáhrigen Budgetgesetzes die 
Zinsengarantiebelastung ihren Höbepnnkt erreicbt hbtte und 
fortan sinken müsse. Es wird hiefnr geltend gemacht, dass 
nahezu sámmtliche garantirtc Linien bereits dem Betriebe 
übergeben sind. Allcrdings, aber hiénáit sind da nach Bau 
und Betrieb kostspieligere, dórt nach ihrer Richtung ungün- 
stigere Strecken in die Gesammtbevechnung eingezogen; was 
diese durchaus niclit freuudlicber gestaltet. Die Ostbahn z. B. 
liatte 1872 bei einer BetriebsláDge von 53'25 Meilen cinen 
Garantiezuschuss von 1,666.619 fl. beansprucht; im Laufe 
des Jahres 1873 sind weitere 26 50 Meilen dem Betriebe 
ilbergeben, und fttr die nun fást vollstandige Linie ist dér 
zweifache Betrag (2.903.847 fl.) als Zinsengarautie gefordert 
worden! Das Gesammtnetz dér ungarischen Betriebsstvecken 
hat sich im Jahre 1873 urn 130 Meilen oder über achtzehn 
Perzent verlángert, und es hat demungeachtet (undtrotz dér 
wahrhaften „ V b 1 k er w an d erű ngLi, welehe die Weltausstellung 
gcrade in Ungarn hervorgerufen hat) dér Personenverkehr 
sich nur ura 10 Perzent gehoben, dér Frachtenverkehr sogar 
um 10,000.000 Zentner vermindert! Es thuen’s eben nicht 
die Schienenstrünge alléin, wenn die VorbedinguDgen einer 
lebhaften Verkehrsentwicklung fehlen und das Erforderliche 
zűr Herbeiführung einer solcheu unterbleibt!

Ei nebal di ge  Herabminderung des bezUglichcn Budget- 
postens halté ich daher fúr nahezu unmöglich. Für das Zu- 
kunfts- oder Normalbudget aber lassf eine Herabminderung 
sich anstreben. In erster Reihe entfallen, ist einmal die Va­
luta geregelt, etwa 1.100.000 Gulden, um welchc die eigent- 
liche Leistung des Staates heute dureh die Kosten dér Silber- 
beschaffung erhöht wird. Ferner werden die Einnahmen dér 
Bahnen sich hőben, folglick dér erforderliche Staatszuschuss

XXX.
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sich entsprechcnd heiabmiudern. wenn durcb die im Laufe 
diesel' Studie erörterten Massnahmen fttr eiiie gesunde volks 
wirthsehaftlicbe Fortentwicklmig uud damit uatürlich für 
die Hebung des Transportverkehrs gesorgt wird. Aberneben 
dicsen mittelbaren Einwirkuugeu erfordert die Abschwácbung 
jenerLast solche Massnahmen, die unmi t t e l ba r  dasEisen- 
bahnwesen treffen.

Die begangenen Fehler und Siinden lassen sich nicht 
mehr allé gutmachen, namentlick nicht jener Missstand, dass 
wirungemein theuer gebaut habén. Wir babén Linicn, dérén 
Bau fiber 1,200.00011 per Meile gekostet (Kaschau-Oderbcrg); 
die Erste Siebenbiirgische Babn kostete iiber 900.000 fl.; die 
Recbnuugen dér Ostbahn uud dér Karlstadt-Fiuinaner Bábu 
sind nocb nicht geschlosseu; sic werdeu den grossen Durch- 
sebnitt dér ungariseben Staats- und garantirten Babnen wohl 
auf 950.000 fl. Baukosten per Meile bringen. Was, ne ben 
dem Mangel an Erfabrung und an fachmánniscken Kráften, 
die ausserordentliclie Vertbeuerung unserer Bahnbauten ver- 
anlasst hat, mag bier unerörtert bleiben; die Ostbahnfragc 
z. B., welche letzterer Zeit im Reichstage uud in dér Presse so 
viel Staub aufgewirbelt, hat auf jenen heiklenPunkt manches 
unliebsame Schlaglicht geworfen. Wir wollen unsererseits bis 
zu Ende die Objekti vitát bewahren, dérén wir uns bisher be- 
fleissigt, und deshaib auch in dér Eisenbabnfrage uns auf die 
Ermittlung dér T b a t s a c h e n  beschránken, ohne ihre Ge- 
ne s i s  zu schreibeu. DieTbatsache hier ist, dass die subven- 
tionirten Bahnen im Durebschnitt 950.000 fl. per Meile Bau­
kosten habén werden. Das erfordert zűr 5prozentigen Ver- 
zinsung des Baukapitals ein r c i n e s  Betriebsergebniss von 
47.500 fl. jahrlich per Meile, — was aucb die bestsituirtc 
ungarische Bahn, die Theissbahn, kaum erreicht. . .

So muss denn wenigstens, wenn wir nicht unter dér Last 
erliegen wollen, aus alléi Ki aft. dahin gewirkt werden, dass 
die Betriebsorganisation verkehrsfordernd, aber auch nicht 
zu kostspielig sei, und derarf die Rnh-wie dje Reineinnahme



108

dér Bahnen möglichst gesteigert werde. Das Eine wie das 
Andere ist aber geradezu unerreichbar bei dér heutigen Ge- 
staltung unseres Bahnnetzes. Ende 1873 waren im Betrieb 
836’49 Meilen, davon entfielen 115 88 Meilen auf die Oesterr. 
Staatseisenbahn und 106'14 Meilen auf die Südbabn; ver- 
bleiben somit als eigentlicb ungarische (Staats- und Kom- 
pagnie-Bahneu) 614 47 Meilen, und diese vertheilen sicb 
auf nicht weniger als s ec l i zebn Bahnen! Wir könnten 
auch s i e b z e h n  sagen, da die südliehen und die nördlichen 
Linien dér ungarischen Staatsbahnen je  einen gesonderteu 
Komplex bilden. Wie könuen Linien von durchschnittlich 
so beschránktem Umfange die Kosten eines Generalstabes 
und einer gesonderteu Verwaltung vertragén, namentlich bei 
uns, wo Derartiges immer aufs Kostspieligste eingerichtet 
wird ? Wie kann andererseits bei einer solchen Zersplitte- 
rung des Betriebes von leichtem und rascbem Verkehr die 
Rede sein?

Diesem Missstaud muss im Interessé des Verkehrs wie 
des Staatsschatzes rasch und grtindlich abgeholfen werden. 
In Frankreicb wurde im Jabre 1852 aus gleichem Grunde ein 
Halbhundert Babnunternebmungen in secks grosse Kom- 
pagnien versclimolzen; Aebnliches wird in England durcli 
Ganz- und Halbfusionen angestrebt. Das hat auch bei uns zu 
gescbehen; nur sclieint mir unter unseren Verháltnissen die 
möglichste Anlehnung au das b e 1 g i s c h e System geboten, 
wo d é r  S t a a t  b e b u f s E r g a n z u n g  des  e i ge ne n  Be­
t r i e b e s  s i cb zum Bet  r i e b s p a c h t e r  von Kompagni e-  
B a h n e n  macht .  Bis unterganz anderenstaats- und volks- 
wirthschaftlichen Verháltnissen die gr t t nd l i che  Umgestal- 
tung unseres Eisenbahnwesens durchgeführt werden kann 
(auf die náher einzugehen vorzeitig ware), muss wenigstens 
grössere Einheit im Betrieb durcli die K o m m a s s a t i o n  
angestrebt und die 16 bis 17 Bahnlinien in vier, höcbstens 
fünf Komplexe zusammengelegt werden; ein weiterer be- 
deutsamer Schritt nach vorwarts war’s, wenn dér Staat selbst
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die eiiie oder die andere, oder auch die eine oder andere 
dieser Gruppén vo r l a u f i g  in Pacht nahme. Sind wir ein- 
mal verpflichtet, auf dem Wege dér Zinsengarantie die Lasten 
dieser Bahnen zu tragen, so ist es in jeder Beziehung viel 
vortheilhafter ftir die Bevölkerung wie für deu Staat, wenn 
letzterer den Betrieb unmittelbar leitet.

Sind in dieser Weise die ungarischen Linien konkur- 
renzfábiger gemacht dér Oesterreichischen Staatsbabn und 
dér Südbahn gegenüber, sind Verwaltung und Betrieb rascher, 
rationeller und weniger kostspielig geworden, und wird 
gleichzeitig durch die allgemeine volkswirthschaftliche Ént- 
wicklung ftir die Hebung dér inlándischen Transportthátig- 
keit, durch die endliche Bewerkstelligung dér vielverlian- 
delten Anschltisse in den untern Donaugegenden für die 
Steigerung des internationalen Transportes gesorgt: dann ist 
auch unserer staatsfinanziellen Eisenbahn-Misére abgeholfen. 
leli halté wenigstens meinerseits die Annahme durchaus nicht 
für optimistisch, dass unter diesen Voraussetzungen n a c h  
drei  wei t ereu J a l i r en ,  alsó von 1877 an, die ungarischen 
Bahnen in ihrer Gesammtheit jenes durchsehnittliche Rein- 
ertragniss liefern, welches die ungarischen St aa t sbahnen 
(nördliche und südliche zusammengehalten, welch’ letztere 
mit starkem Defizit, arbeiten) schon v o r d r e i  J a h r e n  er- 
reicht hatten: dasselbe stellte sicli ftir 1871 auf 80.074 fl. 
Mit diesem Ertrágniss aber decken die tTnternehmungen zwei 
Drittheile dér Vcrzinsung ihres Kapitals; die Staatsgarantie 
hat für das letzte Drittel aufzukommen, was bei einem garan- 
tirten Kapital von beilaufig 350Millionen (dér Bahnen, welche 
die Garantic in Anspruch nehmen und die in Aussicht ste- 
henden Nachforderungen inbegriffen) nur eine Belastung von
5,833.000 fl. ergibt. Setzen wir selbst, dass auch nach 
Durchführung dér beregien Massnahmen dér Betrieb vorers  t 
nur die I l a l f t e  des Zinsenbedarfes aufbringt, so stellt sich 
dér geforderte Staatszuschuss für 1877 und weiterhin immer- 
hin nur auf 8,750.000 fl. Das ergibt, von dér Agiofrage ganz
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abgesehen, eine Ersparniss von 5‘/4 Millionen Gulden gégén 
die lieute auf vierzehn Millionen Gulden geschátzte Belastung.

XXXI.
Wir hátten hiemit die Liste dér E r s p a r n i s s e  er- 

schöpft, welche im ungarischen Staatshaushalte ani Nor- 
malbudget, das mit dem Jahre 1877 in’s Leben zu treten 
hat, theilweise auch früher schon zu erzielen wáren. Sie 
lassen sich — wir légén hierauf ein Hauptgewicht. — ohne 
Schadigung des öffentlichen Dienstes dnvcbflthren, das heisf-'t 
ohne das* einem wirklichen Landesbedlirfniss die gebtih- 
rende Benicksichtigung und Deckung entzogen wird; im 
Gegentlieil habén die meisten dér beantragteu Streichungen 
s o 1 c li e Operationen und Massnahmen zűr Voraussetzung, 
die, auch abgesehen von dem uumittelbarangestrebten staats- 
iinanziellen Ergebniss, aus vielfachen anderen Rttcksichten 
dringendst zu empfehlen waren; so die Verwaltungsreform, 
die Regelung dér Valuta und die Selbststándigmachung des 
ungarischen Geld- und Kreditwesens, die Reorganisation des 
Staatsschuldenwesens, die gründliche Umgestaltung des 
Eisenbahnwesens. Mehr noch: all' diese Massnahmen, auf- 
richtig angefasstund verstándig dnrchgeführt, werden, indem 
sie auch die v o l k s w i r t h s c h a f t l i c h e  Entwicklung des 
Landes nachdrücklich fördern, mit dem Wohlstande dér Be- 
vülkerung auch dérén Leistungsfáhigkeit, ferner durch die 
gehobene Verkehrs- und Konsumtions-Thátigkeit auch die 
Steuerertragnisse steigern,somit gleichzeitig vermi ndernd 
auf die S taatsausgaben und vermehrend auf die Staats- 
e i n n a h m e n  wirken . . . .

Wir habén es bereits an geeigneter Stelle betont, dass 
wir vorlaufig n u r in diesel -  Weise eine Erhöhung des 
Staatseinkommens flir wUnschenswertliund möglich crachten, 
indem wir, uuter den gegebenen volkswirthschaftliehen Ver- 
háltnisscn und so lángé diese nicht eine gründliche Aufbes- 
serung erfahreu habén, die Einführung neuer Steuern oder
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die Erhöliung dér vorhandcnen Steuern nicht flir zulássig 
haltén; die Bevölkerung Ungarn’s im Grossen und Ganzén ist 
im Verhkltniss zu ihrer heutigeu Leistungsfáhigkeit genligend 
belastet, wo niclit gar überbiirdet, und könntc namentlicli 
jeder neue Steuerdruck, welcher die schaffende und erwer- 
bende Thatigkeit trafe, nur die nachtheiligsten Folgen ftir 
unsere volkswirthschaftlichc Entwicklung, mittelbar fttr un- 
sere staatsfinanzielle Gesundung, nach sich ziehen. Aus dieser 
Begrlindung folgt, glaube ich, von selbst, dass ich durchaus 
Nichts einzuwenden habé gégén j ene  Erböhung dér Steuer- 
ertrágnisse, welche dadurch erzielt wttrde: erstens, dass eine 
vorhandene Steuer, ohne Erhöliung des Steuerfusses, strenger 
durchgefiihrt und dadurch besser ausgeutltzt wird; oder dass 
zweitens neue Steuern eingefilhrt würden, welche in keiner 
Weise die Erwerbsthátigkeit direkt. trefí'en und die ilberdies 
nur dórt fordern, wo unverkennbar Opferföhigkeit und Opfer- 
willigkeit vorhauden sind.

In die erste Kategorie gehört die eben unter reichstág- 
liclier Verhandlung beíindliclie Reform dér  Grunds t euer .  
Inwiefern das in Aussicht gestellte Mehreinkommen von 
S'/a bis 4 Millionen Gulden dadurch erreicht wird, dass 
Grundstticke, welche bisher dér Besteuerung entgiugen 
oder zu niedrig eingeschátzt waren, dem Gemeinrecht, das 
heisst dem legalen Steuerfuss unterzogeu werden, ist die 
Massnahme entschiedeu zu biliigen; sie hatte sich, schon vöm 
Standpunkte dér Gerechtigkeit aus, auch d a n n  empfohleu, 
wenn sie niclit durcli die Finanznoth so dringend empfohleu 
worden wáre. Zu bedauern bleibt nur, dass dér zu erhof- 
fende finanzielle Gewinn auf Jahre hinaus vernichtet wird 
durch die gleichzeitig votirte Katastralaufnahme Ungarn’s. 
Die Dauer dieser Operation istaufseehs Jahre berechnet und 
die Regierung veranschlagt dérén Kosten auf zwölf Millionen 
Gulden. Die Erfahrungen des Auslaudes gestatten keineu 
Zweifei dariiber, dass betreffs dér Dauer wie dér Kosten dér 
Voranschlag weit iiberschritten wird; sie zeigen aber auch,
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dass im Grossen und Ganzén dér praktische Nutzen diesel' 
langwierigen und kostspieligen Operation sehr hinter ihrer 
theoretischen Bedeutung zurückbleibt. . . . Wir sind aber 
heute oifenbar nicht in dér Lage, theoretischen Liebhabereien 
Millionen undMillionen zu opfern. Die Idee dér Katastralauf- 
nahtne Ungarn’s gehörte denn auch jener Zeit an, wo wir uns 
in jeder Beziehung deu weitgehendsten Luxus gestattet 
glaubten und die leitenden Kreise eine heilige Scheu vor dera 
Rechnen hatten; die Vorlage ist, unter ganz geánderten Ver- 
baltnissen, im Reicbstag ueulichst zűr Verhandlung und An- 
nahme gelangt, offenbar nur, weil die Regierung unter dér 
seit Monaten audauernden Kabiuetskrisis, die flir die Herbst- 
Winter-Saison versprochenen politisehen Vorlagen (Wahlge- 
setz, Oberhaus-Reform, Kirchenfrage u. s. w.) nicht einbrin- 
gen mag und mán die versammelten Landesvater doch be- 
schaftigen wollte. Ein Zeitvertreib, dér uns 15 bis 20 Milli- 
oneu kosten kann, und das gerade im Momente, wo allé Welt 
auf Ersparnisse dringt. Auch bezeichnend!

Wir stellten in zweiter Reihe als zulassig auch die neuc 
Steuer kin, wenn sie nicht den Verkehr unmittelbar trifft und 
nur vöm Ueberflüssigen einen Bruchtheil főidért. Mit anderen 
Worten: die L u x u s s t e u e r .  Ihre Einfülirung ist letzter 
Zeit auch bei uns vielfach befürwortet worden. Sie liisst 
allerdings — weil sie nur die Wohlhabenheit trifft und es bis 
zu cinem gewissen Grade vöm freien Willcn des Einzelnen 
abhangtj dér Steuerpflichtigkeit ja  oder nicht zu unterliegen 
— sicli auch dórt anwenden; wo dér M as se dér Steuer- 
pílichtigen, wie in Ungarn; ne ue  Lasten nicht gutaufzulegeu 
wareu. Aberaus dieser BegrUndung dér Luxussteuer scheint 
mir ein Zweifaches zu folgen. Das Erste ist, dass eigent- 
liche Verzehrungsgegenstande nicht gut dér Luxussteuer 
unterzogen werden können. Gewiss gehörenFasane,Trliffeln, 
Champagner und Derartiges nicht zu den ersten Lebens- 
bedürfnissen, und es ist an sich durchaus kein Uebel, wenn 
die Luxussteuer dérén Genuss vertheuert; aber dér Ertrag wird
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so versckwindend kiéin sein, dass er niclit ernstlich in Be- 
tracht kommen kann Hingegen fiúdé ich es, volkswirthsckaft- 
lich und gesellschaftlich, entschieden ungerechtfertigt, wenn 
mán z. B. Zucker und Kaffee zu Objekten einer hőben Luxus­
steuer maciién will. Unentbehrliche Genüsse sind dies freilich 
nicht, aber dass die Zunahme ihrer Konsumtion eher wün- 
schens- denn bedauernsworth sei, das wird doch wohl heute 
nicht in Abrede gestellt werden. Wer Kaffee und Zucker zu 
Luxusobjekten stempelt, könnte dahin auch den Tuchrock 
und das Hemd záhlen, das unsere Vorfahren Jahrtausende 
hindurch zu entbehren gewusst; ebenso die Kartoffel, welche 
sie erst seit dem sechzehnten Jahrhundert kannten. Meine 
zweite Bemerkung wáre, dass bei Einfllhrung einer Luxus­
steuer auch die Kehrseite dér Medaille zu beachteu, die Frage 
zu berücksichtigen ist: ob nicht anderweite Nacktheile den 
fiuanziellen Gewinn weit aufwiegen. Nur Ein Beispiel:Es 
wurde unter Andern eine Besteuerung dér Wand- und Steh- 
uhren beantragt. Wáre gewiss sehr eintráglich im Westen 
Europa’s, wo das Haushalten mit, dér Zeit, in Folge dessen 
die Ptlnktlichkeit, allén Bevölkeruugsschichteu so selír zűr 
zweiten Natúr geworden, dass die Wand- und Stehubr im 
einfachsten Wohnzimmer des bescheidensten Arbeiters kaum 
felilt; in den anspruchlosesten Gastliáusern ist jedes Zim- 
mer mit einer solchen versehen. Bei uns von all' dem kaum 
Ieise Anfánge, weil unser asiatisches Faulenzerthum die 
Plinktlichkeit, das Geizen mit den Minuten noch nicht kenut. 
Eine Besteuerung dér Wand- und Stehuhren wird auf diese 
grössteutheils verzichten lassen; das finanzielle Ergebniss 
wáre bedeutungslos, dabei ein gesellschaftlicher Riiekfall und 
dér volkswirthschaftliche Schaden dér Lahmlegung eines 
ansehnlichen Gewerbezweiges.

XXXII.
Zum GlUck felilt es nicht an Luxusgegenstanden und 

GenUssen, die weder von dér einen noch von dér andern dér
8
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eben gemacfaten zwei Bemerknngeu getroffen werden. . , . 
Icb will nnr b e i s p i e l s  we i s e  einige Luxusstenern nam- 
haft maciién, gégén dérén Einftthrung síeli kamu ein ernst- 
liches Bedenken geltend maciién liesse, Eine aber, dérén 
Einftthrung icb sogar fttr entscbieden wünschenswerth halté.

W asdieersteKategorie betrifft, so ware kaum ein ernstcr 
Einwurf zu erheben gégén eine P f é r d  e- und E q u i p a g e -  
s t euer .  Selbstverstáudlich hat sie niclit fttr Pferde und 
Wagen zu gelten, welche die Erwerbsthatigkeit des Betref- 
fenden in Ansprucli nimmt; sind diese doch schon durch die 
Grund- oder Gewerbestener betroífen. Aber wer fttr seine 
eigene oder seiner Angebörigen B e q u e m l i c h k e i t  beson- 
ders Pferde und Wagen hált, dér geniesst oder affektirt 
einen gewissen Grad dér Wohlhabenheit; 20 — 50 Gulden 
jáhrlicher Mebrsteuer sind fttr ihn leieht zu ertragen. Er wird 
dieserwillen das Haltén von Pferden und Equipage kaum 
aufgeben; ein nacbtheiliger Einflnss auf die Hippikultur oder 
auf die Wagenfabrikation ist alsó kaum zu besorgen. Tritt 
dies in einigen seltenen Falién ein, so ist dér kleine TJebel- 
stand leiclit zu ertragen in Berücksichtigung des staat-sfinau- 
ziellenErgebnisses derMassregel. Letzteres auch nur mit an- 
náhemder Gewissheit zu bestimmen ist unmöglicb, so lángé 
nicht eine spezielle amtliche Aufnahme die nötbigen Anhalts 
punkte geliefert. Aber wenn mán annimmt, — was gewiss 
nicht übertrieben ist, — dass nur dér vierzigst-e Tbeil (2V8Pro- 
zent) dér in Ungarn befindlichen Pferde (die 1870er Záhlung 
ergab dérén 2,179.811) in die Kategorie dér Steucrbaren 
bele und die Steuer per Luxuspferd mit 10 Gulden bemes 
sen wird, so ergábe dies immerhin eine h a l be Mi l l i ón  
G u l d e n  und darüber.

Icb hátte auch gégén die vielfach beantragte P i a u o- 
s t e u e r  Nicbts einzuwenden. Allén Respekt vor dér Kunst; 
auch die Verbreitung dér musikalischen Bildung im Allge- 
meiuen, des musikalischeu Sinnes, verdient uutersttítzt und 
gefördert zu werden. Das aber liat Nicbts géméin mit. dér
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musikalischen Nothzttchtigung, dér unsere armeu Kinder zu 
Huuderteu und Tausendenausgesetztsind, — vondcr Ohren- 
marter dér unsckuldigen Nachbarn ganz abgeseben. Sie ist 
gar nicbt zu záblen die Scbaar jener Kleiueu, welcbe, olme 
alleu Sinu oder aucb nur Gebdr fttr Musik, Jahre bindurcb 
mit Musik-Untei'riebtsstundeu abgefoltert werden, um, wenn 
erwachsen, Noten und Notenpult auf immer in die Kumpel- 
kammer zu werfen; wenn die Aermsten die eine Httlfte dér 
dorart unter Qual und Langwreile vergeudeten Zeit auf Er- 
lernung praktiscb ntttzlicher, ihren Fáhigkeiten entsprecben- 
der Gegenstánde, die andere Halfte auf Spiel und körper- 
licbe Uebung vervvendeten: wir wiirden eine, physisch und in- 
tellektuell viel gesiindere Generation beranwacbseu seheu. 
Sollte die Pianosteuer, welebe icb eben desbalb nicht zu nied- 
rig greifen möchte, zűr Folge babén, dass dér Familienvater 
deu Ankauf und den Missbraucb des Pianos reiflicber iiber- 
legt, Mancber auf den kostspieligen Luxusartikel verzicbtet, 
so wiirde icb hierin durckaus kein Unglttck seben; im Gegen- 
tbeil. Wie dem sei, dér Besitz des Pianos setzt eine gewisse 
Woklhabenheit voraus, die ein Steuerplus zu ertragen ver- 
mag; kann oder will mán es nicbt, so ISsst die Last gich ab- 
walzen; ein Piano mu s s  mau nicbt besitzen.

Als die entscbieden empfeblenswerthe Luxussteuer er- 
scheint mir die D i e n s t b o t e n s t e u e r .  Sie besteht in 
England, in Belgien, in Holland; ihre Einftthrung wáre bei 
u ns ganz besonders angezeigt. Den Abendlander, dér einige 
Zeit hier weilt und Gelegenbeit hat, unsere sozialen Verhalt- 
n isse kenuen zu lemen, erinnert Nichts so sehr an die Nsihe 
des Orients, als dér Missbraucb, welcker allgemein mit dem 
Dienstbotenhalten getrieben w ird: durchgebends ttber den 
Bedarf binaus. Die besclieideiiste bürgerliche Familie (Be- 
amter, kleiuer Kaufmanu oder Gewerbetreibender), welche 
in Paris oder Berlin sicb vielleicht kaum Ein Dienstmadchen 
gönnen, souderu mit einer „fémmé de ménage“, Aufwárterin, 
auszureicben versucheu wtirde, balt in Budapest regelmássig

8 *
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zwei Dienstboten; wenu mehrere Kinder vorhanden siud, 
auch drei oder gar vier. In den grösserenProvinzstádten, wo 
dér Luxus in vielen Beziehungen noch widersinniger Uber- 
trieben wird, auf dem Lande, wo die Menschenkraft noch 
weniger gespart wird als in dér Hauptstadt, zeigt jener 
Dienstbotenluxus sicb in gleichem oder noch höherem Masse. 
Lohn, Kost, Bequartirung und Anderes gerechnet, kostet in 
Budapest ein weiblicher Dienstbote wenigstens 25, ein 
mánnlicher wenigstens 30 Gulden monatlick; macbt aufs 
Jahr 300 und bezüglich 360 Gulden. Rechnen wir für die 
Provinz zwei Drittel dieses Betrages, sonach 200 und 240 
Gulden. Nun denn, wer sich über den absoluten Bedarf hin- 
aus — als solchcn möclite ich Eiuen Dienstboten bei zwei 
Kinderu, zwei Dienstboten bei einer grösseren Kinderzahl be- 
trachten — diese permanente Mebrausgabe von 200 bis 360 
Gulden ein- oder auch mehrere Mai um seiuer Bequemlichkeit 
oder um dér „Welt“ Willen auflegt, dér hat auch die Mittel 
oder mltsste sie habén, um eine Mehrsteuer von 50 bis 100 
Gulden jahrlicb ohne Ueberbürdung ertragen zu können. 
Vermag er’s nicht oder will er’s nicht und beschr&nkt er in 
Folge dessen seinen Dienststaat, — desto besser.

Ja wobl, desto besser. Es wáre hiénáit eine Reform er- 
wirkt, die gesellschaftlich und volkswirthschaftlich nur von 
wohltK tigem Einflusse sein könnte. Dér übertriebene Dienst- 
botenetat hat zűr ersten Voraussetzung das absolute Nichts- 
thun dér Hausfrau. „Ehret die Frauen, sie flechten und weben 
u. s. w.“ Ich verlange durchaus nicht, dass die verheirathete 
Frau mit zűr Erwerbs that igkei t  herangezogen werde; es 
zeigt immer von uugesunden wirthschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Verhaltnissen, wenn die Nothwendigkeit dessen 
in grösserem Massstabe sich einstellt. Die Frau soll aber von 
dér erwerbenden Thatigkeit deshalb befreit sein, damit sie 
unverklirzt ihren Pflichten alsGattin, als Hausfrau, als Mutter 
obliegen könne. Dass jedoch — wie dies bei unserem Bttrger- 
stande vorwiegend dér Fali — dér Mann Tag und Nacht ringe,
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arbeite und erwerbe, damit die Frau die eine Hálfte des Tages 
am Toilettespiegel oder romanlesend auf dem Sofa, die an- 
dere Hálfte Visiten machend, flanirend und plaudernd zu- 
bringe, wábrend im Hause Alié.?, die Kinder mit inbegriffen, 
den Dienstboten überliefert ist: das kann ich weder biliig 
noch vernlinffig fiúdén. Dér Mann hat von Gllick zu sagen, 
wenn hierunter n u r seine Börse und sein Hauswesen leidet; 
Mtissiggang ist aller Laster Anfang.

Dazu könimt dér schádigende Einfluss des Dienstboten- 
luxus auf die wirtbschaftliche Thatigkeit dér Nation. Feld- 
bau, Gewerbe und Handel klagen allgemein über den Mau- 
gel an Arbeitskraften und die ausserordentliche Theuerung 
derselben; die Klage ist nur zu begründet und dér beklagte 
Uebelstand ist eine dér Hauptursacben unseres wirthschaft- 
lichcn Zurtickbleibens. Wie soll aber auch die armere Jugend 
sich zűr sauern „Arbeit“ entschliessen, wenn sie bei balbem 
oder ganzem Nichtsthun, im Dienststande, ein reicblicheres 
und angenehmeres Auskommen findet? Die 1870erVolkszah- 
lung weist nach, dass zu p e r s ö n l i c h e r  Dienstleistung 
(Knechte, Magde u. s. w., die zuglcicli dem Erwerbe dienen, 
n i c h t  inbegriffen) verwendet sind 1,143.075 Personen, — 
um 766.156 Personen oder um 200Prozent mehr als bei Ge- 
legenbeit dér 1857er Volkszahlung! Hingegen hat sich im 
selben vierzehujahrigen Zeitraum die Zahl dér bei dér Indu­
strie be8cbaftigten Arbeiter nur um 173.536 gehoben und be- 
tragt bei dér 1870er YolkszáhluDg noch lángé nicht den 
d r i t t e n  Theil (355.873) dér zűr per sönl i chen Dienstlei­
stung verwendeten Individuen . . . Ganz asiatisch, und kann 
nicht entschieden genug bekfimpft werden. Wenn die Dienst- 
botensteuer liiezu mitbilft, so wird sie nur segensreich 
wirken.

Darum möchte ich auch den Steuersatz nicht zu niedrig 
greifen; etwa' 30, 40 und 50 Gulden nach Provinz, Stadt 
und Grossstadt tlir jede Dienstperson ttber den ersten und 
bezüglich (bei grösserem Hausstande) zweiten Dienstboten
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hinaus.*) leli will darait gar nicht in Abrede gcstellt habén, 
dass die aristokratische oder plutokratische Familie nnd was 
in dér Gesellschaft den entsprechenden Rang einnimmt, eine 
grössere Dienstbotenzahl als „nnerlásslich" zum „standes- 
gemássen" Leben betrachten wird; icb mag ihr auch die Be- 
friedigung dieses Bedttrfnisses dnrebaus nicht webren. Aber 
dieFamiJie, welche 5 bis 10 Diener und Mádchen hált, hat 
auch die Mittel, ein Stenermehr von 300 bis 400 Gulden jáhr 
lich zn ertragen; entlásst sie vielleicht Einen, um durcb diese 
Ersparniss die Steuer filr die übrigen zu decken, so hat die 
Steuer auch ihren N e b e n zweck erreicht. Das wird in noeb 
höherem Grade dér Fal! sein, wenn es dér Steuer gelingt, in 
den b ü r g e r l i  ohen  Haushaltungen den Dienstbotenluxus 
zu vermindern und dadurch die Hausfrauen zűr unmittel- 
bareren Beachtung ihrer Pflieliten zu vermögen.

Es ist allerdings nicht eben die Aufgabe dér Steuerge- 
setzgebung, volkswirthschaftliche und gesellschaftliehe Re­
formén anzustreben; es ist jedoch gewiss kein Uebel — im 
Gegentheil — wenn dies neben dem finanziellen Ergebniss 
erreiebt wird. Das ist dér Fali bei dér beantragten Steuer. Wer 
unsere Dienstboten-Verháltnisse kennt, wird zugeben, dass 
von den 1,143.075 Dienern und Dienerinnen, dérén Vorhan- 
densein die 1870er Volkszáhlung konstatirte, wenigstens ein 
gutViertheil entbehrlich wird, wenn wir nur ein kiéin wenig 
von dér asiatischen uns dér europáischen Haushaltnngsweise 
zuwenden wollen. Macht boiláufig 300.000 entlassbare 
Dienstpersonen. Angenommen, dass die Steuer zűr wirk- 
lichen Entlassnng von 100.000 derselben führt, die andern
200.000 aber weiter behalten und mit dnrcbschnittlich vierzig 
Gulden versteuert werden, so habén wir einerseits dem Acker- 
bau und dér Industrie 100.000 Paar arbeitsfáhige Arme, an-

*) In E n^Innd  ko ste t dér erste D iener 1 P fnnd 1 Shillinp; (lO’/s Gulden S íiben , 
fíir die w eiíeren  iát j e  3 P fund  11 S h illing  6 Pence  zu zah len ; in B elg ien  e a r l ir t
d ie T axe naeh dei Z ah l dér D iener zwischen 6 F ran k s  36 Centim es his u  Franké 
84 Centim es, in H olland zw isrben  5 his 40 Ciliden
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dererseits dem StaatsschatzeeinEinkommeu von 200.000 x  40 
=  8,000.000, sage a elit Mi l l i o n e n  Gulden zugefiihrt.

leli wüsste unter unseren volkswirtkschaftlicheu und 
staatsfinanziellen Verkaltnissen kaum zu sagen, ob Ersteres, 
ob Letzteres als dér liöbere Gewinu anzuschiagen ist.

leh wiederbole es: ich will betreffs dér Luxussteuer 
keine positiven Voischláge gemaebt, sondern nur Bei spi e l e  
angeführt habén; es lilsst sieb mit denselben, glaube icb, 
nicht schwer nacbweiseu, dass auf diesem Wege, ohne 
eigentliche Belastung dér Bevölkerung, dem bedrángten 
Staatsschatz ein Jahre.seinkommen von 8 bis 10 Millionen 
Gulden zuzufiihreu wáre.

XXXIII,
Lásst mán die Ausfuhrungen dér vorangehenden Ab- 

schnitte gelten, so sind in das Normalbudget, das heisst von 
1877 ab, die sogenaunten fakultativen Ausgaben mit fiinfzehn 
Millionen un t e r  ikrein heutigen Betrag, rund mit vi erz i g 
Mi l l ionen Gulden einzustellen. Bezüglich dér Pflichtaus- 
gaben kann gespart werden: bei den gemeinsamen Ausgaben
8.000. 000, Pensionen und schwebende Schuld 700.000, uu- 
garische Staatsschulden 8,500.000, Eisenbabn-Zinsengaraniie
5.280.000, Wegfall des Agiozuschlages bei den zwei letzten 
Pesten und bei dem Beitrag zűr gemeinsamen Staatsschuld
9.100.000, zusammen 20'5 Millionen, wonach die Pflichtaus- 
gaben (kente 122‘5 Millionen) síeli auf 102 Millionen herab- 
mindern. Somit G c s a m m t b e d a r f  des  ungar i s chen  
S t a a t s b a u s h a l t e s  im Nor mal budge t :  102 +  40 =  
1-1-56,0 0 0 .0 0 0  Gulden. Die Summe gilt, wie dem Leser 
nocli erinnerlich sein dlirfte, von den ef fect iven Staats-  
l a s t e n ,  das beisst mit Ausschluss dér blos durchlaufenden 
Pesten und dér Eigenkosten gewisser Gescbaftsbetriebe (Ta- 
bak, Salz, Lotto, Post, Telegraf u. s. w.), welche Kosten das 
Publikum nicht als Steuer rttekerstattet, sondern — wie dies
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einen empfangenen wirthschaftlichen Werth oder Dienst. Wir 
habén andererseits nacbgewiesen (Abschnitt ITI), dass die 
r e i n e  o d e r v e r f ü g b a r e  S t a a t s e i f t n a h m e  sich beute 
anf 1 4 0 ,€ > 0 0 .0 0 0  Gulden beláuft. Scblagen wir hinzu 
nur dasMehr von vier Millionen, welches die vöm Unterhause 
bereits votirte Korrektion des Grundsteuergesetzes zu bringen 
hat, so erhalten wir, ohne jede neue Belastung dér Steuer- 
pflichtigen, cin def izi t loses Budget, sogar einen Ueber-  
s chu ss von zwei Millionen.

Unsere Aufstellunggilt bekanntlich für 1877 und weiter- 
hin, indem wir die dreijáhrige Zwischenzeit fttr nöthig, aber 
auch fiir vollkommen genügend erachten, um dieim Yerlaufe 
dieser Studie entwickelten juridischen, administrativen, 
volkswirthscbaftlicben und finanziellen Reformén durcbge- 
fllhrt und sie ihre Wirkungen aussern zu seben. Nimmt mán 
an, — was keineswegs optiniistiscb ist — dass diese Mass- 
nahmen mittelst dér gesteigerten Verkehrslebhaftigkeit und 
des gehobenen Volkswohlstandes das Ertrágniss dér besteken- 
den Steuergattungen aller Art im Durchschnitt nur um f i inf  
P r o z e n t  steigern, so erhebt sich dér regelmássige Budget- 
U e b e r s c h u s s  auf 7 bis8 Millionen Gulden, was die Befrie- 
digung gesteigerter Kulturanforderungen, die an den Staat 
gestellt wiirden, gestattet. Findet mán diese, gewiss beschei- 
den angesehlagene Steigerung zu optimistiscb, so wollen wir 
sie gerne ausser Berecbnung lassen. Wir wollen noch weiter 
gehen, um jeden Anschein dér Sehönfarberei oder dér Selbst- 
táuschung zu vermeiden; wir wollen alsó auch die Annahme 
oder Befiirchtung nicht zurückweisen, dass die soeben auf 
35.5 Millionen summirten Abstriche oder Ersparungen sich 
nicht vo l l s t and i g  durchfíihren lassen; denken wir sie uns 
um 20 Prozent geringer, alsó nur 28 Millionen betragend. 
Dann steht es frei, zu den im vorhergehenden Abschnitt 
angedeutéténLuxussteuernseineZuflucht zu nehmen; ihrEr 
tragniss gleicht diesen Ausfall aus und das defizitlose Budget
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oder — wenigstens — das Gleichgewicht im Staatshaushalte 
findet sich wieder gesicliert.

Das ist, wird sie érzi olt, gewiss kei ne „ d e s p e r a t e “ 
Lage .  Die Herbeiflthrung derselben erfordert aber weder 
ITexerei nocli finanzielle Staatsstreiche; sie beansprucbt Ein- 
sicht, Thatigkeit und Ausdauer seitens unserer Sfaatslenker. 
Maii wird unter den beantragten Massnabmen keine einzigo 
findeu, welclic den Grundingen unseres Verfassungswesens, 
den Anforderungen dér st.rengsten Gerechtigkeit, den aner- 
kannten Grundsátzen dér modernen Staats- und Volkswirth- 
scliaft zuwiderliefe; keine einzige, dérén Dnrcbflibrnng nicht 
auch dann wünschenswerth erschiene, wenn sie nicht dnrch. 
die dringende Finanznoth geboten wfire. Höclistens dlirfte 
mán unserer Ausflihrung den Vorwurf maciién, dass sie die 
„bessere Zeit“ weit kinausschiebt, da dér geregelte Staats 
haushalt erst mit dem Jalire 1877 eintreten soll. Mit Qnack- 
salbereieu uud Gewaltmitteln lassen sich allerdings raschere 
Erfolge erzielen; was aber solche Kuren werth sind, weiss 
jeder Einsichtige. Ich will eine g riind liche , dadurch 
ernstc und d a u e r n d e  Genesung unseres Staatshaushaltes; 
das verlangt Zeit, namentlich bei einem so arg unterminirten 
Gcsundhcitsstand, wie es dér unserige ist.

Freilich tritt dann die Nothwendigkeit von Ueber -  
g a n g s m a s s r e g e l n  gebieterisch an uns heran; es muss 
ftir das De f i z i t  dé r  Z w i s c h e n z e i t  gesorgt, werden. Wir 
ermittelten ftir das Durchschnittsbudget unter dem gegeu-  
w á r t i g e n  System einen jahrlicben Gesammtbedarf von 
178 Millionen angesichts eines verfiigbaren Einkommens von 
140 Millionen, somit einen Abgang von 38 Millionen Gulden; 
fttr 1874 findet sich derselbe theils durch Schnldreste des 
Vorjahres, theils durch die unabweisbare Aus- und Fort- 
fűhrung öffcntlicher Arbeiten auf zweiundsiebzig Millionen 
erhöht (Abschnitt II bis IV). Hiefür hat bis auf acht Millionen 
die jfingste Anleihe gesorgt, die a,uf 76'/2 Millionen nominal 
an 64 Millionen effektiv bringen muss. Bleiben zu bedecken;
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8 Millionen fiir 1874, und für die nacbfolgenden zwei Jabre 
je 38 Millionen, somit Alles in Allém 84 Millionen Gulden. 
Wir wollen für unabweisbare Unternehmungen und Unvor- 
bergesebenes weitere acbt Millionen jahrlich hinzurechnen 
und demgemáss das bis Ende 1876 noch zu bedeckende  
D e f i z i t  auf rund h und  é r t  Mi l l i o n e n  Gu l d e n  ver- 
anschlagen.

Allerdings ein ansehnlicber Betrag för ein schuldenbe- 
scbwertes Land. Docb lasst derselbe sich herabmindern. Un 
tér den Ersparnissen, welche wir im Laufe dieser Studie für 
das Zukuuftsbudget beantragten, sind auch solche, welche 
ganz oder theilweise sehon v o r 1877 durcbget'übrt werden 
können. In die erste Kategorie geliört die Ersparniss von 7 
bis 8 Millionen, welcbe an unserem Beitrag zu den gemein- 
samen Ausgaben durch Rückführung desselben auf den 
Durchschnitt dér Jabre 1868, 1869 und 1871 zu erzielen ist 
(Abscbnitt XXII). Das ist scbon in dér n á c h s t c n  Delega- 
tion anzustreben, das beisst für 1875 und 1876 durcbzufüh- 
ren. Was bilft das Leugnen und Vertuschen von Zustánden, 
die allé Welt kennt? Habén wir wenigstens den Muth und 
das Verdienst dér Oífenbeit! Gesteben wir unumwuudeu in 
den Delegationen, dass schon die Rllcksicht auf unsere Fi- 
nanzlage es driugend gebietet: vorláutig auf das kostspielige 
Renoviren, Experimentiren und Armiren zu verzicbten und 
uns auf die im Interessé dér Wekrfabigkeit unerlasslitb- 
sten Ausgaben zu begchrSnken! Das war seit Langem die 
Ansicht dér österreichischen Delegation; sie wird dieser An- 
sicht, von uns kommend, beute urn so eber beitreten, als die 
Nacbweben des „Krachsw sicli auch dér cisleitbaniscben 
Bevölkerung sehr fühlbar machen und zu Steuer-Erleicbte- 
rungen drangen . . . Zűr zweiten Kategorie dér Ersparnisse, 
die namlich zum T b e i l  scbon v o r 1877 durchzufllhren 
sind, rechne ich die fünfzebn Millionen, um welcbe durch die 
vollstandige Reorganisation unseres Verwaltungs-Mecbanis- 
mus die laufenden Ausgaben verringert(Abschnitt XXV), und
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die 5'2 Millionen, welche durch die Neugestaltuug unseres 
Balmwesens an dér Zinseugarautie erspart werden sollen 
(Abschnitt XXX). Beides kann und soll ungesaumt (nicht 
durchgefiihrt, wohl aber) in Augriff genommen werden. In 
solchem Falle lásst sich wohl von dér ersteren wie von dér 
zweiten Ersparniss ein D r i t t h e i l  schon von 1875abreali- 
siren. Macht für 1875 und 1876: (5 -j- 1'7) X 2 =  134 
Millionen, was zu obigen (7-5 X  2 —) 15 Millionen hinzu- 
gerechnet, einen Abschlag von nahe 281/* Millionen ergibt, 
s o mi t  da s  u n b e d e c k t e  De f i z i t  d é r  U e b e r g a n g s -  
p e r i o d e  a u f  72,500.0(10 fi. h e r a b m i n d e r t .  D a s s e l b e  
Ergebniss wird erreicht, wenn a n s t a t t  dér sofortigen, wenn 
auch nur theilweisen Durchführung dieser Ersparnisse, die 
sofortige (das heisst von 1875 an) Aktivirung dér Luxus- 
steuernerfolgt. Viel g t i n s t i g e r  natlirlich gestaltet sich das­
selbe, wenn Be i d e s  gleichzeitig geschieht. Wir wollen je- 
doch, um auch dern Schein des Optimismus auszuweichen, 
uns nur das Eine oder  das Andere verwirklicht denken. Wir 
verbleiben sonach bei dem eben ermittelten Defizit von 72'5 
Millionen; wie dasselbe bedecken ?

XXXIV.

Seit ich die Éhre habé, dem ungarisehen Reichstage an- 
zugehören, liess ich kaum Eine Budgetdebatte vorübergehen, 
ohne auf die staats- und volkswirthschaftlichen Unzukömm- 
lichkeiten unseres ungeheueren D o m a n e n b e s i t z e s liinzu- 
weisen. Ich that dies zűr Zeit, wo die Idee dér Verausserung 
des unbeweglichen Staatsvermögens bei uns noch für Háresie 
oder gar für Landesverrath galt. Die fortschreitende staats- 
wirthschaftliche Erkenntniss, die aufklárende Diskussion, 
dér Druck dér Nothwendigkeit habén seitdem eifrige Propa­
ganda für diese Idee gemacht; ich konnte sie, ohne auf 
Widerspruch zu stossen, gelegentlicli dér ersten Budget-De- 
batte ftir 1874 eiugehend besprechen und auch den Durch-
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führungsmodus andeuten. (Sitzung vöm 21. Juni 1873.) Sie 
isi seit einem Jahre aach von anderer Seite im Reichstage 
und in dér Presse befürwortet, letzthin aber von dér Regie- 
rung in freilich sehr unliebsamer Weise (durch die Verpfan- 
dung dér Domanen an das Rothschild-Konsortium) au eh die 
Durchführung angebahnt worden. Dér ungarische Staat be- 
sitzt als Eigentlium fünftbalb Millionen Joch Grund, etwa 
e i n Z w ö l f t e l  des gesammten ungarischen Bodens. Das 
liatte mebr weniger einen Sinn zűr Zeit, wo einerseits dér 
Grund und Bódén das einzige Vermögen und die einzigc 
Einkommensquelle bildete, andererseits dér Staat seine Be- 
dürfnisse vorwiegend aus dem Eigeneu bestritt; Beides hat 
auch bei uns langst aufgehört. Dér moderné Staat hat ganz 
andere Aufgaben, als das w i r t h s c h a f t l i c h e  Arbeiten 
und Erwerben. Er benöthigt dessen auch nicht. Für seinen 
Geldbedarf sorgt dér Aníheil, welchen die Bevölkerung ihm, 
damit er eben seinen hölieren Aufgaben entspreehe, von dem 
Ertrage i h r e v Sehaffens- und Erwerbsthátigkeit 11 béri áss t 
(Steuer u. s. w.) Und insoweit sicli überhanpt Besitz und 
Betrieb Seiteus des Staates noeh recbtfertigt, so sind diese 
ganz spezieller Natúr, mit dem Berufe des Staates unmittelbar 
zusammenhangeud (Tabak und Salzmonopol, Eisenbabnen, 
Fost und Telegraf); ihm gehört nicht dér gewölinliche, Féld-, 
Forst- oder Bergbau, wo die Konkurrenz des Staates nur stö- 
rend in das Gebiet dér Privatindustrie binübergreift. Darüber 
sind in neuerer Zeit Tlieorie und Praxis lángst cinig gewor- 
den, und dér staatliche Dománenbesitz ist in den meisten 
Kulturstaaten auf einen selír bescheidenen Umfaug reduzirt.

Die Erfahrung hat auch bei uns bereits ihr Urtheil 
gesprocben. Von dem Zwölftheil des ungarischen Areals, 
welches dér Staat a l s E i g e n t h u m  besitzt, bezieht er als 
Jahresertrágniss k a u m  so v i e l  (unter acht Millionen Gul­
den) als ihm jedes dér restirenden 1' / n  an direkten und in- 
direkten S t e u e r n  einbringt; Beweis genug, dass dér Be­
trieb ein böchst unbefriedigender ist und namentlich vöm
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volkswirthscbaftliehen und politiscli-sozialen Standpunkte 
aus dér Uebergang dér Domanen in den Privatbesitz in 
jeder Beziehnng vortheilhaft wáre. Hat docb soeben erst ein 
Regierungs- und Fachmann (Báron Jul. Fiáth) nachgewie 
sen, dass auch das Pachtsystem, von welehem mán sich in 
letzter Zeit eine Aufbesseruug dér Betriebsergebnisse ver- 
sprochen, in keiner Weise befriedigt und befriedigen kann

Die Wa l dunge n  mögen bievunberücksichtigtbleiben; 
bezliglich derselben sind die staatsfinanziellen und die direk- 
teu volkswirthscbaftliehen Gesiehtspunkte nicht a l l é i n  zu 
beachten; an einen „Ausverkauf“ dér vier Millionen Joch 
Waldungen ist tibrigens beim heutigen Standé des Holzge- 
schaftes auf laDge hinaus nicht zu denken. Aber die V e r- 
a u s s e r u n g  dé r  f ü n f m a l h u n d e r t t a u s e n d  J o c h  
l a n d w i r t h s c b a f t l i c h e r B e s i t z u n g e n  und dér stetig 
mit Verlust arbeitenden B e r g w e r k s b e t r i e b e  muss in 
jeder Beziehung angelegentliebst empfohlen werden. Wird 
daftir gesorgt, dass dér Verkauf in Parzellen geschieht und 
dadurch dér Ankauf auch dem „kleinen Manne“ zug£nglich 
ist, wird gleichzeitig diese Zugánglichkeit in dér Art gestei- 
gert, dass dér Erstehuugspreis in 20 bis 30 Annuitaten ab 
gezahlt werden kann, so wird es an Erstehern im L an  de 
s e 1 b s t nicht fehlen; wir werden uns gleichzeitig einen wohl- 
habenden Bauernstand herangebildet habén, was nicht hoch 
genug anzuschlagen ist. Dass dér g é g é n  w á r t i g e  Augen- 
blick zum Grundverkauf eben nicht sehr geeignet ist, gébén 
wir zu; das schreckt uns aber nicht im Geringsten. Für das 
Defizit des laufenden Jahres ist gesorgt; wir können sonach 
selbst mit dem B e g i n n dér Operation noch 8 bis 10 Monate 
warten. Die Stimmung und die Lagc, des Geldmarktes bes- 
sertsich sichtlich, und eine balbwegs gttnstige Ernte im Jahre 
1874 wird auch die Preisverhaltnisse des Grund und Bodens 
sofőrt giinstiger gestalten.

Unter den angedeuteten Verkaufs und Zahlungsmodali- 
taten und bei a l l  m ai i gé m Verkauf lassen sich sehr an-
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standig-e Preise erzielen; ein Erlös von liu n d er.t Mi l l i ­
ón e n Gu l d e n  für die landwirthschaftlichen Besitze und die 
bergmánnischen Betriebe werden Fachmánner als mássige 
Scbátzung betracliten. Die italienische Gesellschaft dér Do • 
manialgüter zeigt, wie dieser Erlös sicli zu Gunsten dér Re 
gierung „eskomptiren11, das heisst im Bedarfsfalle, auch elie 
er erzielt worden, sich einheimsen und verwenden lásst. Audi 
sind die dortigen Staatsdomáuen durchgeliends i iber  den 
Preis verkauft worden, zu welchen die Regierung sic einge- 
schittzt hátte; dass biedurch aocli keine vollstandige Rege- 
lung dér italienisehen Finanzeu erzielt wurde, war gewiss 
nicht die Schuld dieser Operation; Dauaidenfásser scheinen 
ja  aueli Götter nicht Mién zu köunen! . . . Nur noch d ie  
Bemerkung, dass ich in dér neulich erfolgten „Verpfándung11 
dér Dománen kein untibersteigliches Hinderniss dér Durch- 
fiihrung dieser Operation sebe. Von dér Erklárungabgesehen, 
welche Minister-Prásident und Finanzminister Szlávy im 
0berhause(30. Dezember 1873) iiber die „Natúr11 dieses Pfan- 
des abgegeben; abgesehen auch davon, dass das Anlehens- 
gesetz die Dománen als Pfand fUr 153 Millionen bezeichnet 
und wir bisber nur 761/2 Millionen aufgenommen babén, — 
kann die völlige Freimachung dér Dománen Uberbaupt keine 
Scbwierig-keit habén, wenn die im Absehnitt XXVIII dieser 
Studie geforderte Umgestaltung unseres Staatsschuldeuwe- 
sens baldigst angestrebt wird.

Einc zweite bedeutende Aushilfsquelle bieten die 
St eue r - ,  Pa c h t -  und a n d e r e  Ri i ck s t án  d e. Eine offi- 
zielle Zusammenstelluug beziffert sic auf 117 5 Millionen 
Gulden, mit Inbegriff von 12-3 Millionen „ b e w e g l i c h e u  
S t a a t s v e r m ö g e n s 11 (wobl Aktién und Obligationen), die 
allerdings nicht ganz in diese Rubrik gehören. Sind diese 
Papiere nach ihrem reellen Wertbe eingcschátzt, so stebt 
ibrer Versilberung Nichts entgegen; sie wáre jedesfalls 
vortheilhafter und anstándiger, als das evvige Hausireu be- 
liufs ibrer Verpfánduug. Mit 1G’6 Millionen sind fernerdie



„géméin samen Ak t i v e n 11 eiugestellt; dér Posten ist keiu 
„dubioser11, und es dUrfte nur einiger Energie Seitens dér 
nngarischeu Regierung bediirfen, urn die seit sieben Jahren 
verschleppte Abrecbuung und Liquidation endiieb durch- 
geftihrt zu seben. Hingegen dlirften die 136 Millionen, 
welche den Eisenbalin- und anderen Unternchmungen als 
Zinsengarantie-Vorscbuss ausbezablt worden, nicht so bald 
einzubringen sein; die Verpflicbtung zűr Rlickzahlung tritt 
ja  erst dann ein; wenn die Lage dieser Uuternehmungen 
sich derart gelioben, dass sie einen Ueberschuss iiber die 
Verzinsung des eigenen Kapitals erzielen . . . Verbleiben 
an fünfundsiebzig Millionen (13. 74,919.148) eigentlicher 
Steuer- und Pachtrückstande und anderer falliger Schulden.

Diese „Aktivá11 scbleppen sieli seit secbs Jahren duvch 
unsere Staatshansbaltungs - Rcchnungen Ilin; es wáre Zeit, 
auch hier Ernst zu maciién und praktisclie W a h r h a f t i g- 
k e i t anzustreben.

Die Verausserung, Eskomptirung oder Verpfándung dér 
aktiven Rlickstande hat bisher nicht gelingen wollen. Hören 
wir auf, uns selbst zu tfiuschen; gébén wir kaufmánnisch 
zu Werke Streichen wir, was unrettbar verloren ist, und 
sichern wir uns den Eingang Dessen, was zu retten ist. Ein 
biliigei* Ausgleich ist aucb fiir den Fiskus mehr werth, als 
ein fetter Prozess. Es mögen bei starken und unverkürzt 
nicht mehr einbringbaren Ausstanden Nacblásse bewilligt, 
aber die aufrecht erbaltenen Betrage vollkommen s i cber -  
g e s t e 111 und mit grösster Strenge iiber die Znbaltung dér im 
Ausgleich vereinbarten Zahlungs-Termine gewacbt werden; 
andernfalls tritt natHrlich die urspriingliche Forderung des 
Staates wieder in volle Kraft. Angenommen, dass bei diesem 
Ausgleicbsverfabren 10 Prozent (7-5 Millionen) ganz gestri- 
chen, von dem Rest durchschnittlich f ü n f z i g P r o z e n t  cr- 
lassen werden mlissen, Verbleiben als gesicbert33'7 Millionen, 
und mit Hinzufllgiing' dér als vollkommen realisirbar bezeich- 
neten Posten (Werthpapiere 12,310.940 fi., gemeinsame Ak-
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tiva 16,595.000 fl.) cin rcalisirbares Aktívum von 62-6 
Millionen Gulden. Das macht mit obigem Domáucnerlös eiue 
B e d e c k u n g  von r u n d  102 .0 0 0 .0 0 0  g e g e n ü b e r  
e i n e m B e d a r f  von 7 2  5 M i 11 i oné n  Gul den  (Abschnitt 
XXXIII). Sollte demnach vou dem Doruanenerlös wie von 
den Ausgleichs Summen dér Rückstánde bis 1876 nur je die 
H a l i t  e einlaufen, so ist docli dei ausserordentliclie Bedarf 
dér dreijáhrigen Uebergangsperiode v o l l k o m m e n  ge- 
d e c k t, und wir nebmen noch in die neue Aera des defizit- 
losen Budgets ein Aktívum vou fást neunz i g  Mi l l i onen
binilber für Investitionen und Unvorbergeseheues............

Die Herstellung und Sicberung eines vollkommen ge- 
sunden Staatsbaushalts für die nacbste Zukunft, wie die Be- 
deekung des Bedarfes für die Uebergangsperiode sind dem­
nacb obne Umwálzung, ohne finanziellen Staatsstreicb, obne 
driickende neue Belastung dér Steuerpflichtigen mit voller 
Sicberheit erreichbar, wenn die im Verlaufe dieser Studie 
entwickelten, auch durch a n d e r e  als die staatsfinanziellen 
Rücksicbten gebotenen Reformén und Massnahmen ernstlich 
und ungesaumt in Angriff genommen, mit Talent und Be- 
barrlicbkeit durcbgefUhrt werden. Allerdings sind zum Ge- 
lingen dieses Werkes vor Allém drei Dinge unerlásslich: ein 
Ministerium, welches die GewShr einer gewisseu Dauerhaf- 
tigkeit in sich tragt; ein Kabinetsleiter, dér weiss, was er 
will, und ma^nhaft wi l l ,  was er weiss; endlicb — last bút 
nőt least — ein ehrlicher und befahigter Finanzminister. . . .  
Sollte die Erflillung dieser dreifachen Bedingung unmöglicb 
sein ? Wir glauben kaum. Und war’s auch, muss niebt an- 
gesichts unserer betrübendeuLage und dér Dringlichkeit dér 
Abhilfe auch das „Unmögliche11 versucht werden ?

Druck von Wilh. Zoeller in Wien,
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